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Vorbemerkung 

Von Oktober 2020 bis Juli 2021 führte das Fritz Bauer Institut ein Rechercheprojekt zur 

Geschichte des Frankfurter Schullandheims Wegscheide im Nationalsozialismus durch. 

Bearbeiter des Projekts war Maximilian Aigner; angeregt und finanziell gefördert wurde das 

Vorhaben vom Dezernat Integration und Bildung der Stadt Frankfurt am Main. Der Auftrag 

bestand darin, einschlägige Literatur und Archivquellen zu identifizieren und auszuwerten, 

auf dieser Grundlage relevante Untersuchungsaspekte zu bestimmen und erste 

Einschätzungen dazu vorzulegen sowie Vorschläge zur weiteren Verarbeitung der 

Erkenntnisse zu entwickeln. Der vorliegende Bericht fasst die Ergebnisse dieses Projekts 

zusammen. 

Zunächst wird ein Überblick über die Geschichte des Schullandheims Wegscheide im 

Allgemeinen sowie über die Kontroverse zu seiner Entwicklung in der NS-Zeit gegeben. Die 

nachfolgenden Abschnitte dokumentieren die Ergebnisse der Recherchen: Nach einer 

Übersicht über den Forschungsstand und die Quellenlage werden im Hauptteil verschiedene 

mögliche Untersuchungsfelder bezüglich der Geschichte der Wegscheide im 

Nationalsozialismus skizziert. Nach Ansicht des Autors gehen diese über die jüngst 

diskutierte Umwandlung der Rechtsform 1938 und die NS-Belastung des Wegscheide-

Gründers August Jaspert in mehrerlei Hinsicht hinaus: Für ein umfassendes Bild gilt es, die 

politische und pädagogische Vorgeschichte in den 1920er Jahren, das Agieren der 

Wegscheide-Leitung in der NS-Zeit im Allgemeinen, die Karrieren mehrerer relevanter 

Akteure aus dem Umfeld des Schullandheims und schließlich den langwierigen Prozess der 

Aufarbeitung der NS-Vergangenheit in den Jahrzehnten nach 1945 in den Blick zu nehmen. 

Bei den hier vorgetragenen Einschätzungen handelt es sich um vorläufige Ergebnisse, die 

durch die weitere Analyse des Archivmaterials, die Vergrößerung der Quellenbasis und die 

Einordnung in die allgemeine zeithistorische Forschung überprüft und weiterentwickelt 

werden sollten. Welche Aspekte hierbei zu berücksichtigen wären, ist Gegenstand des 

letzten Kapitels. Im Anhang finden sich eine kommentierte Übersicht über das Archivmaterial 

und ein Verzeichnis der verwendeten Literatur. 
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Überblick über die Geschichte des Frankfurter Schullandheims Wegscheide 

Das Schullandheim Wegscheide bei Bad Orb blickt auf eine lange und wechselvolle 

Geschichte zurück.1 Bereits im Sommer 1914 entstanden auf dem circa 35 Hektar 

umfassenden Gelände im Spessart zahlreiche Unterkunftsbaracken und drei solide 

Pferdeställe, die während des Ersten Weltkriegs als Militärlager für rund 9.000 Soldaten 

dienten. Das Waldgebiet südlich der Wegscheide war in den folgenden Jahren Schauplatz 

von Truppenübungen, und in den nahegelegenen Dörfern Villbach und Lettgenbrunn 

bestand ab dem Frühjahr 1915 ein Kriegsgefangenenlager. 

Zum Standort eines Schullandheims wurde die Wegscheide erst nach Kriegsende. Im 

Sommer 1920 bezogen erstmals 500 als besonders erholungsbedürftig angesehene 

Frankfurter Schulkinder mit ihren Klassenlehrerinnen und -lehrern die ehemaligen 

Militärunterkünfte für einen vierwöchigen Ferienaufenthalt. Das Projekt ging auf eine Initiative 

der Frankfurter Kinderhilfe zurück, eines kurz zuvor gegründeten Zusammenschlusses 

privater Frankfurter Wohlfahrtsinstitutionen. Die treibenden Kräfte dahinter waren der Jurist 

und Sozialwissenschaftler Wilhelm Polligkeit (1876–1960), der die einflussreiche Centrale für 

private Fürsorge leitete, sowie der von Ideen der Reformpädagogik und der 

Jugendbewegung geprägte Schulrektor und spätere Stadtrat August Jaspert (1871–1941). 

Ihr Ziel bestand zunächst darin, die infolge des Kriegs entstandene prekäre gesundheitliche 

Lage der Frankfurter Jugend zu verbessern und eine Alternative zu den als beengt und 

unhygienisch angesehenen Wohn- und Lebensformen der modernen Großstadt anzubieten. 

Da sie das Pilotprojekt als großen Erfolg werteten, entschlossen sich die beteiligten 

Organisationen im folgenden Jahr, ihm eine dauerhafte rechtliche Gestalt zu verleihen: Im 

Sommer 1921 gründeten sie die Kindererholungsstätte Wegscheide GmbH. Als ihre 

Gesellschafter fungierten die Centrale für private Fürsorge, der ebenfalls an der Kinderhilfe 

beteiligte Bürgerausschuss e.V. unter der Leitung des Majors a.D. Warnecke sowie August 

Jaspert. Letzterer übernahm zudem den Posten des Geschäftsführers. Das Unternehmen 

pachtete das Grundstück, mietete die Pferdeställe und erwarb die ehemaligen 

Mannschaftsbaracken vom Reichsfiskus. 

In den folgenden Jahren gelang es Jaspert mit Unterstützung der Stadt Frankfurt ein 

ambitioniertes Konzept zu etablieren, das über die reine Erholungsfürsorge hinausging: Die 

achten Klassen aller Frankfurter Schulen verbrachten nun jährlich – aufgeteilt auf sechs 

Gruppen – vier Wochen auf der Spessarthöhe und erhielten dort an der natürlichen 

Umgebung orientierten Unterricht. Während der Ferienmonate stand das Heim weiterhin 

1 Auf detaillierte Quellenangaben wird in diesem Abschnitt, der einen ersten Überblick vermitteln soll, verzichtet. 
Nachweise zu Aspekten, die zur Untersuchung der Wegscheide in der NS-Zeit relevant sind, finden sich in den 
folgenden Abschnitten. Zur Geschichte der Wegscheide im Allgemeinen vgl. Kurt Schäfer: 75 Jahre Frankfurter 
Schullandheim Wegscheide. Ein geschichtlicher Überblick, hrsg. von der Stiftung Frankfurter Schullandheim 
Wegscheide, Frankfurt am Main 1995. 
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gesundheitlich angeschlagenen Kindern aus Frankfurt und anderen deutschen Städten offen. 

Für die Kosten des Aufenthalts kamen im Wesentlichen die Eltern auf, hinzu kamen 

Zuschüsse der Stadt Frankfurt für notleidende Kinder. Darüber hinaus konnte die 

Wegscheide Einnahmen durch öffentliche Sammlungen generieren und erhielt zum Teil 

großzügige Unterstützung von privaten Spendern wie der Industriellenfamilie von Weinberg. 

Mithilfe dieser Mittel wurde die Infrastruktur des Geländes bis Ende der 1920er Jahre 

erheblich modernisiert und erweitert. Organisatorisch handelte es sich um ein komplexes 

Gebilde: Prinzipiell agierte die Wegscheide GmbH als privates Unternehmen unabhängig 

von städtischen Institutionen, gleichwohl oblagen Aufsichtspflicht und Unterrichtsgestaltung 

den mitgereisten Lehrkräften, die ihrerseits dem städtischen Schulamt unterstellt waren. 

Gemeinsam bildeten sie für die Zeit des Aufenthalts einen sogenannten Führerrat, aus 

dessen Kreis ein »Bürgermeister« für das »Kinderdorf« gewählt wurde, der wiederum sowohl 

dem Schulamt als auch der GmbH rechenschaftspflichtig war. Im Laufe der 1920er Jahre 

entzündeten sich in Frankfurt wiederholt Debatten um die politische und pädagogische 

Ausrichtung der Wegscheide, bei denen vor allem bei den Vertretern der politischen Linken 

auch diese unklaren Verantwortlichkeiten für Unmut sorgten und Forderungen nach einer 

»Kommunalisierung« der Einrichtung hervorriefen. Insgesamt erwarb sich die Wegscheide

bis Anfang der 1930er Jahre jedoch ein hervorragendes Ansehen in weiten Teilen der

Stadtgesellschaft und hatte sich schnell als fester Bestandteil der Schularbeit etabliert.

Nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten kam es vermehrt zu Konflikten 

zwischen August Jaspert und verschiedenen lokalen NSDAP-Akteuren wie dem Bad Orber 

Bürgermeister und dem Gelnhausener NSDAP-Kreisleiter sowie Geschäftsleuten aus der 

Region Bad Orb. Im Zentrum standen der Vorwurf einer mangelnden nationalsozialistischen 

Gesinnung Jasperts sowie die Kritik, er habe Lebensmittel zur Versorgung der Kinder auf der 

Wegscheide nicht von lokalen Erzeugern erworben. Darüber hinaus hätten – so die spätere 

Darstellung Verantwortlicher aus dem Umfeld des Schullandheims – wiederholt NS-

Organisationen wie die Nationalsozialistische Volkswohlfahrt (NSV), der 

Nationalsozialistische Lehrerbund (NSLB) und die Hitlerjugend (HJ) versucht, die Einrichtung 

unter ihre Kontrolle zu bringen – dies jedoch offensichtlich ohne langfristigen Erfolg. Jaspert 

konnte sich bei den Auseinandersetzungen, die bereits 1933 begannen und sich über 

mehrere Jahre hinzogen, auf die Unterstützung des Frankfurter Oberbürgermeisters 

Friedrich Krebs (1894–1961) verlassen. 

Dennoch sind während der Zeit des Nationalsozialismus mehrere Zäsuren in der 

Arbeit der Wegscheide zu erkennen. Eine erste erfolgte im Jahr 1938, als sich die 

Gesellschafter zur Umwandlung der Rechtsform von einer GmbH in eine selbstständige 

Stiftung unter Aufsicht des Frankfurter Magistrats entschlossen. Der Vorstand der neuen 

Stiftung Frankfurter Schullandheim Wegscheide setzte sich aus dem Vorsitzenden des 
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Bürgerausschusses Oberlandesgerichtsrat Ernst Wagner (1877–1945), den Sozial-, Schul- 

und Rechtsdezernenten der Stadt Frankfurt am Main sowie Jaspert, der zugleich den Vorsitz 

und die Geschäftsführung übernahm, zusammen. Durch die Neuorganisation bestand fortan 

eine engere Anbindung an die Stadtverwaltung. Weitaus drastischere Folgen für die 

Wegscheide hatte die Beschlagnahmung des Geländes durch die Wehrmacht im November 

1939. Die Bauten dienten fortan als eines der Kriegsgefangenen-Mannschafts-Stammlager 

im Wehrkreis IX (Kassel). Das Lager trug die Bezeichnung Stalag IX B Wegscheide (ab 

Oktober 1942: Bad Orb). Die ihm zugeteilten bis zu 25.000 Personen kamen als 

Zwangsarbeiter in der Land- und Forstwirtschaft sowie in Industriebetrieben der umliegenden 

Region zum Einsatz. Berüchtigt war das Lager in erster Linie wegen der desaströsen 

Haftbedingungen und der zahlreichen Todesfälle vor allem unter den sowjetischen 

Gefangenen ab 1941. Nachweislich starben auf der Wegscheide mindestens 1.430 

sowjetische Soldaten an Hunger, Entkräftung und Krankheit. Sie wurden auf einem 

nahegelegenen Soldatenfriedhof an einer nach Villbach-Lettgenbrunn führenden Landstraße 

bestattet. In dieser Phase versuchte das Schullandheim Wegscheide, seiner Infrastruktur 

beraubt, sich neu aufzustellen – jedoch mit geringem Erfolg. Nach Jasperts Tod im Februar 

1941 übernahm einer seiner langjährigen Gefährten, der Frankfurter Mittelschullehrer 

Wilhelm Bardorff (1893–1968), seine Funktionen in der Stiftung. Unter dessen Leitung 

erwarb die Einrichtung im Juli 1941 das im Orbtal gelegene Talheim als Ersatzunterkunft. 

Ende 1944 beschlagnahmte die HJ auch dieses Gebäude zu Zwecken der 

Kinderlandverschickung.  

 Am 2. April 1945 befreite die US-Armee das Kriegsgefangenenlager auf der 

Wegscheide, wo in der Folge zunächst deutsche Kriegsgefangene und NSDAP-Funktionäre 

interniert wurden, die dort zum Teil bis zum Frühjahr 1948 verblieben. Ab Sommer 1945 

nutzte der Landkreis Gelnhausen die Wegscheide außerdem zur Unterbringung von 

zeitweise bis zu 3.000 deutschen Geflüchteten aus der Tschechoslowakei, Polen und 

Ungarn. Bereits kurz nach Kriegsende versuchte die Wegscheide-Stiftung unter ihrem neuen 

Vorsitzenden, dem Frankfurter Schuldezernenten Heinrich Seliger (1888–1956), das 

Gelände für ihre Zwecke zurückzuerhalten. Erst im Juli 1949 gelang es ihr – zunächst als 

Untermieterin des Landesamts für Flüchtlinge –, dort erneut ein Schullandheim einzurichten. 

Im März 1952 schloss die Stadt Frankfurt mit der Stadt Bad Orb, die das Gelände zuvor vom 

Land Hessen erworben hatte, einen Erbbauvertrag über 50 Jahre. Die Nutzungsrechte 

übertrug sie an die Wegscheide-Stiftung, die – nachdem die letzten Geflüchteten das Lager 

im Frühjahr 1954 verlassen hatten – nun wieder frei über die Örtlichkeit verfügen konnte und 

bis heute für den Betrieb des Schullandheims verantwortlich ist. 

 In den folgenden Jahrzehnten wurde das »Kinderdorf« mit Unterstützung der 

Frankfurter Stadtverordnetenversammlung und des Schuldezernats beständig modernisiert 
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und erweitert. In der pädagogischen Ausrichtung kam es in den 1950er Jahren zu 

behutsamen, ab den 1970er Jahren zu weiterreichenden Veränderungen: Bereits früh 

besuchten nun nicht mehr ausschließlich achte Klassen, sondern zum Teil auch deutlich 

jüngere Kinder die Wegscheide; die Nutzungsmöglichkeiten und das Freizeitangebot wurden 

später beträchtlich vergrößert, während die Aufenthaltsdauer jeweils kürzer wurde und einige 

alte »gemeinschaftsbildende« Traditionen aufgegeben oder angepasst wurden. Schließlich 

wirbt die Stiftung seit den 1990er Jahren vor allem mit einem umfangreichen 

Umweltbildungsprogramm für einen Besuch. Ungeachtet dieser Wandlungen erfreut sich die 

Wegscheide auch heute noch bei Frankfurter Schülerinnen und Schülern großer Beliebtheit 

und ist bei vielen Erwachsenen fest mit der Erinnerung an die Schulzeit verknüpft. 
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Aktuelle Diskussion und Hintergrund des Rechercheprojekts 

Zuletzt wurde in Frankfurt – pünktlich zum hundertjährigen Bestehen der Wegscheide – Kritik 

daran laut, wie die Stiftung ihre eigene Geschichte darstellte. Im Zentrum standen dabei die 

historischen Rückblicke auf der Website des Schullandheims und in der Datenbank 

»Stiftungen A-Z« der Stadt Frankfurt, die auch die Entwicklungen während der NS-Zeit 

zusammenfassten und dabei eine widerständige Haltung der Verantwortlichen andeuteten. 

Zu lesen war hier unter anderem: »Die Gesellschafter der Kinderdorf Wegscheide GmbH 

wandelten die GmbH in eine Stiftung um, um die Wegscheide vor dem Zugriff der NSDAP zu 

schützen.« Für diese Behauptung, so argumentierte der Frankfurter Historiker Gunter 

Stemmler 2019, fänden sich in den überlieferten Unterlagen jedoch keine überzeugenden 

Anhaltspunkte. Vielmehr blende die offizielle Darstellung die »rechtsradikale« Orientierung 

der Wegscheide-Leitung – allen voran des noch heute angesehenen August Jaspert – aus, 

deren politische Haltung keineswegs im Widerspruch zur NS-Ideologie gestanden habe. 

Dass es sich bei den Vorgängen auf der Wegscheide 1938 um einen Akt des Widerstands 

gehandelt habe, sei daher äußerst zweifelhaft. Die betreffende Formulierung sei in 

Dokumenten aus der unmittelbaren Nachkriegszeit auch nicht zu finden, sondern erst Ende 

der 1940er Jahre gebräuchlich geworden – in Korrespondenzen der Stiftung mit Behörden, 

in denen die Wegscheide-Verantwortlichen um finanzielle oder anderweitige Unterstützung 

baten und es daher offenkundig als opportun ansahen, politische Konflikte in der NS-Zeit zu 

behaupten. Stemmler forderte die Stiftung auf, diese »Geschichtsklitterung« zu korrigieren 

und regte ferner an, die zuständigen Ortsbeiräte sollten sich mit einer Umbenennung der 

August-Jaspert-Schule in Frankfurt-Bonames und der Jaspertstraße in Frankfurt-

Preungesheim beschäftigen.2 Als Reaktion darauf entfernte die Stiftung Wegscheide die 

fraglichen Passagen bis auf Weiteres aus den Online-Darstellungen3 und die Stadt 

verständigte sich mit dem Fritz Bauer Institut auf die Durchführung des Rechercheprojekts 

zur NS-Vergangenheit der Wegscheide und ihrer Verantwortlichen. 

  

                                                 
2 Vgl. Jürgen Walburg: Die dunkle NS-Vergangenheit der Wegscheide. Als die Nazis die Oberhand hatten, in: 
Frankfurter Neue Presse, 21.11.2019, S. 14; Jakob Maurer: Wegscheide ringt mit NS-Historie, in: Frankfurter 
Rundschau, 4./5.1.2020, S. F6. 
3 Die aktuelle Version des historischen Rückblicks auf der Website der Wegscheide findet sich unter: 
http://www.schullandheim-wegscheide.de/wegscheide/geschichte/ (16.3.2023). 
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Forschungsstand und Quellenlage 

Es existieren bereits mehrere Publikationen zur Geschichte der Wegscheide, auf denen die 

Recherchen zu diesem Projekt aufbauen konnten. Diese bieten einen guten ersten 

Überblick, gleichwohl beantworten sie die Fragen zur Zeit des Nationalsozialismus, die sich 

unter anderem aus Gunter Stemmlers Intervention ergeben, nur unzureichend. Zu nennen 

sind vor allem vier Veröffentlichungen. 

 Im Jahr 1988 legte der geschichtspolitisch aktive Verein »Die Wegscheide mahnt – 

Den Frieden sichern« einen detailreichen, historisch orientierten Wanderführer für die Region 

vor, der auf Archivrecherchen und Gesprächen mit Zeitzeuginnen und Zeitzeugen basiert. 

Als systematische wissenschaftliche Untersuchung ist der Band, der zudem viele Aspekte 

nur stichwortartig behandelt und auf Quellenangaben verzichtet, jedoch nicht anzusehen.4 

Im Jahr 1994 gab das Hessische Institut für Lehrerfortbildung eine aufschlussreiche 

Dokumentation zur Historie des Schullandheims heraus. Die hier versammelten Quellen 

decken den gesamten Zeitraum von der Gründung der Institution bis in die 1990er Jahre ab 

und ermöglichen unter anderem einen Einblick in die Diskussionen um die Wegscheide, die 

es schon vor 1933 in der Frankfurter Stadtpolitik gab. Zumindest ansatzweise erlauben sie 

auch eine kritische Auseinandersetzung mit der Erziehungstheorie August Jasperts und 

seiner Mitstreiter, lassen die Konflikte, die sich nach der Machtübernahme der 

Nationalsozialisten ergaben, in Grundzügen erkennen, und widmen den 

erinnerungspolitischen Debatten der Nachkriegsjahrzehnte breiten Raum. Auch hierbei 

handelt es sich allerdings nicht um eine wissenschaftliche Studie, sondern um eine für den 

Unterricht gedachte Materialsammlung, die in ihren knappen Kommentierungen eher 

zurückhaltend ist. Außerdem finden sich in dem Band fast keine Hinweise zur Umwandlung 

der Rechtsform 1938.5 

 Die bisher umfassendste Darstellung legte der Historiker Kurt Schäfer im Auftrag der 

Wegscheide-Stiftung zum fünfundsiebzigjährigen Bestehen der Einrichtung 1995 in Form 

einer knapp hundertseitigen Broschüre vor. Zur Orientierung ist dieser Band unverzichtbar, 

jedoch weist er zwei Probleme auf: Zum einen verzichtet Schäfer weitgehend auf genaue 

Quellenangeben, sodass viele Aussagen nur bedingt überprüfbar sind. Zum anderen 

wiederholt er unkritisch das infragestehende Narrativ zur Stiftungsgründung 1938 und 

schlägt auch sonst – besonders in der Beschreibung der Akteure und ihrer pädagogischen 

Intentionen – einen sehr versöhnlichen, passagenweise apologetischen Ton an.6 

                                                 
4 Ursula Krause-Schmitt u.a.: Das Wanderbuch zur Geschichte der Wegscheide in Bad Orb, hrsg. von Die 
Wegscheide mahnt – Den Frieden sichern e.V., Bad Orb 1988. 
5 Karl-Otto Herd, Jutta Sell: Die Wegscheide bei Bad Orb. Ein Spiegel deutscher Geschichte seit 1900. Eine 
Dokumentation, Fuldatal 1994. 
6 Schäfer: 75 Jahre. 
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 Schließlich begründete Gunter Stemmler selbst seine Aussagen zur Wegscheide in 

einem Unterkapitel seines 2020 publizierten Bands über den Frankfurter Rechtsdezernenten 

Bruno Müller – von 1938 bis 1945 Mitglied des Stiftungsvorstands der Wegscheide – 

nochmals ausführlich. Aus seiner Darstellung ist jedoch zu schließen, dass die Quellenlage 

zu den Vorgängen 1938 viel Raum für Spekulationen lässt. Somit stellt sich die Frage, ob 

durch weitere Recherchen präzisere Aussagen möglich wären. Überdies finden sich in 

Stemmlers Essay zu anderen Aspekten der NS-Vergangenheit der Wegscheide – wie den 

politischen Hintergründen und pädagogischen Konzepten der relevanten Akteure – nur 

knappe Bemerkungen.7 Durch das Rechercheprojekt des Fritz Bauer Instituts sollten daher 

die Grundlagen für eine umfassendere Geschichte der Wegscheide geschaffen werden, die 

verschiedene Untersuchungsfelder integriert. 

 Hierfür war es zunächst notwendig, umfangreiches Archivmaterial zu sichten.8 Die 

erste und bedeutendste Anlaufstelle stellte das Institut für Stadtgeschichte (ISG) in Frankfurt 

am Main dar. Von Interesse waren dort zum einen die internen Akten, welche die Stiftung 

Wegscheide dem ISG 2018 übergeben hat. Diese beinhalten jedoch keine Unterlagen aus 

der Zeit vor der Stiftungsgründung und vergleichsweise wenig Dokumente aus den Jahren 

zwischen 1938 und 1945. Laut dem Jahresbericht der Stiftung von 1944 wurden viele in den 

Geschäftsräumen in der Frankfurter Hochstraße verwahrte Unterlagen bei einem Luftangriff 

am 22. März 1944 vernichtet.9 Der Wiederaufbau des Schullandheims nach Kriegsende lässt 

sich mithilfe dieses Bestands dagegen detailliert nachvollziehen. Zum anderen finden sich in 

den im ISG archivierten Unterlagen des Frankfurter Magistrats, der 

Stadtverordnetenversammlung, des Fürsorgeamts, des Schulamts und des Wohlfahrtsamts 

zahlreiche Informationen zur Geschichte der Wegscheide seit 1920. Um ihre Entwicklung vor 

und während der NS-Zeit einschätzen zu können, sind diese von herausragender 

Bedeutung. Schließlich liegen im ISG Personalakten von August Jaspert, Konvolute zu 

Jaspert, Bardorff und anderen Verantwortlichen in der Sammlung Personengeschichte sowie 

zur Wegscheide in der Sammlung Ortsgeschichte vor. Letztere bestehen insbesondere aus 

Zeitungsausschnitten und vermitteln daher einen Eindruck von der öffentlichen 

Wahrnehmung der Institution – zum Teil vor, vor allem aber nach 1945. 

 Zu ergänzen waren diese Materialien durch Recherchen im Hessischen 

Hauptstaatsarchiv in Wiesbaden (HHStAW). Zwar existieren dort keine Unterlagen zum 

Schullandheim selbst und nur wenige Akten, die sich auf die Geschichte des Internierungs- 

und Flüchtlingslagers der Nachkriegsjahre beziehen. Relevante Informationen sind jedoch 

unter anderem den Spruchkammerakten einiger Beteiligter – insbesondere jenen Wilhelm 

                                                 
7 Gunter Stemmler: Bruno Müller. Frankfurter Stadtrat für Stiftungen, Hamburg 2020, S. 51–65. 
8 S. ausführlich die Übersicht im Anhang. 
9 Vgl. ISG, Wegscheide (Depositum) 8, Jahresbericht 1944. 
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Bardorffs, Bruno Müllers und des langjährigen Wegscheide-Geschäftsführers Reinhold 

Disnosky – zu entnehmen. 

 Zudem wurde Kontakt mit dem Bundesarchiv in Berlin (BArch) aufgenommen. Dieses 

konnte bei der Überprüfung einer möglichen NSDAP-Mitgliedschaft August Jasperts indirekt 

weiterhelfen, daneben aber keine Ergebnisse zur Wegscheide oder den zentralen 

Persönlichkeiten ermitteln. Eine Recherche in der Online-Datenbank des Bundesarchivs 

lieferte einige Treffer zu dem Vorstandsmitglied Ernst Wagner, dem Angehörigen des 

Erziehungsausschusses der Wegscheide Ernst Strack sowie zum Kriegsgefangenenlager 

Stalag IX B. Da diese für die Anfertigung des vorliegenden Berichts von vergleichsweise 

geringer Bedeutung und Recherchen im Bundesarchiv aufgrund der Covid-19-Pandemie 

während der Projektbearbeitung nur mit langer Vorlaufzeit möglich waren, wurde auf 

Sichtung der Dokumente bis auf Weiteres verzichtet. 

 Als interessant erwies sich ferner ein Besuch bei der Forschungsstelle NS-Pädagogik 

an der Goethe-Universität in Frankfurt, die seit April 2021 dem von Wolfgang Meseth 

geleiteten Arbeitsbereich Erziehung, Politik und Gesellschaft am Fachbereich 

Erziehungswissenschaften zugeordnet ist. Der frühere Leiter der Forschungsstelle Benjamin 

Ortmeyer war bereits Anfang der 1990er Jahre in die erinnerungspolitischen Debatten rund 

um die Wegscheide involviert, hat die entsprechenden Auseinandersetzungen dokumentiert 

und auch historisches Material zum Schullandheim gesammelt. Für das Thema der 

Aufarbeitung der NS-Vergangenheit lieferte das in der Handbibliothek der Forschungsstelle 

vorliegende Konvolut daher einige wichtige Anhaltspunkte. 

 Darüber hinaus konnten zwei relevante Archive aus unterschiedlichen Gründen nicht 

aufgesucht werden. Zum einen ergab eine Anfrage an das Stadtarchiv in Bad Orb im 

Februar 2021, dass dort circa 30 Ordner des mittlerweile aufgelösten Vereins »Die 

Wegscheide mahnt – Den Frieden sichern« lagern, die bislang weder verzeichnet noch 

ausgewertet worden sind. Bedauerlicherweise war das Archiv zu diesem Zeitpunkt aber seit 

mehr als zwei Jahren für die Nutzung gesperrt. Die Unterlagen wären von besonderem 

Interesse, da der Verein sich intensiv mit der ansonsten schwer nachvollziehbaren 

Geschichte des Kriegsgefangenenlagers auseinandersetzte und an den 

erinnerungskulturellen Konflikten der 1980er und 1990er Jahre beteiligt war. Sobald möglich 

sollte ein Besuch im Stadtarchiv Bad Orb daher nachgeholt werden. 

 Ein ähnliches Problem ergab sich beim Archiv des Leibniz-Instituts für 

Bildungsforschung und Bildungsinformation (DIPF) in Berlin. Dessen Bestand zum Verband 

Deutscher Schullandheime enthält laut Auskunft der Archivmitarbeiterinnen umfangreiches 

Material zur Wegscheide wie Schriftverkehr, Rundschreiben und Zeitungsartikel aus der Zeit 

des Nationalsozialismus und der Nachkriegszeit. Dieser befand sich während der Recherche 

für den vorliegenden Bericht jedoch in Bearbeitung und die Nutzung wäre erst ab August 
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2021 wieder möglich gewesen. Ob es sich um Kopien von Dokumenten, die auch im 

Frankfurter Institut für Stadtgeschichte vorhanden sind, oder um zusätzliches Material 

handelt, ist unklar. Immerhin konnte in der Forschungsbibliothek des DIPF in Frankfurt eine 

wichtige Textsammlung mit Vorträgen des Erziehungsausschusses der Wegscheide von 

1935 eingesehen werden. 

 Zur Beschäftigung mit der pädagogischen Theorie und Praxis der Einrichtung stellten 

schließlich die diversen zeitgenössischen Publikationen aus dem Umfeld des 

Schullandheims die wichtigste Quelle dar. Vor allem die im Anhang verzeichneten 

Veröffentlichungen Jasperts, eine Festschrift zu seinem 60. Geburtstag sowie die Ausgaben 

der Zeitschriften Die Wegscheide. Blätter für Erziehung und Jugendkunde (1922–1925), 

herausgegeben von der Wegscheide-Leitung, und Unsere Wegscheide (1926–1928), 

herausgegeben von dem Lehrerverein Vereinigung der Freunde der Wegscheide, vermitteln 

hiervon einen guten Eindruck. 

 Insgesamt betrachtet ist zwar nur eine überschaubare Anzahl interner Unterlagen der 

Wegscheide aus der Zeit vor 1945 überliefert beziehungsweise aktuell zugänglich, viele 

Facetten ihrer Entwicklung in der Weimarer Republik, der NS-Zeit und den Nachkriegsjahren 

lassen sich durch das vorhandene Material aber nachvollziehen. Auf dieser Grundlage sind 

mehrere zentrale Themenbereiche zu identifizieren, die das Verhältnis des Schullandheims 

zum Nationalsozialismus betreffen. 
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Zentrale Untersuchungsfelder 

Pädagogische Theorie und Praxis: Kontinuität oder Wandel nach 1933? 

Eine systematische Untersuchung der Erziehungs- und Unterrichtsgestaltung auf der 

Wegscheide – und damit des zentralen Handlungsfelds des Schullandheims – liegt bislang 

nicht vor. Dieser Aspekt ist von herausgehobener Bedeutung, um das Verhältnis der 

Einrichtung zum NS-Regime zu bestimmen, und sollte daher in einer umfassenden 

Untersuchung in jedem Fall berücksichtigt werden. Als Quellen stehen hierfür diverse 

programmatische Schriften August Jasperts und anderer Autoren aus dem Umfeld der 

Wegscheide zu Verfügung, die einen Einblick in die theoretischen Konzepte, das 

Selbstverständnis und die pädagogische Praxis des »Kinderdorfs« vor allem in den 1920er 

Jahren geben.10 Dabei zeigt sich zunächst, dass die vielbeschworene Einzigartigkeit des 

Wegscheide-Ansatzes zu relativieren ist: Eindeutig ist die Institution in der Tradition der ab 

der Jahrhundertwende entstandenen reformpädagogischen Strömungen und insbesondere 

der sogenannten Schullandheimbewegung zu verorten, die nach dem Ersten Weltkrieg einen 

enormen Aufschwung erfuhr.11 Bei der Durchsicht der Publikationen lassen sich einige 

zentrale Motive der Wegscheide-Pädagogik erkennen, die diesen Einfluss belegen und die 

im Folgenden kurz skizziert werden. 

 Im Mittelpunkt der Erziehungsvorstellungen der Wegscheide stand die Idee eines 

ganzheitlichen Unterrichts, der als Alternative zu einem nur auf Wissensvermittlung 

ausgerichteten »Rationalismus«, wie er die zeitgenössische Schule beherrsche, ins Spiel 

gebracht wurde. Anzustreben sei stattdessen die harmonische Ausbildung aller Kräfte des 

menschlichen Körpers, des Geists und der Seele, die durch die Vereinigung von 

Erholungsfürsorge, Unterricht und Erziehung sowie die Einbeziehung aller 

»Erziehungsfaktoren« – der Schule, der Wohlfahrtspflege, des Elternhauses und der 

Kirche12 – gewährleistet werde. Dies gehe mit der Erschaffung eines »neuen Menschen« 

                                                 
10 S. die Übersicht über Veröffentlichungen aus der Zeit vor 1945 im Anhang. Wenn nicht anders vermerkt, sind 
alle im Folgenden genannten Aspekte den dort aufgeführten Texten entnommen. Auf detaillierte Nachweise wird 
für diese Überblicksdarstellung verzichtet. 
11 Die Geschichte der Schullandheimbewegung ist nur wenig erforscht und dokumentiert; s. hierzu Verband 
Deutscher Schullandheime e.V. (Hrsg.): Pädagogik im Schullandheim. Handbuch, 3., unveränderte Aufl., 
Regensburg 1984 (zuerst 1975); Klaus Kruse (Hrsg.): Schullandheimbewegung und Schullandheimpädagogik im 
Wandel der Zeiten, Hamburg 2002. Zur Geschichte der Reformpädagogik im Allgemeinen liegen zahlreiche 
Studien vor; zum Stand der Forschung s. Heiner Barz (Hrsg.): Handbuch Bildungsreform und Reformpädagogik, 
Wiesbaden 2018; Wolfgang Keim, Ulrich Schwerdt (Hrsg.): Handbuch der Reformpädagogik in Deutschland 
1890–1933, 2 Bde., Frankfurt am Main 2013. Die Schullandheimbewegung spielt in diesen Publikationen jedoch 
eine geringe Rolle. Zu reformpädagogischen Ansätzen in Frankfurt jenseits der Wegscheide s. Jutta Frieß: Der 
Frankfurter Reformschulversuch 1921–1937. Verdrängt und vergessen, Frankfurt am Main 2007. Zur Übersicht 
über die Entstehung von Schullandheimen in Hessen s. Heinrich Sahrhage, Konrad Hoenen (Hrsg.): 
Schullandheim-Arbeit in Hessen, anläßlich der 6. Bundestagung 1964 des Verbandes Deutscher Schullandheime 
e.V. in Frankfurt a.M., Hamburg 1964. 
12 Dies unterschied die Praxis der Wegscheide etwa von den ebenfalls reformpädagogisch inspirierten 
»Landheimen«, die darauf abzielten, Kinder von ihrem Elternhaus zu isolieren. Auf der Wegscheide sollte die 
Verbindung demgegenüber durch die enge Zusammenarbeit mit den Eltern und die regelmäßigen Besuchstage 
aufrechterhalten werden. Die christlichen Kirchen waren durch sonntägliche Gottesdienste präsent. 
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einher, der sich durch eine »selbsttätige«, aktive, nicht mehr bloß rezeptive und 

mechanische Subjektivität auszeichne, wie sie die moderne Industrie- und 

Massengesellschaft hervorbringe. An die Stelle des streng durchgetakteten, behördlich 

vorgegebenen Lehrplans sollte ein schullandheimspezifischer »Gelegenheitsunterricht« 

treten, dessen Inhalte sich aus der Umgebung des Waldes und Gebirges mit ihren 

Naturerscheinungen sowie der darin abgelagerten – natürlichen wie menschlichen – 

Geschichte speisten und flexibel anzupassen seien. 

 In Bezug auf die Erziehungsziele maß sich die Wegscheide zugleich 

gesamtgesellschaftliche Bedeutung zu: Als Richtschnur ihres Handelns sahen die Autoren 

nicht die weitere Beförderung eines dominanten »Individualismus« und »Egoismus«, 

sondern die »Erziehung zur Gemeinschaft« und »durch die Gemeinschaft« im Sinne der 

Überwindung gesellschaftlicher Konflikte und Spaltungen. Die Organisation der 

Schullandheimbeschickung schaffe hierfür ideale Ausgangsbedingungen: Ein gesamter 

Jahrgang aller Schularten – und damit Kinder verschiedener sozialer Klassen, Konfessionen 

und Geschlechter sowie aus Elternhäusern mit unterschiedlichen politischen 

Überzeugungen – sehe sich unter den primitiven Bedingungen des Barackenlagers mit 

denselben Lebensverhältnissen und alltäglichen Aufgaben konfrontiert.13 Gleiches galt für 

die Lehrerinnen und Lehrer, die dadurch ein weniger hierarchisches und stärker 

»kameradschaftlich« orientiertes Verhältnis zu ihren Klassen entwickeln sollten. Auf dieser 

Grundlage sollte sich durch verschiedene identitätsstiftende Praktiken, Rituale und Symbole 

eine festgefügte Gemeinschaft konstituieren: Bedeutsam waren in dieser Hinsicht die 

aufwändig gestalteten Feste und Feiern wie der allabendliche Kreis um das Lagerfeuer »auf 

der Höhe«, das gemeinschaftliche Musizieren und Tanzen, die Dekoration des Geländes mit 

eigens angefertigten Fahnen und Wimpeln, das gemeinsame Sporttreiben oder die 

Verteilung und Erledigung hauswirtschaftlicher und anderer organisatorischer Aufgaben. 

 Hinsichtlich der Frage nach dem Verhältnis der Wegscheide-Pädagogik zur NS-

Ideologie gilt es, diesen Ansatz in den politisch-pädagogischen Diskursen der Weimarer 

Republik zu verorten. Eine erste Analyse zeigt, dass die Verantwortlichen ihr Projekt zwar als 

dezidiert »überparteilich« und »unpolitisch« verstanden wissen wollten, dabei aber offen mit 

nationalistischen, konservativen und kulturpessimistischen Motiven operierten.14 So heißt es 

                                                 
13 Besonders die als »Koedukation« bezeichnete gemeinsame Erziehung von Mädchen und Jungen war 
durchaus fortschrittlich und sorgte bei Vertreterinnen und Vertretern der katholischen Kirche wiederholt für Kritik 
an der Wegscheide. Die Aufgaben im Schullandheim waren freilich dennoch konsequent geschlechtsspezifisch 
aufgeteilt und folgten einer heteronormativen Logik – während Jungen körperliche oder handwerkliche Tätigkeiten 
verrichteten, kamen Mädchen in der Küche oder beim Wäschewaschen zum Einsatz. Auf diese Debatten wird im 
Folgenden nicht ausführlicher eingegangen. S. vor allem die Dokumente in: ISG, Schulamt 231. 
14 Zur antidemokratischen Struktur des »Überparteilichkeits«-Diskurses s. grundsätzlich Rainer Hering: »Parteien 
vergehen, aber das deutsche Volk muß weiterleben«. Die Ideologie der Überparteilichkeit als wichtiges Element 
der politischen Kultur im Kaiserreich und in der Weimarer Republik, in: Walter Schmitz, Clemens Vollnhals 
(Hrsg.): Völkische Bewegung – Konservative Revolution – Nationalsozialismus. Aspekte einer politisierten Kultur, 
Dresden 2005, S. 33–43. 
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in den einschlägigen Texten, dass der Schullandheimaufenthalt auch für eine 

»vaterländische Erziehung« zu sorgen habe, die den Zusammenschluss der deutschen 

»Volksgenossen« zu einer wahren »Volksgemeinschaft« befördern solle. Letztere definierten 

die Autoren zwar nicht explizit über antisemitische oder rassistische Ausschlüsse, jedoch als 

eine in einer homogenen Kultur fundierte, transhistorische »Schicksalsgemeinschaft«, der 

die Individuen sich – nicht ohne Widerspruch zum Gedanken der »Selbsttätigkeit« – als 

»Glieder« »gehorsam« unterzuordnen hätten.15 Das Programm der Wegscheide zielte also 

nicht darauf ab, den beklagten sozialen Spaltungen durch eine kritische Reflexion und 

materielle Bearbeitung ihrer Ursachen, sondern durch die konformistische Einordnung des 

Individuums in ein mythisch überhöhtes »Volk« zu begegnen. Elemente des Wegscheide-

Unterrichts, die in vielen Schriften hervorgehoben wurden, scheinen den Schülerinnen und 

Schülern in diesem Rahmen vermittelt worden zu sein: Dazu gehörten die Lektüre deutscher 

Klassiker wie Schillers Wilhelm Tell oder Goethes Götz von Berlichingen, die Aufführung von 

Volksliedern und -tänzen, die Auseinandersetzung mit germanischen Sagen oder der 

Besuch von Kindern aus durch den Versailler Vertrag verlorenen Gebieten. Zu 

berücksichtigen ist dabei allerdings, dass die verantwortlichen Lehrerinnen und Lehrer in der 

Gestaltung des Unterrichts nicht unmittelbar von Vorgaben der Wegscheide-Leitung 

abhängig waren, also je nach ihrer politischen und pädagogischen Ausrichtung sicherlich 

unterschiedliche Akzente setzten – auch wenn es sich zumindest bei den »Bürgermeistern« 

häufig um Jaspert-Vertraute gehandelt haben dürfte.16 

 Bemerkenswert ist, dass der von den Autoren stets positiv hervorgehobene 

»Wegscheidegeist« in der Frankfurter Stadtgesellschaft bereits in den 1920er Jahren zu 

intensiven politischen Debatten führte, die durch städtische Akten ausführlich dokumentiert 

sind.17 Im gesamten Zeitraum von der Gründung des Schullandheims bis zum Beginn der 

1930er Jahre gab es neben lagerübergreifend positiven Äußerungen zum Konzept des 

»Kinderdorfs« und der »Gemeinschaftserziehung« auch immer wieder kritische Stimmen aus 

                                                 
15 Der Begriff der »Volksgemeinschaft« wurde in den politischen Debatten der Weimarer Republik von allen 
politischen Lagern mit unterschiedlichen Intentionen für sich beansprucht. Es gilt daher genau zu unterscheiden, 
wer ihn in welchen Kontexten und mit welchen Implikationen verwendete. Eine gewisse Diffusität und 
Mehrdeutigkeit, wie sie auch in den Texten der Wegscheide-Pädagogen festzustellen ist, war dabei 
charakteristisch. Grundsätzlich steht der Begriff in allen seinen Spielarten dennoch zumindest in einem 
Spannungsverhältnis zu einer pluralen Vorstellung von Gesellschaft. Die Schriften zur Wegscheide müssten vor 
diesem Hintergrund umfassender diskursgeschichtlich untersucht werden. Vgl. hierzu Michael Wildt: Die 
Ungleichheit des Volkes. »Volksgemeinschaft« in der politischen Kommunikation der Weimarer Republik, in: 
Ders.: Die Ambivalenz des Volkes. Der Nationalsozialismus als Gesellschaftsgeschichte, Berlin 2019, S. 47–65; 
zum Begriff der Gemeinschaft in der Reformpädagogik Tobias Rücker: Gemeinschaft und Gesellschaft, in: Keim, 
Schwerdt (Hrsg.): Handbuch, S. 531–558.  
16 Während zahlreiche Publikationen aus dem Umfeld der Wegscheide-Leitung vorliegen, finden sich nur wenige 
Zeugnisse, die die Erfahrungen der Schülerinnen und Schüler oder der Lehrkräfte aus deren eigener Sicht 
dokumentieren. Soweit vorhanden, decken diese sich aber mit den programmatischen Schriften, so etwa 
einschlägige Stellen in den Schulchroniken der Rudolf-Schule (ISG, S5/210), der Bürgermeister-Grimm-Schule 
oder der Rebstöcker-Schule. Die Dokumente der beiden letztgenannten Schulen hat der Verein 
Geschichtswerkstatt Gallus ausgewertet und transkribiert. Für den Hinweis und die Zurverfügungstellung der 
Unterlagen bedanke ich mich bei Helga Roos. S. dazu Hanne und Jürgen Emrich, Markus Henning: Auf der Höhe 
dort droben (bis 1939), in: Die Geschichtswerkstatt Gallus berichtet, Nr. 68, 2018. 
17 Zum Folgenden vgl. ISG, Schulamt 231, 362; Magistratsakten V/676; Stadtverordnetenversammlung 1.786. 
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Kreisen der politischen Linken und in der Lokalpresse, die problematische Tendenzen auf 

der Spessarthöhe konstatierten.18 

 Zwei Vorfälle sorgten für besondere Aufregung: Im Mai 1924 war in den 

Tageszeitungen zu lesen, dass im Rahmen eines Elternbesuchstages auf der Wegscheide 

eine schwarz-rot-goldene Reichsfahne vor der Baracke des amtierenden »Bürgermeisters« 

heruntergerissen und als Zeichen der Republik in den Schmutz getreten worden sei. Vor 

allem die sozialdemokratische Zeitung Volksstimme, die sich im Laufe der Jahre wiederholt 

mit scharfer Kritik am Schullandheim hervortat, machte Jasperts »reaktionäre Hetzarbeit« für 

den Vorfall verantwortlich und warf ihm zumindest eine Vernachlässigung seiner 

Aufsichtspflichten vor.19 Die Verteidiger der Wegscheide in Presse und 

Stadtverordnetenversammlung bestanden demgegenüber auf dem »unpolitischen« 

Charakter der Einrichtung, bekannten sich offiziell zur Reichsfahne und bedauerten den 

Vorfall, als dessen Urheber ein an diesem Tag angereister, deutschnational gesinnter 

Lehrling aus Frankfurt ausfindig gemacht wurde. Nachdem Jaspert sich hitzige Debatten mit 

sozialdemokratischen und kommunistischen Abgeordneten im Stadtparlament geliefert hatte, 

ersuchte dieses den Magistrat noch im selben Monat, den Vorfall eingehend zu untersuchen. 

Zudem sollte er dafür sorgen, dass die Kinder auf der Wegscheide »im Sinne der 

Reichsverfassung« erzogen und »nicht immer wieder die Empfindungen der 

verfassungstreuen Eltern und Schüler der Wegscheide aufs gröblichste verletzt« würden.20 

Im Juli sprachen die Schulbehörden Jaspert schließlich von jeglicher Mitschuld frei und 

legten den Fall zu den Akten – gleichwohl mit dem Hinweis, dass ein solcher Vorgang sich 

nicht wiederholen dürfe. 

 Bereits im September des folgenden Jahrs flammte die Diskussion erneut auf. Den 

Anlass bildete die Abschlussfeier einer Tagung des Deutschen Vereins für öffentliche und 

private Fürsorge (DV) im »Kinderdorf«, die im Rahmen des traditionellen Abendfeuers »auf 

der Höhe« begangen worden war. Teilnehmende aus anderen deutschen Städten 

berichteten im Nachgang davon, dass bei der Veranstaltung schwarz-weiß-rote Abzeichen 

getragen, militaristische Lieder gesungen und nationalistische Feuersprüche aufgesagt 

worden seien. Für Entrüstung sorgte vor allem das Verbrennen einer Puppe, die mit einer 

roten Hose als »Franzose« gekleidet gewesen sei. Wieder kam es zu Debatten innerhalb 

des Stadtparlaments, der Eltern- und Lehrerverbände sowie des Magistrats. 

Sozialdemokraten und Volksstimme forderten die Stadtregierung zur Beendigung des 

»nationalistischen Feuerzaubers«,21 einer Verschärfung der Schulaufsicht und angesichts 

                                                 
18

 Die grundsätzliche Offenheit der Frankfurter Stadtpolitik gegenüber reformpädagogischen Ansätzen belegt die 
1921 von Stadtverordnetenversammlung und Magistrat beschlossene Einrichtung und systematische Evaluation 
zweier reformpädagogischer Modellschulen; s. die Studie von Frieß: Der Frankfurter Reformschulversuch. 
19 ISG, Magistratsakten V/676, Ein Skandal auf der Wegscheide, in: Volksstimme, 15.5.1924. 
20 ISG, Stadtverordnetenversammlung 1.786, Sitzung der Stadtverordnetenversammlung, 20.5.1924. 
21

 Nationalistischer Feuerzauber auf der Wegscheide, in: Volksstimme, 24.9.1925. 
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der intransparenten Zuständigkeiten zu einer Kommunalisierung der Wegscheide auf. Im 

Oktober 1925 beauftragte der liberale Oberbürgermeister Ludwig Landmann den 

zuständigen Stadtrat Willy Meckbach mit einer eingehenden Untersuchung. Deren Ergebnis 

bestand wie im Vorjahr darin, dass die Geschehnisse weitaus harmloser gewesen seien als 

zunächst geschildert und Jaspert nicht dafür verantwortlich zu machen sei: Die Wegscheide, 

hieß es, betreibe eine »unpolitische« Erziehung zur »Volksgemeinschaft«; ihr Leiter vertrete 

sowohl ein »freie[s], im Heimatgefühl wurzelnde[s] Bekenntnis zum Vaterland« als auch »ein 

der allgemeinen Menschenliebe entspringendes klares Verständnis für die überstaatlichen 

Beziehungen der Völker« und bekämpfe »jede politisch eingeengte Betätigung und 

Beeinflussung der Jugend als ein die Gemeinschaft zersetzendes Moment«.22 Im Jahr 1926 

beendete die Schuldeputation die Diskussionen mit der Herausgabe eines 

Richtlinienkatalogs für die Wegscheide, der unter anderem kontinuierliche Aufsichtsbesuche 

vorsah und die Wahl des »Bürgermeisters« von der Zustimmung der Behörde abhängig 

machte, aber keine weitergehenden Eingriffe verfügte. Als Reaktion auf derartige 

Forderungen gründete sich überdies im selben Jahr die Vereinigung der Freunde der 

Wegscheide e.V., ein Zusammenschluss von nahezu 1.000 Frankfurter Lehrerinnen und 

Lehrern, der sich für die Eigenständigkeit des Schullandheims einzusetzen beabsichtigte.23 

Von umfassenderen Versuchen der politischen Einflussnahme blieb die Wegscheide bis zum 

Ende der Weimarer Republik verschont. 

 Mit der Machtübernahme der Nationalsozialisten ergab sich für die Arbeit von 

Schullandheimen eine neue Konstellation. Die NS-Machthaber sahen Überschneidungen 

zwischen ihrer Ideologie und dem Ansatz der Einrichtungen, betrachteten deren naturnahe 

Umgebung als ideale Voraussetzung zur Vermittlung nationalsozialistischer 

Wertvorstellungen und waren daher bestrebt, sie in ihr Erziehungssystem zu integrieren. Im 

Oktober 1933 erging ein Erlass des Reichsministeriums für Wissenschaft, Erziehung und 

Volksbildung, der eine reichsweite Vereinheitlichung der Schullandheimarbeit verfügte, die 

fortan »nicht nur gesundheitlichen und unterrichtlichen, sondern in erster Linie völkisch-

politischen Zwecken« dienen sollte.24 

 Welche Auswirkungen dies auf die pädagogische Entwicklung der Wegscheide hatte, 

ist relativ schlecht belegt – Hinweise finden sich lediglich in Zeitungsartikeln und vereinzelten 

Berichten der »Bürgermeister« oder Magistratsschulräte.25 Aus diesen ergibt sich der 

Eindruck, dass viele der tradierten Wegscheide-Rituale auch während der NS-Zeit bestehen 

blieben, aber mit nationalsozialistischen Praktiken und Symbolen verschmolzen: Abendfeuer, 

Reigen und Volkslieder konstituierten mit Hakenkreuzbeflaggung, Fahnenappellen und 

                                                 
22 ISG, Magistratsakten V/676, Städtische Schulbehörden an den Oberbürgermeister, 9.11.1925. 
23 S. auch die von 1926 bis 1928 erschienene Zeitschrift der Vereinigung mit dem Titel Unsere Wegscheide. 
24 Vgl. dazu Kruse: Pädagogik, S. 55–62. 
25 Diese finden sich vor allem in: ISG, Wegscheide (Depositum) 1. 
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militärischen Kommandos, Horst-Wessel-Lied und kollektivem Hitlergruß nun offensichtlich 

eine neue Feierdramaturgie; die kulturkritische Naturromantik und Anrufungen der 

»Volksgemeinschaft« verbanden sich mit Führerkult und offenem Nationalismus; naturnaher 

Unterricht bedeutete nun auch die Durchführung von Geländeübungen.26 

 Von August Jaspert persönlich finden sich aus den Jahren nach 1933 keine 

Auseinandersetzungen mit dem Verhältnis von »Wegscheidegeist« und NS-Ideologie, 

andere Verantwortliche stellten diese Verbindung aber explizit her. Zu nennen ist etwa ein 

Werbeprospekt des Schullandheims, der ab 1933 verbreitet wurde. Zum »Sinn dieser 

besonderen Freizeit« hieß es darin unter anderem: »Die Freude jubelnder Kinder aus ganz 

Deutschland, das Gemeinschaftsleben des brüderlichen Völkchens, der ›Wegscheidegeist‹, 

der Geist unseres aufstrebenden, nationalsozialistischen Deutschlands, das 

Mitgerissenwerden von tausend lieben, gesunden, freien Volksgenossen, das alles bildet für 

Leib und Seele einen Kraftbrunnen, aus dem Jungdeutschland gestählt entsteigt […].«27 Vier 

Vorträge des die Wegscheide beratenden »Erziehungsausschusses« aus dem Jahr 1935 

propagierten offensiv nationalsozialistische Erziehungsziele wie »Opferbereitschaft«, 

»Gehorsam«, »Manneszucht«, »Vaterlandsliebe«, »Führertum« sowie völkisches 

Bewusstsein und sahen diese im »Kinderdorf« in besonderer Weise verwirklicht.28 In der NS-

Presse waren Würdigungen der Wegscheide als »Hort nationaler Gesinnung« zu finden.29 

Zudem wies unter anderem Wilhelm Polligkeit anlässlich Jasperts Tod 1941 dem Wirken des 

»Wegscheidevaters« frühe »nationalpolitische Bedeutung« für das »Wiedererstarken 

unseres Volkes« zu – ganz im Gegensatz zu den jahrelangen Beteuerungen des 

»unpolitischen« Charakters der Gemeinschaftserziehung.30 

 Eine Auseinandersetzung des Jahrs 1938 zeigt, dass es wiederum von den 

jeweiligen Lehrkräften beziehungsweise den Schulaufsichtsbehörden abhing, wie intensiv die 

Verbindung zwischen Wegscheidekultur und nationalsozialistischer Erziehung ausfiel. So 

bekannte sich der für die zweite Besuchsgruppe des Jahrs zuständige »Bürgermeister« und 

Jaspert-Vertraute Friedrich Keyl zwar zur Integration von NS-Ritualen in den Tagesablauf. 

Den von der Vorgängergruppe praktizierten und von den Schulbehörden geforderten 

täglichen Fahnenapell wies er hingegen zurück, da dieser die Kinder »abstumpfen« würde: 

»Ich bin der Ansicht, die Frankfurter Lehrerschaft, die in Frage kommende Stelle der 

Regierung, das Stadtschulamt und die Jugend selber stehen alle auf dem Standpunkt, dass 

                                                 
26 Vgl. zusammenfassend auch folgenden eindrücklichen Zeitungsartikel: Flamme empor!, in: Frankfurter 
Volksblatt, 8.9.1933, abgedruckt in: Herd, Sell: Wegscheide, S. 46 f. 
27 Zit. nach Krause-Schmitt u.a.: Wanderbuch, S. 15. 
28 Vgl. die Textsammlung Sommerschule Wegscheide 1920–1935. Einzusehen ist sie in der Forschungsbibliothek 
des Leibniz-Instituts für Bildungsforschung und Bildungsinformation (DIPF) unter der Signatur 13508/L.b. 
Ausschnitte daraus sind abgedruckt in: Herd, Sell: Wegscheide, S. 58 f., Schäfer: 75 Jahre, S. 33 f. S. hierzu 
auch den Abschnitt »Erziehungsausschuss und Erziehungsbeirat der Wegscheide«. 
29 August Jaspert, dem Schöpfer des »Kinderdorfs«, in: Frankfurter Volksblatt, 19.3.1936. 
30 ISG, S3/N 25.407, Wilhelm Polligkeit: August Jaspert †, Zeitungsausschnitt, o.D. Zu Jasperts Tod finden sich 
u.a. in dieser Akte weitere, ähnlich lautende Nachrufe. 
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Wegscheide eine Unterrichts- und Erziehungsstätte sein soll und kein Lager im Sinne der 

Hitler-Jugend-Lager oder anderer politischer Schulungskurse.« Die städtischen Behörden 

und das Regierungspräsidium, die Keyl zunächst ein eigenständiges Vorgehen erlaubt 

hatten, bestanden für die Zukunft dennoch auf dem täglichen Hissen und Einholen der 

Fahne. Das Schulamt bemerkte in diesem Zusammenhang kritisch, dass »in Kreisen der 

›alten Wegscheider‹« fälschlicherweise die Meinung vorherrsche, die städtischen 

Institutionen beabsichtigten eine »›Zerstörung‹ der Wegscheide«, und dass »leider wenig 

Verständnis für eine schärfere Betonung schulaufsichtlicher Belange anzutreffen« sei.31 Dies 

ist als Hinweis darauf zu sehen, dass die Gruppe um Jaspert auch unter den Bedingungen 

der NS-Herrschaft versuchte, ihre pädagogische Unabhängigkeit zu bewahren und der 

vollständigen Durchdringung ihrer Arbeit mit NS-Praktiken skeptisch gegenüberstand.32 

Dessen ungeachtet hielt auf der Wegscheide nach der Machtübertragung, wie dargelegt, 

grundsätzlich wohl eine Erziehung im Sinne des Nationalsozialismus Einzug. 

 Insgesamt bleibt festzuhalten, dass die häufig vagen Ausführungen der Wegscheide-

Pädagogen aus der Zeit vor 1933 eine eindeutige politische Verortung erschweren. 

Hinsichtlich der erzieherischen Praxis kommt hinzu, dass die Schullandheimaufenthalte 

maßgeblich von den wechselnden Lehrkräften gestaltet wurden und daher auch von deren 

individuellen pädagogischen und politischen Überzeugungen abhängig waren. Die 

Abwesenheit offen antisemitischer, rassistischer oder militaristischer Aussagen während der 

Weimarer Zeit lässt die Annahme einer zielgerichteten, gleichsam »präfaschistischen«33 

Vorbereitung des Nationalsozialismus auf der Wegscheide wohl überzogen erscheinen – 

wobei die inklusive und »überparteiliche« Selbstdarstellung der Verantwortlichen zweifellos 

auch daher rührte, dass sie sich auf breite Unterstützung aus der Frankfurter 

Stadtgesellschaft angewiesen sahen, um ihr Werk zu verwirklichen. 

 Spätere Interpretationen, die auf der Wegscheide die »praktische Ausübung der 

Demokratie« im Vordergrund34 und die ursprünglichen Ideen des Schullandheims von den 

Nationalsozialisten lediglich pervertiert sahen,35 sind dennoch irreführend.36 Verschiedene 

                                                 
31 S. die Dokumente in: ISG, Wegscheide (Depositum) 1, Zitate aus: Ebd., Stellungnahme von Friedrich Keyl, 
o.D., Stellungnahme des Schulamts Frankfurt, 8.10.1938. Im Jahr 1939 ergingen nach Gründung der 
Wegscheide-Stiftung und nachdem sich auch Jaspert hinter Keyl gestellt hatte, allerdings neue Richtlinien, die 
wiederum kein tägliches Fahnenhissen und auch kein »Geländespiel« vorsahen, vgl. ISG, Wegscheide 
(Depositum) 1, abgedruckt auch in: Schäfer: 75 Jahre, S. 45. Zu Friedrich Keyl s. auch unten den Abschnitt 
»Erziehungsausschuss und Erziehungsbeirat der Wegscheide«. 
32 S. dazu auch den Abschnitt »Politik«. 
33 Dieser Begriff findet sich in den Debatten um Kontinuitäten und Diskontinuitäten der deutschen 
Reformpädagogik bei Hubertus Kunert: Deutsche Reformpädagogik und Faschismus, Hannover 1973. 
34 So die Darstellung des ehemaligen Vorstandsmitglieds der Wegscheide Bruno Müller in seinem Buch über das 
Frankfurter Stiftungswesen: Bruno Müller: Stiftungen für Frankfurt am Main. Frankfurt am Main 1958, S. 140; s. 
auch die Neuauflage: Ders.: Stiftungen in Frankfurt am Main. Geschichte und Wirkung, unter Mitarbeit von Hans-
Otto Schembs, Frankfurt am Main 2006, S. 164 f. Zu Müller s. unten den Abschnitt »Personelles Umfeld«. 
35 So die Darstellung bei Schäfer: 75 Jahre, S. 19. 
36 Zutreffender scheint diese Charakterisierung, Jutta Frieß’ Rekonstruktion folgend, für die aus dem öffentlichen 
Bewusstsein »verdrängte« Geschichte der Röderberg-Reformschule, s. Frieß: Der Frankfurter 
Reformschulversuch. 
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theoretische Motive – Kulturpessimismus, Antiindividualismus, organologisches 

Gemeinschaftsdenken, die Überhöhung von »Deutschtum« und »Volk« sowie das Lob von 

Gehorsam und Disziplin – wiesen eine hohe Anschlussfähigkeit an NS-Ideologeme auf und 

ließen sich mit diesen leicht verbinden. Die reformpädagogisch inspirierte Praxis des 

»Kinderdorfs« ist zweifellos nicht gleichzusetzen mit dem autoritären Drill der 

nationalsozialistischen Jugendlager und folgte wohl auch nach 1933 gewissen Eigenlogiken. 

Gerade ihre Verankerung in lokalen Traditionen, das hohe Ansehen der Institution bei Eltern 

und Kindern sowie die intensive Einbindung der Individuen über einen langen Zeitraum 

waren in der Verbindung mit NS-Ritualen und -Symbolen aber funktional für die 

Konstituierung der nationalsozialistischen »Volksgemeinschaft«. Die Arbeit von 

Einrichtungen wie der Wegscheide ist mithin als »komplementärer Teil der 

Formationserziehung und der Ästhetisierungsstrategie von Politik im Nationalsozialismus« 

anzusehen.37 Ohne die theoretischen und praktischen Vorarbeiten Jasperts und seiner 

Mitstreiter in den 1920er Jahren wäre diese herrschaftsstabilisierende Integration nicht 

möglich gewesen – auch wenn die Akteure selbst nicht als Vertreter einer genuin 

nationalsozialistischen Erziehungslehre anzusehen sind. 

                                                 
37 Jörg-W. Link, Wilfried Breyvogel: Die Volksschullehrer und ihr Verhältnis zur nationalsozialistischen 
»Volksgemeinschaft«, in: Dietmar von Reeken, Malte Thießen (Hrsg.): »Volksgemeinschaft« als soziale Praxis. 
Neue Forschungen zur NS-Gesellschaft vor Ort, Paderborn 2013, S. 241–253, hier: S. 252. 
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Politik: »Abwehrkampf« gegen den Nationalsozialismus? 

Neben den pädagogischen Traditionen der Wegscheide ist der Blick auf das im engeren 

Sinne politische Agieren der Schullandheimleitung in den Jahren 1933 bis 1945 zu richten. 

Dieser Punkt umfasst das Verhältnis des »Kinderdorfs« zu lokalen NS-Institutionen sowie die 

organisatorische Entwicklung der Einrichtung – also jene Fragen, die im Mittelpunkt der 

aktuellen Diskussion um die Erinnerungsarbeit der Stiftung stehen. In den bisherigen 

Darstellungen finden sich hierzu sehr unterschiedliche Einschätzungen: Während Schäfer im 

Handeln der Wegscheide-Leitung einen in der Stiftungsgründung gipfelnden »Abwehrkampf« 

gegen Versuche nationalsozialistischer Beeinflussung erblickt,38 versucht Stemmler dies als 

apologetisches Narrativ zu dekonstruieren und verweist darauf, dass es »in der politischen 

Ausrichtung« des Schullandheims zu keinem Zeitpunkt eine »Distanzierung zum 

Nationalsozialismus« gegeben habe.39 Bei den Recherchen für den vorliegenden Bericht war 

zu diesem Aspekt kein neues Quellenmaterial zu ermitteln, sodass sich die folgende 

Rekonstruktion im Wesentlichen auf die auch von Schäfer und Stemmler verwendeten 

Unterlagen des Frankfurter Instituts für Stadtgeschichte stützt. Deren erneute Durchsicht 

ergibt jedoch ein etwas ambivalenteres Bild, als es in den beiden konträren Interpretationen 

zum Ausdruck kommt. 

 Festzustellen ist zunächst, dass es bereits kurz nach der Machtübernahme der 

Nationalsozialisten zu gut dokumentierten Konflikten zwischen August Jaspert und 

verschiedenen NS-Akteuren aus der Region um Bad Orb kam, die auch in den folgenden 

Jahren immer wieder aufflammten.40 Jaspert wurde dabei wiederholt wegen seiner 

vermeintlich mangelhaften nationalsozialistischen Gesinnung bei den städtischen Behörden 

denunziert, dahinter scheinen aber in erster Linie partikulare ökonomische Interessen 

gesteckt zu haben. Schon im April 1933 wandte sich der Schrift- und Propagandawart der 

Bad Orber NSDAP-Ortsgruppe an die Frankfurter NS-Zeitung Volksstimme und beklagte, 

dass der »Wegscheidevater« Fahnen und Wimpel für das Heim nicht bei »deutsche[n], 

christliche[n] Geschäftsleuten«, sondern bei einer jüdischen Firma bestellt habe.41 Das Blatt 

leitete die Meldung an den Frankfurter Oberbürgermeister Friedrich Krebs weiter. Am 

28. April erreichte diesen zudem ein Schreiben des NSDAP-Kreisleiters in Gelnhausen, 

welcher der Wegscheide vorwarf, den Kindern den Einkauf bei nahegelegenen 

Verkaufsstätten zu verbieten, stattdessen selbst einen Kiosk auf dem eigenen Gelände zu 

betreiben und dadurch die lokale Wirtschaft zu schädigen. Alle Vorwürfe wies Jaspert im Mai 

1933 gegenüber Krebs und Schulamtsleiter Rudolf Keller als haltlos zurück: Seine 

                                                 
38 Dieser Begriff findet sich bei Schäfer: 75 Jahre, S. 7, dazu insgesamt S. 33–47. 
39 Stemmler: Bruno Müller, S. 64 f. 
40 Vgl. zum Folgenden, wenn nicht anders angegeben, die Dokumente in: ISG, Magistratsakten 7.816. 
Abgedruckt finden sich einige der Quellen in: Herd, Sell: Wegscheide, S. 44 f., 48–57. 
41 ISG, Magistratsakten 7.816, Hans Praclik an die Frankfurter Volksstimme, 11.4.1933. 
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Maßnahmen zielten lediglich darauf ab, die Kinder vom Betreten der vielbefahrenen Straße 

vor dem Areal und übermäßigem Konsum abzuhalten; die Einnahmen benötige das 

Unternehmen außerdem, um Zuschüsse an bedürftige Kinder zahlen zu können; ferner 

kaufe die Wegscheide bei zahlreichen kleinen Geschäften aus Bad Orb ein und gebe 

dortigen Handwerkern, Metzgern und anderen Personen Arbeit; das vermeintlich jüdische 

Geschäft werde von einer Kriegswitwe betrieben, habe daher einen besonderen Status und 

biete zudem die günstigsten Produkte an. Vor allem verwahrte Jaspert sich gegen Vorwürfe 

bezüglich seiner politischen Einstellung: »Ich bin national und behaupte es nicht nur zu 

sein.«42 Die Schulbehörde und der Oberbürgermeister werteten die Ausführungen als 

überzeugend und ließen den Bad Orber NSDAP-Schriftwart wissen, dass persönliche 

Vorwürfe gegen Jaspert »unpassend« seien: Als »aufrechte[r], deutsche[r] und von jeher 

national gesinnte[r] Mann« biete er »für die ordnungsgemäße Geschäftsführung vollauf 

Gewähr«.43 

 Etwa zeitgleich versuchte der Gelnhäuser Landrat Druck auf die Wegscheide 

auszuüben, indem er beim Magistrat in Frankfurt nachfragte, wie sich der Vorstand der 

GmbH zusammensetze und wie weit dessen »Gleichschaltung« vorangeschritten sei. Nach 

Rücksprache mit Jaspert meldete die Stadt am 7. Juni 1933 zurück, dass der Umbau des 

Gremiums bereits abgeschlossen sei: Amtsgerichtsrat Dr. Levi sei aus dem Vorstand 

ausgeschieden, der Vorsitzende Polligkeit sei »Pg.« (Parteigenosse) und die übrigen 

Mitglieder Wagner, Warnecke und Jaspert Angehörige der Deutschnationalen Volkspartei 

(DNVP), die mittlerweile »geschlossen in die N.S.D.A.P.« übergetreten sei.44 Bei Ernst Levi 

handelte es sich um einen langjährigen jüdischen Unterstützer der Wegscheide, der sich 

auch darüber hinaus um die Wohlfahrtspflege in Frankfurt sehr verdient gemacht hatte. Im 

Jahr 1940 emigrierte er mit seiner Frau nach New York, wo er noch im selben Jahr 

verstarb.45 Während die Angabe zu seiner Person zutraf, sind die weiteren Informationen des 

Schreibens nicht korrekt: Weder gehörte Polligkeit jemals der NSDAP an, noch war die 

gesamte DNVP in dieser aufgegangen; auch an Jasperts Mitgliedschaft bestehen erhebliche 

Zweifel.46 Dass der Magistrat die Aussagen dennoch – offensichtlich unhinterfragt – 

weitergab, zeigt, dass die Wegscheide großes Vertrauen bei den städtischen Institutionen 

genoss und der Oberbürgermeister bereit war, das Unternehmen gegen Angriffe zu 

verteidigen. 

                                                 
42 ISG, Magistratsakten 7.816, Jaspert an Keller, 12.5.1933. 
43 ISG, Magistratsakten 7.816, Magistrat Frankfurt an Hans Praclik, 13.6.1933. 
44 ISG, Magistratsakten 7.816, Magistrat Frankfurt an Landrat Gelnhausen, 7.6.1933. Vgl. dazu auch ISG, 
Schulamt 231, Schulbehörde an Wegscheideverwaltung, 17.6.1933, Schulbehörde an Magistrat, 3.7.1933. 
45 Ernst Levi (1865–1940) war ab 1900 Jugendrichter in Frankfurt und dort an einer Reform des 
Jugendstrafvollzugs beteiligt. Er engagierte sich ehrenamtlich u.a. in der Israelitischen Gemeinde, im jüdischen 
Stiftungswesen, in der Kunstkommission des Magistrats und in zahlreichen Wohlfahrtsinstitutionen, darunter ab 
1928 im Vorstand der Centrale für private Fürsorge, den er ebenfalls bereits 1933 verlassen musste. Zu seiner 
Person s. ISG, S2/3785. 
46 S. dazu auch den Abschnitt »August Jaspert«. 
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 Bereits im folgenden Jahr kam erneut Kritik an Jaspert auf, die wiederum im 

Zusammenhang mit wirtschaftlichen Forderungen stand. Zwischen Mai und August 1934 

beschwerten sich der Milchversorgungsverband Rhein-Main, der Milchwirtschaftsverband 

Hessen und die Bauern der Gemeinde Joßgrund zunächst bei der Wegscheide, später bei 

Oberbürgermeister Krebs. Sie warfen Jaspert vor, dass das Schullandheim laut Auskunft der 

NSDAP-Kreisleitung Gelnhausen keine Frischmilch von den ortsansässigen Landwirten 

abnehme, sondern Dosenmilch für die Versorgung der Kinder verwende. In seiner 

Missachtung der wirtschaftlichen Not der Bauern, hieß es, arbeite der »Wegscheidevater« 

»bewusst den Maßnahmen der nationalsozialistischen Regierung« entgegen.47 Die 

Kampagne zielte eindeutig darauf ab, Jaspert zu verdrängen: »Ein Wechsel in der Leitung 

der Wegscheide und die Bereinigung der dortigen Verhältnisse«, so die Kritiker, »sind die 

Voraussetzung, auch dort nationalsozialistisches Denken und Handeln zu ermöglichen.«48 

Diesen Anspruch untermauerte der Bad Orber Bürgermeister Ende August in einem 

Schreiben an Krebs mit einer Reihe weiterer Kritikpunkte: Auf den Wegscheidewimpeln, 

behauptete er ganz offensichtlich unzutreffend, sei ein Davidstern abgebildet; noch 1934 sei 

die jüdische Familie von Weinberg, die das Schullandheim seit Jahren unterstützte, auf dem 

Gelände mit einer großen Feier geehrt worden;49 überdies bekomme der Geschäftsführer ein 

unverhältnismäßig hohes Gehalt und habe seinem Sohn, dem Architekten Fritz Jaspert, den 

lukrativen Auftrag zum Bau einer Kirche auf dem Gelände zugeschanzt. Erstmals findet sich 

in diesem Schreiben schließlich die für die spätere Selbstdarstellung des Schullandheims 

zentrale Forderung, die Wegscheide in die Nationalsozialistische Volkswohlfahrt (NSV) zu 

überführen.50 Krebs signalisierte Jaspert Anfang September seine Unterstützung, forderte 

ihn aber auf, wieder Frischmilch von den örtlichen Bauern abzunehmen und die einzelnen 

Vorwürfe zu kommentieren. Dabei ging er auch auf den letztgenannten Punkt ein: »Wie 

stehen Sie zur Frage einer etwaigen Übernahme des Kinderdorfes Wegscheide durch die 

N.S.-Volkswohlfahrt Kreisamtsleitung Frankfurt und g. F. welche Ansprüche (nur grob 

umrissen) würden von der Wegscheideverwaltung […] gestellt? Zu diesem Punkt bemerke 

ich, dass es sich zunächst nur um eine Erwägung handelt, die selbstverständlich einer 

                                                 
47 ISG, Magistratsakten 7.816, Milchversorgungsverband Rhein-Main an Jaspert, 8.5.1934. 
48 ISG, Magistratsakten 7.816, Milchwirtschaftsverband Hessen an Krebs, 4.8.1934. 
49 Dank der Unterstützung des Ehepaars Willemine (1871–1935) und Arthur von Weinberg (1860–1943) hatte die 
Wegscheide Ende der 1920er Jahre ihre Infrastruktur umfassend erweitern können. Im Jahr 1929 erhielt eines 
der neuerrichteten Gebäude den Namen »Haus Willemine«. Bei der beanstandeten Feier 1934 war ein von 
Willemine von Weinberg gestiftetes Harmonium für die evangelische Kirche im Schullandheim eingeweiht 
worden. Der Chemiker und Unternehmer Arthur von Weinberg, Leiter der Casella-Werke und von 1925 bis 1938 
Aufsichts- und Verwaltungsratsmitglied der IG Farben AG, wurde 1942 ins KZ Theresienstadt deportiert, wo er ein 
Jahr später starb. Seine Frau Willemine war bereits 1935 infolge kurzer, schwerer Krankheit verstorben. Vgl. 
Ernst Mack: Die Frankfurter Familie von Weinberg. Im Zeichen der Kornblumenblüte, Frankfurt am Main 2000; 
Michael Stolleis: Wissenschaftler, Unternehmer, Mäzen, NS-Opfer. Zur Erinnerung an Arthur von Weinberg 
(1860–1943), in: Forschung Frankfurt. Wissenschaftsmagazin der Johann Wolfgang Goethe-Universität (2007), 
H. 1, S. 94–98. 
50 Bürgermeister Bad Orb an Krebs, 28.8.1934, abgedruckt in: Schäfer: 75 Jahre, S. 39 f.; Herd, Sell: 
Wegscheide, S. 49 f. 
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eingehenden Prüfung bedarf.«51 Wenige Tage später nahm Jaspert zu allen Punkten 

ausführlich Stellung, versuchte die Vorwürfe zu entkräften und zeigte sich bereit, mit den 

Bauern aus Joßgrund zu kooperieren, »wenn nunmehr die ganze Hetze gegen die 

Wegscheide und gegen mich völlig aufhört«. Hinsichtlich des Verhältnisses zur NSV schrieb 

er kryptisch: »Zur Frage der Übernahme des Kinderdorfes Wegscheide teile ich mit, dass ich 

als Geschäftsführer das Kinderdorf Wegscheide der NSV angeschlossen habe. Die NSV ist 

die Dachorganisation der Wegscheide.«52 Krebs gab die Informationen an die 

Beschwerdeführer weiter und versuchte die Wogen auch mit Verweis auf die Bedeutung der 

Wegscheide für das Frankfurter Schulwesen zu glätten. Was mit dem angeblichen Anschluss 

des Schullandheims an die NSV gemeint gewesen sein könnte, bleibt unklar: Wie der 

spätere Schriftverkehr rund um die Stiftungsgründung nahelegt, war es nie zu einer 

offiziellen Verbindung mit der Wohlfahrtsorganisation gekommen. Es könnte sich bei der 

»deklamatorische[n] Unterordnung«53 um eine strategische Überinterpretation einer 

möglichen individuellen NSV-Mitgliedschaft Jasperts oder schlichtweg um eine gewagte 

Falschbehauptung gehandelt haben. 

 Dass es in Frankfurt auch danach Personen gab, die versuchten, der 

Schullandheimleitung zu schaden, zeigt ein Briefwechsel zwischen Jaspert und Krebs aus 

dem Jahr 1936. Aus eigener Initiative wandte sich der Wegscheide-Leiter im Juni an den 

Oberbürgermeister, um ihm mitzuteilen, dass in Frankfurt nach wie vor Gerüchte verbreitet 

würden, bei dem Wappen des »Kinderdorfs« handle es sich um ein »staatswidriges«, nun 

»kommunistisches Zeichen«. Um weitere Denunziationen zu vermeiden, habe er sich 

entschlossen, den Wegscheidewimpel zu verbieten und »nur noch die Reichsflagge« auf 

dem Gelände zu verwenden. Krebs äußerte sich erfreut über diesen Entschluss.54 

 Neben den nicht abreißenden Denunziationen war für die Wegscheide-Leitung 

vermutlich relevant, dass der Wiesbadener Regierungspräsident in der zweiten Hälfte der 

1930er Jahre verstärkt versuchte, Einfluss auf die Abläufe im Schullandheim zu nehmen.55 

Mehrfach schrieb er im Laufe des Jahrs 1937 an die Frankfurter Behörden, dass er eine 

konsequentere Wahrnehmung der städtischen Schulaufsicht und jährliche Berichte darüber 

erwarte. Er machte deutlich, dass »Besuche des sogenannten Erziehungsausschusses der 

Wegscheide« keinen adäquaten Ersatz hierfür darstellten.56 Um den Zugriff auf die Institution 

zu verstärken, schlug das Schulamt daraufhin vor, den »Bürgermeister« zukünftig selbst – 

auf Vorschlag der GmbH – auszuwählen und den Lehrkräften die Anfertigung von 

                                                 
51 ISG, Magistratsakten 7.816, Krebs an Jaspert, 4.9.1934. 
52 ISG, Magistratsakten 7.816, Jaspert an Krebs, 8.9.1934. 
53 Stemmler: Bruno Müller, S. 60. 
54 Vgl. ISG, Magistratsakten 7.816, Briefwechsel Jaspert – Krebs, 11.6.1936. 
55 Vgl. die Briefwechsel des Jahrs 1937 in: ISG, Wegscheide (Depositum) 1. Schäfer und Stemmler gehen auf 
diesen Aspekt nicht ein. 
56 ISG, Wegscheide (Depositum) 1, Regierungspräsident an Schulamt, 27.10.1937. Zum Erziehungsausschuss s. 
den Abschnitt »Erziehungsausschuss und Erziehungsbeirat der Wegscheide«. 
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Arbeitsplänen und Lehrberichten aufzutragen. Der Regierungspräsident zeigte sich 

einverstanden, insistierte jedoch, dass die Lehrerinnen und Lehrer der jeweiligen Gruppen 

zusätzlich vor der Wegscheide-Fahrt von den Magistratsschulräten einzuweisen seien: 

»Anweisungen über Erziehung und Unterricht auf der Wegscheide von anderer Stelle als der 

Schulaufsichtsbehörde und den von ihr besonders beauftragten aus der Führerschaft hat die 

Führerschaft nicht entgegenzunehmen.«57 Der Schriftwechsel lässt vermuten, dass das 

Regierungspräsidium von einem nach wie vor zu großen Einfluss der GmbH-

Verantwortlichen ausging, für die es eine lediglich verwaltungsmäßige Tätigkeit vorsah. 

 Zur gleichen Zeit trieb Jaspert bereits intensiv die Zukunftsplanung des »Kinderdorfs« 

voran.58 Am 7. Juni 1937 äußerte er in einer Besprechung mit dem Rechtsdezernenten der 

Stadt Frankfurt, Bruno Müller, und dem Gesundheits- und Fürsorgedezernenten, Werner 

Fischer-Defoy, »die Absicht, die Wegscheide auf die Stadt [Frankfurt] zu überführen mit der 

Auflage, daraus eine selbständige Stiftung zu errichten«. Sein Ziel sei es, »dass die 

Bewegungsfreiheit des Vorstandes oder des Geschäftsführers wie seither auch künftig 

erhalten bleibt«.59 Oberbürgermeister Krebs unterstützte den Vorschlag und holte 

offensichtlich die Zustimmung der NSV ein.60 Am 1. Oktober fand ein Treffen zwischen 

Jaspert, Wagner, Müller, Polligkeit und Keller statt. Die Runde empfahl Jaspert, ein gutes 

Verhältnis zum Nationalsozialistischen Lehrerbund (NSLB) herzustellen und festzulegen, 

dass »die erziehliche Arbeit der Wegscheide nach den Richtlinien des NSLB unter Aufsicht 

des Schulamts« verrichtet werde. Insgesamt hielten die Beteiligten fest, dass ihnen daran 

gelegen sei, »eine möglichst enge Verbindung zu der Stadtverwaltung (Oberbürgermeister) 

sicherzustellen«.61 Die Konsequenz, mit der sie die Stiftungsgründung in der Folge 

betrieben, zeigt sich in einem Briefwechsel vom Dezember 1937. Im Auftrag des hessen-

nassauischen NSDAP-Gauleiters Jakob Sprenger hatte dessen Adjutant sich an 

Oberbürgermeister Krebs gewandt. Grund waren erneute Beschwerden der Kreisleitung 

Gelnhausen, dass »Rektor i/R. Jaspert immer noch als Leiter des Kinderdorfs tätig« sei. In 

einem Schreiben vom 14. Dezember fasste Sprengers Untergebener eine persönliche 

Unterredung mit dem Frankfurter Stadtoberhaupt mit der Bitte um weitere Erläuterungen 

zusammen: »Wie Sie mir gestern bei dem Zusammensein […] nun erzählten, ist das 

Kinderdorf Wegscheide in eine Stiftung überführt und Jaspert in der Leitung kalt gestellt 

worden. Sie erwähnten ferner noch, dass die Überführung in eine Stiftung aus dem Grund 

erfolgt sei, weil die NSV eine Übernahme des Kinderdorfs Wegscheide abgelehnt hatte.«62 

                                                 
57 ISG, Wegscheide (Depositum) 1, Regierungspräsident an Oberbürgermeister, 24.12.1937. 
58 Zur im Folgenden dargestellten Gründung der Stiftung vgl. vor allem die Dokumente in: ISG, Wegscheide 
(Depositum) 1; Magistratsakten 7.816. 
59 ISG, Wegscheide (Depositum) 1, Besprechung über die Zukunft des Kinderdorfes Wegscheide, 7.6.1937. 
60 ISG, Magistratsakten 7.816, Auszugsweise Abschrift aus dem Vermerkt des Oberbürgermeisters, 16.7.1937. 
61 ISG, Magistratsakten 7.816, Besprechung über die Neuregelung der Rechtsgestalt der Kinderdorf Wegscheide 
GmbH, 1.10.1937. 
62 ISG, Magistratsakten 7.816, Gauleitung der NSDAP Hessen-Nassau an Krebs, 14.12.1937. 
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Sollte Krebs sich tatsächlich so geäußert haben, ist dies sehr bemerkenswert: Die Stiftung 

war zu diesem Zeitpunkt noch nicht gegründet und vor allem Jaspert keineswegs 

»kaltgestellt«. Um den Vorgang abzusichern, hat der Frankfurter Oberbürgermeister 

gegenüber der Gauleitung also mutmaßlich gelogen. In einem Antwortschreiben vom 

13. Januar 1938 erläuterte er schließlich – einer Vorlage Bruno Müllers folgend – die 

Rechtsverhältnisse auf der Wegscheide und den auf eine Idee Jasperts zurückgehenden 

Plan der Stiftungsgründung. Zur Rolle der NSV bemerkte er, dass die Organisation 

anfänglich beabsichtigt habe, die Einrichtung zu übernehmen, davon jedoch abgerückt sei, 

als sie sich überzeugt hatte, »dass die Wegscheide nicht ein reines Wohlfahrtsunternehmen 

ist, sondern dass es sich um ein Schullandheim handelt«. Dass Jaspert weiterhin in leitender 

Funktion beteiligt war, geht aus diesem Brief nun eindeutig hervor.63 

 Noch im Januar 1938 wurde die selbstständige Stiftung Frankfurter Schullandheim 

Wegscheide »unter Aufsicht des Magistrats« gegründet und durch das Wiesbadener 

Regierungspräsidium genehmigt. Am 5. Dezember 1938 folgte die Genehmigung durch das 

Reichs- und Preußische Ministerium für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung sowie die 

Verleihung der Rechtsfähigkeit. Als Gesellschafter der Wegscheide GmbH fungierten zu 

diesem Zeitpunkt nur noch Jaspert und der Bürgerausschuss, da sich die Centrale für private 

Fürsorge bereits Mitte 1937 aufgelöst hatte und aus dem Unternehmen ausgeschieden 

war.64 Die verbliebenen Gesellschafter übertrugen ihre Anteile nun auf die neugeschaffene 

Stiftung, die das ursprüngliche Unternehmen liquidierte.65 Im Jahr 1939 wurde die 

Einrichtung ins Goldene Buch der Stiftungen der Stadt Frankfurt am Main aufgenommen.66 

Die Satzung der Organisation zeigt zum einen, dass die rassistische NS-Ideologie nun 

offiziell der Arbeit der Wegscheide zugrunde lag: Der Schullandheimaufenthalt sollte laut 

Stiftungszweck ausschließlich den »Kinder[n] deutscher Volksgenossen« zugutekommen. 

Zum anderen war die gewünschte enge Verbindung zur Stadt – die in den 1920er Jahren 

noch unter dem Schlagwort der »Kommunalisierung« zurückgewiesen worden war67 – durch 

                                                 
63 ISG, Magistratsakten 7.816, Krebs an Gauleitung, 13.1.1938. Stemmler weist darauf hin, dass die Gauleitung 
sich im Folgemonat beschwerte, noch keine Rückmeldung erhalten zu haben, der Brief also möglicherweise nicht 
abgeschickt wurde, vgl. Stemmler: Bruno Müller, S. 60 f. 
64 Auch bei der Liquidation der Centrale spielten Übernahmebestrebungen der NSV eine wichtige Rolle, vgl. 
Dieter Eckhardt: »Soziale Einrichtungen sind Kinder ihrer Zeit …«. Von der Centrale für Private Fürsorge zum 
Institut für Sozialarbeit 1899–1999, Frankfurt am Main 1999; Anne-Dore Stein: Die Verwissenschaftlichung des 
Sozialen. Wilhelm Polligkeit zwischen individueller Fürsorge und Bevölkerungspolitik im Nationalsozialismus, 
Wiesbaden 2009, S. 139–150. 
65 Vgl. auch ISG, Wegscheide (Depositum) 7, Niederschrift über die Sitzung des Stiftungsvorstands, 16.2.1939. 
66 Vgl. ISG, S3/M 11.999, Das größte Schullandheim Deutschlands. 20 Jahre Wegscheide!, S. 2. Die 
problematische Vergangenheit des Goldenen Buchs, das nicht – wie Bruno Müller in der Nachkriegszeit 
behauptete – während der Weimarer Republik, sondern im Nationalsozialismus angelegt wurde, hat in den 
vergangenen Jahren ebenfalls Gunter Stemmler herausgearbeitet, vgl. Gunter Stemmler: Das Goldene Buch der 
Stiftungen in Frankfurt am Main, in: Der Herold. Vierteljahrsschrift für Heraldik, Genealogie und verwandte 
Wissenschaften 54 (2011), H. 1–2, S. 162–164; ders.: Bruno Müller, S. 70 ff.; Thomas Bauer: Das »Goldene 
Buch der Stiftungen« und seine Entstehungsgeschichte, Institut für Stadtgeschichte Frankfurt am Main, o.D., PDF 
verlinkt auf: https://frankfurt.de/themen/soziales-und-gesellschaft/ehrenamt-und-stiftungen/stiftungen/goldenes-
buch-der-stiftungen (16.3.2023). 
67 S. den Abschnitt »Pädagogische Theorie und Praxis«. 
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die Statuten abgesichert: Der Vorstand setzte sich zusammen aus Jaspert und Wagner, die 

ihre Ämter bis zum eigenen Rücktritt behalten sollten, sowie drei Mitarbeitern der 

Stadtverwaltung, die der Oberbürgermeister auf Vorschlag der beiden erstgenannten 

Vorstände berief. Deren Wirken war auf die Dauer ihres städtischen Amts oder längstens auf 

fünf Jahre begrenzt. Die Überprüfung der finanziellen Verhältnisse erfolgte durch das 

Städtische Rechnungsamt, die Entlastung erteilte der Oberbürgermeister. Änderungen der 

Satzung oder die Auflösung der Institution bedurften der Zustimmung des Magistrats und der 

staatlichen Aufsichtsbehörde; im Falle der Liquidation fiel das Vermögen an die Stadt, die 

angehalten war, es für der Satzung entsprechende »gemeinnützige« Zwecke zu 

verwenden.68 

 Mit Blick auf die aktuellen Diskussionen um die Wegscheide stellt sich die Frage, 

welche Motive dieser Umwandlung der Rechtsform zugrunde lagen und ob sich der Vorgang 

als »widerständige« Handlung interpretieren lässt. Wie oben erwähnt, kam diese Deutung in 

der Darstellung Schäfers und den kritisierten Passagen auf den Homepages der Stiftung und 

der Stadt Frankfurt zum Ausdruck, die damit ein Narrativ perpetuierten, das sich in der 

Nachkriegszeit etabliert hatte. Zurückzuführen ist dieses ursprünglich auf die Äußerungen 

Verantwortlicher aus dem Umfeld der Wegscheide, welche die Übernahmebestrebungen 

unterschiedlicher NS-Organisationen als Ursache für die Stiftungsgründung benannten. 

Entsprechende Angaben finden sich bereits in Bruno Müllers Spruchkammerakte von 1947. 

So erwähnte der als Zeuge bestellte Wegscheide-Geschäftsführer Reinhold Disnosky 

Begehrlichkeiten des NSLB und der HJ, und auch Müller selbst bezog sich auf angebliche 

Vorstöße des NSLB: »Der von der NSDAP stark beeinflusste NS-Lehrerbund versuchte 

schon 1935 das bekannte große Frankfurter Kinderheim Wegscheide im Spessart unter 

seinen Einfluss zu bringen. Es ist mir damals im Zusammenwirken mit dem 

›Wegscheidevater‹ Jaspert gelungen, die Wegscheide in eine besondere Stiftung 

umzuwandeln, in deren Vorstand die Mehrzahl der Stimmen leitenden städt[ischen] Beamten 

zustand, damit alle Versuche des NS-Lehrerbundes auf Entfremdung der Wegscheide zu 

vereiteln und das Heim für die Frankfurter Kinder zu erhalten.«69 In offiziellen Dokumenten 

des Schullandheims finden sich ähnliche Äußerungen, allerdings in Bezug auf die NSV, so 

erstmals in einem Briefentwurf an den Wiesbadener Regierungspräsidenten vom Juli 1949, 

in dem die Stiftung staatliche Zuschüsse für den Wiederaufbau erbat und zu diesem Zweck 

die eigene Geschichte rekapitulierte: »Die Form der G.m.b.H.«, heißt es im Abschnitt zur NS-

Zeit, »wurde nach 1933 aufgehoben, um die Übernahme durch die NSV zu verhindern«.70 

                                                 
68 Eine Kopie der Satzung findet sich u.a. in: ISG, Fürsorgeamt 627 und Wegscheide (Depositum) 1. 
69 HHStAW, Bestand 520/F, Nr. 143229, Bruno Müller an die Spruchkammer Frankfurt am Main, 22.1.1947, 
Bl. 104. 
70 ISG, Schulamt 5.065, Wegscheide an den Regierungspräsidenten (Entwurf), 27.1.1949. Ähnlich lautende 
Darstellungen finden sich in derselben Akte auch in Schreiben an den Regierungspräsidenten und den 
hessischen Kultusminister, 24.8.1949, sowie an den Hessischen Paritätischen Wohlfahrtsverband, 25.8.1949; s. 
auch Kinderdorf oder Tschechenlager?, in: Frankfurter Neue Presse, 14.12.1950. Stemmler weist darauf hin, 
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Ein Bericht über die gegenwärtige Lage und zukünftige Vorhaben der Wegscheide vom 

Dezember 1950 benennt allgemeiner den »drohenden Zugriff der NSDAP« als Grund für das 

Agieren im Jahr 1938.71 

 Wie sind diese Aussagen zu bewerten? Grundsätzlich finden sich in den Quellen 

Hinweise darauf, dass die Schullandheimleitung sich von verschiedenen Seiten unter Druck 

gesetzt fühlte und Sorge um den Fortbestand ihrer Einrichtung beziehungsweise den 

eigenen Einfluss darauf hatte. Zu nennen sind hier die geschilderten Angriffe auf Jaspert, die 

verstärkte Einflussnahme des Regierungspräsidiums und das dokumentierte Interesse der 

NSV an der Wegscheide. Wie intensiv sich die nationalsozialistische Wohlfahrtsorganisation 

um eine Übernahme des »Kinderdorfs« bemühte, ist schwer einzuschätzen, zumal bislang 

keine Unterlagen der NSV selbst zu dem Vorgang bekannt sind. Da die Organisation eine 

Monopolstellung auf dem Gebiet der Wohlfahrtspflege für sich beanspruchte, ihren 

Machtbereich im Verlauf der Zeit aggressiv auszuweiten versuchte und auch andere 

Frankfurter Institutionen wie die Centrale für private Fürsorge bedrängte, ist davon 

auszugehen, dass die Wegscheide-Leitung ihre Bestrebungen in jedem Fall als bedrohlich 

wahrnahm.72 Ob der Hinweis, die Wegscheide sei keine reine Erholungseinrichtung, sondern 

ein Schullandheim, ausreichte, um die NSV von ihrem Vorhaben abzubringen – wie Krebs 

und Müller 1938 gegenüber der NSDAP-Gauleitung behaupteten –, ist unklar. 

 Schwerer rekonstruieren lässt sich hingegen das Interesse des NSLB, einer der 

NSDAP angeschlossenen Einheitsorganisation der Lehrkräfte im NS-Staat.73 Zwar legten, 

wie erwähnt, Vertreter der Stadt Frankfurt Jaspert im Oktober 1937 nahe, sich mit dem 

Verband gut zu stellen, Belege für entsprechende Übernahmeambitionen in den 

vorangegangenen Jahren waren jedoch nicht zu ermitteln. Bei Kurt Schäfer ist zu lesen – mit 

Bezug auf nicht näher bezeichnete Quellen –, die NSDAP-Gauleitung habe 1936 angestrebt, 

die Wegscheide dem Hauptamt für Erzieher, das eng mit dem NSLB verbunden war, zu 

unterstellen. Als Grund habe sie den »beachtenswerten Vermögenswert« und die 

städtischen Zuschüsse, die das Unternehmen erhielt, genannt: »Wenn auch die Wegscheide 

zur Zeit kein Schullandheim nach unserer Auffassung ist (weder nach Form noch nach 

Inhalt), so muß doch versucht werden, ein derartig wertvolles Besitztum und eine solch 

                                                 

dass entsprechende Passagen in anderen Dokumenten aus jener Zeit fehlen, vgl. etwa ISG, Schulamt 5.965, 
Gutachten Bruno Müllers über die Eigentumsverhältnisse des Lagers Wegscheide, 20.5.1946; ebd., Stiftung 
Wegscheide an Ministerpräsident Stock, 21.7.1949; ebd., Stiftung Wegscheide an die Ortskrankenkasse, 
16.8.1949; ebd., Bericht »30 Jahre Wegscheide« [vermutlich 1950]; Müller: Stiftungen, S. 140 (in der Neuauflage 
S. 165); hierzu Stemmler: Bruno Müller, S. 62. 
71 ISG, Wegscheide (Depositum) 2, Bericht über gegenwärtige Lage und Zukunftsabsichten der 
Wegscheidestiftung, 9.12.1950. So auch ISG, Magistratsakten 7.816, Schreiben an den amerikanischen Hohen 
Kommissar John McCloy, 17.10.1950. 
72 Zur NSV s. Christoph Sachße, Florian Tennstedt: Geschichte der Armenfürsorge in Deutschland, 4 Bde., Bd. 3: 
Der Wohlfahrtsstaat im Nationalsozialismus, Stuttgart 1992; Eckhard Hansen: Wohlfahrtspolitik im NS-Staat. 
Motivationen, Konflikte und Machtstrukturen im »Sozialismus der Tat« des Dritten Reiches, Augsburg 1991. 
73 Zum NSLB s. Willi Feiten: Der Nationalsozialistische Lehrerbund. Entwicklung und Organisation. Ein Beitrag 
zum Aufbau und zur Organisationsstruktur des nationalsozialistischen Herrschaftssystems, Frankfurt am Main 
1981. 
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vorzügliche Gelegenheit, die Frankfurter Schulen schullandheimmäßig zu erfassen, so sicher 

wie möglich und so rasch wie möglich in unsere Betreuung zu bekommen.«74 Ob derartige 

Pläne von Seiten des NSLB beziehungsweise des Hauptamts für Erzieher 1937/38 noch 

Bestand hatten, lässt sich nicht sagen.75 

 Insgesamt betrachtet ist es nicht möglich, auf Grundlage der gesichteten Quellen die 

Hintergründe der Umwandlung der Rechtsform 1938 eindeutig aufzuklären. Dass die 

Wegscheide-Leitung hoffte, durch Anbindung an die Stadt den eigenen 

Gestaltungsspielraum langfristig – auch gegen etwaige Übergriffe von Parteigliederungen – 

abzusichern, erscheint jedoch plausibel. Nachvollziehbar ist auch, dass Oberbürgermeister 

Krebs dieses Vorgehen unterstützte, nicht nur weil er Jasperts Arbeit erwiesenermaßen 

schätzte, sondern auch weil er sicherlich ein Interesse daran hatte, eine überregional 

bekannte Einrichtung wie das »Kinderdorf« stärker in seinen Machtbereich zu integrieren. 

 Die Umwandlung der Rechtsform zu einem Akt des Widerstands gegen den 

Nationalsozialismus zu stilisieren oder daraus eine Ablehnung des NS-Systems im Ganzen 

abzuleiten, ist gleichwohl verfehlt.76 Jaspert vertrat, wie oben gezeigt, selbstbewusst ein 

Erziehungskonzept, das zwar nicht mit den pädagogischen Grundsätzen des 

Nationalsozialismus identisch war, aber auch nicht im fundamentalen Gegensatz zu diesen 

stand. Beim Vorstand der Wegscheide-Stiftung handelte es sich wohl weniger um radikale 

Nationalsozialisten, aber dennoch um Personen, die große Anpassungsbereitschaft an das 

System zeigten, wie unter dem Abschnitt »Personelles Umfeld« noch erläutert werden wird. 

Krebs schließlich war in einen Machtkampf mit Gauleiter Sprenger verstrickt, was lange der 

Interpretation Vorschub leistete, das Stadtoberhaupt habe Prinzipien der Legalität und 

rationales Verwaltungshandeln gegen zügellose Übergriffe der Parteiinstitutionen verteidigt.77 

Tatsächlich aber handelte es sich bei dem Oberbürgermeister um einen überzeugten 

Nationalsozialisten, der während seiner gesamten Amtszeit in Frankfurt konsequent 

entsprechende Maßnahmen umsetzte.78 Dies zeigt sich nicht zuletzt an den Frankfurter 

                                                 
74 Schreiben vom 9.11.1936, zitiert nach Schäfer: 75 Jahre, S. 41. Auch Stemmler schienen die fraglichen 
Quellen nicht vorzuliegen, vgl. Stemmler: Bruno Müller, S. 58. 
75 Stemmler bezweifelt, dass die Wegscheide nennenswerte materielle Vorteile bot, und vermutet, dass der NSLB 
dies selbst bemerkt und daher von dem angeblichen Übernahmeversuch Abstand genommen haben könnte. Die 
Angaben zum Eigenkapital der Stiftung schwanken in den Akten zwischen 100.000 und knapp 290.000 
Reichsmark in den Jahren 1937/38. Der Immobilienbesitz des Unternehmens beschränkte sich auf die 
Wohnbaracken, während das Grundstück und die Steinhäuser auf der Spessarthöhe lediglich vom Reichsfiskus 
gepachtet waren. Vgl. Stemmler: Bruno Müller, S. 59. Ob die GmbH in finanzieller Hinsicht ein attraktives Ziel für 
eine Organisation wie den NSLB darstellte, lässt sich jedoch ohne umfassende wirtschaftliche Analyse nicht 
beurteilen. 
76 Den Begriff der »Widerstandshandlung« verwendet wörtlich allerdings nur Stemmler in seiner Kritik: Stemmler: 
Bruno Müller, S. 65.  
77 Die Vorstellung eines Dualismus aus radikalen Parteiinstanzen und defensiven, letztlich machtlosen 
Kommunalverwaltungen klingt auch bei Schäfer noch deutlich an: Schäfer: 75 Jahre, S. 42 f. Mittlerweile geht die 
Forschung von einer aktiven Rolle der Kommunen innerhalb des NS-Herrschaftsapparats aus, s. dazu 
grundsätzlich Wolf Gruner: Die Kommunen im Nationalsozialismus. Innenpolitische Akteure und ihre 
wirkungsmächtige Vernetzung, in: Sven Reichardt, Wolfgang Seibel (Hrsg.): Der prekäre Staat. Herrschen und 
Verwalten im Nationalsozialismus, Frankfurt am Main 2011, S. 167–211. 
78 Zu Krebs s. Heike Drummer: »… dem Wahren, Schönen und Guten zu dienen«. Friedrich Krebs (1894–1961). 
Oberbürgermeister in der NS-Zeit, in: Archiv für Frankfurts Geschichte und Kunst, Bd. 73: Frankfurter 
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Stiftungen: Krebs und Müller zeichneten vielfach für die Ausraubung und Zerstörung 

jüdischer und sogenannter paritätischer Stiftungen verantwortlich.79 Schutz vor 

weitreichenden Eingriffen des NS-Staats dürfte die neue Rechtsform der Wegscheide ab 

1938 nicht gewährleistet haben.80 Möglicherweise um der Übernahme durch Parteiinstanzen 

vorzubeugen, begab die Schullandheimleitung sich also nicht etwa in die Obhut einer 

politisch neutralen Stadtverwaltung, sondern paktierte mit einem anderen zentralen NS-

Akteur. Die Konflikte rund um die Wegscheide, die potenziellen Übernahmebestrebungen 

von NS-Organisationen und die unterschiedlichen Interessen von Stadt und Gauleitung 

dürften als Ausdruck der für das »polykratische« NS-System typischen Macht- und 

Einflusskämpfe zu bewerten sein.81 Insbesondere Jaspert erwies sich in diesem Prozess als 

eigensinniger Akteur, war aber vor allem darauf bedacht, den Gestaltungsspielraum für sein 

Lebenswerk zu bewahren. Auf eine grundsätzliche oppositionelle Haltung lässt sein Agieren 

nicht schließen. 

 Inwieweit sich die Pläne der Wegscheide-Leitung in den Jahren 1938 und 1939 

erfüllten, ist schwer zu sagen, da aus dieser Zeit nur wenige Dokumente überliefert sind.82 

Die Geschichte des Schullandheims kam jedenfalls mit Beginn des Zweiten Weltkriegs zu 

einem vorläufigen Ende.83 Schon am 27. August 1939 brachte ein Sonderzug die 

Schülerinnen und Schüler der aktuellen Besuchsgruppe außerplanmäßig nach Frankfurt 

zurück. Auf eine Verfügung des Wehrkreiskommandos IX vom 6. November 1939 hin 

entstand auf der Spessarthöhe nun eines der drei schwerbewachten Kriegsgefangenen-

Mannschafts-Stammlager im Wehrkreis Kassel: das Stalag IX B Wegscheide (später: Bad 

Orb). Der Gesamtbestand der vom Lager in den folgenden Jahren verwaltungsmäßig 

geführten Kriegsgefangenen betrug bis zu circa 25.600 Personen, die allerdings nicht alle im 

Stammlager untergebracht waren, sondern überwiegend in Außenkommandos zum 

                                                 

Stadtoberhäupter, Frankfurt am Main 2012, S. 195–222; zur Einschätzung auch Bettina Tüffers: Der Braune 
Magistrat. Personalstruktur und Machtverhältnisse in der Frankfurter Stadtregierung 1933–1945, Frankfurt am 
Main 2004, S. 341 f. 
79 Vgl. Monica Kingreen: Die Stadtverwaltung Frankfurt am Main und ihre »Arisierung« der Stiftungen jüdischer 
Bürger. Ein Beutezug, in: Andreas Ludwig, Kurt Schilde (Hrsg.): Jüdische Wohlfahrtsstiftungen. Initiativen 
jüdischer Stifterinnen und Stifter zwischen Wohltätigkeit und sozialer Reform, Frankfurt am Main 2010, S. 241–
251; Ralf Roth: Aufstieg und Krise des Stiftungswesens in Frankfurt am Main. Zur strukturellen Entwicklung eines 
kommunalen Stiftungsnetzwerkes im 19. und 20. Jahrhundert, in: Rainer Liedtke, Klaus Weber (Hrsg.): Religion 
und Philanthropie in den europäischen Zivilgesellschaften. Entwicklungen im 19. und 20. Jahrhundert, Paderborn 
2009, S. 121–137; Stemmler: Bruno Müller. 
80 Rechtliche Stellung und politische Bedeutung kommunaler Stiftungen im Nationalsozialismus sind – abgesehen 
vom Raub an jüdischen Stiftungen – noch wenig erforscht. Möglicherweise wäre hierzu eine genauere rechtliche 
Einordnung notwendig. Für Hamburg liegt eine entsprechende Studie vor: Michael Werner: Stiftungsstadt und 
Bürgertum. Hamburgs Stiftungskultur vom Kaiserreich bis in den Nationalsozialismus, München 2011. 
Grundsätzlich s. Thomas Adam: Zivilgesellschaft oder starker Staat? Das Stiftungswesen in Deutschland 1815–
1989, Frankfurt am Main, New York 2018, S. 195–224. 
81 Zum Stand der Forschung über das NS-Herrschaftssystem s. Reichardt, Seibel (Hrsg.): Der prekäre Staat. 
82 S. vor allem ISG, Wegscheide (Depositum) 1. 
83 Zu den folgenden Informationen zur Geschichte des Kriegsgefangenenlagers vgl. Schäfer: 75 Jahre, S. 51–55; 
Krause-Schmitt u.a.: Wanderbuch, S. 17 f., 54–59; Ursula Krause-Schmitt, Jutta von Freyberg: 
Heimatgeschichtlicher Wegweiser zu Stätten des Widerstands und der Verfolgung 1933–1945, 10 Bde., Bd. 1: 
Hessen I: Regierungsbezirk Darmstadt, Frankfurt am Main 1995, S. 198 f. 
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Arbeitseinsatz kamen. Die Angaben zu den auf der Wegscheide tatsächlich Anwesenden 

schwanken zwischen 2.000 und 10.000. Bei den Gefangenen handelte es sich um 

Angehörige von neun Nationen – Frankreich, Polen, Belgien, Sowjetunion, Großbritannien, 

Jugoslawien, Italien, Tschechoslowakei und USA –, die in industriellen sowie land- und 

forstwirtschaftlichen Betrieben zwischen Gelnhausen und Frankfurt arbeiten mussten. 

Desaströs war vor allem die Lage der ab Herbst 1941 anwesenden sowjetischen 

Kriegsgefangenen, die – der rassistischen und antibolschewistischen Ideologie der 

Nationalsozialisten entsprechend – in einem separaten »Russenlager« untergebracht waren. 

Ihre Ernährungs-, Wohn- und Bekleidungssituation sowie die medizinische Versorgung 

galten als katastrophal. Zeitzeugen berichteten später von schweren Krankheiten und 

Misshandlungen. Beobachter des Internationalen Roten Kreuzes hatten zu diesem Teil des 

Geländes keinen Zutritt. Ferner ist in der Literatur die Rede von einem abgetrennten 

»Ghetto-Lager« für jüdische Inhaftierte. Bekannt ist, dass auf der Wegscheide 1.430 

Sowjetgefangene und zwei Personen aus Serbien den Tod fanden. Über die tatsächlichen 

Todeszahlen sowie verstorbene Internierte aus westlichen Staaten liegen keine 

Informationen vor. 

 Erste Kritiken zur nicht aufgearbeiteten NS-Vergangenheit der Wegscheide in den 

Jahrzehnten nach 1945 bezogen sich vor allem auf die Geschichte des 

Kriegsgefangenenlagers, wie im Abschnitt »Nach 1945« noch ausführlich dargestellt wird. 

Auch in einigen der bisherigen Publikationen wurde das Thema behandelt. Eine 

grundsätzliche, quellengestützte Aufarbeitung dieses Zeitabschnitts liegt jedoch nicht vor. 

Grund dafür sind gleich mehrere Schwierigkeiten: So scheinen zahlreiche Dokumente des 

Lagers laut Zeitzeugen kurz vor der Befreiung durch amerikanische Truppen 1945 vernichtet 

worden zu sein; die Unterlagen, die der Verein »Die Wegscheide mahnt« zu diesem Thema 

in den 1980er Jahren zusammenstellen konnte, waren wegen Baumaßnahmen im 

Stadtarchiv Bad Orb während der Erstellung des vorliegenden Berichts nicht einsehbar;84 

und schließlich stellt sich eine Recherche in den Dienststellen des Bundesarchivs oder 

internationalen Archiven als komplex und zeitaufwändig dar. Da ohnehin das Verhältnis des 

Schullandheims zum Nationalsozialismus im Fokus der Vorstudie stehen sollte, wurde das 

Thema nicht ausführlich berücksichtigt. Eine umfassende Darstellung der Geschichte der 

Wegscheide sollte das Schicksal der Kriegsgefangenen aber in jedem Fall behandeln.85 

                                                 
84 E-Mail des Stadtarchivs Bad Orb an den Verfasser, 26.2.2021. 
85 Einige Quellen aus dem Archiv des Vereins »Die Wegscheide mahnt« – etwa Belegungsstatistiken, 
Zeitzeugenberichte und Zeitungsartikel – sind abgedruckt in: Herd, Sell: Wegscheide, S. 70–94. Für weitere 
Aussagen von Zeitzeugen s. zudem Johannes Winter: Herzanschläge. Ermittlungen über das Verschwinden von 
Juden, Zwangsarbeitern und Kriegsgefangenen aus dem Dorf, Frankfurt am Main 1993, S. 47–55. Zum 

Zwangsarbeitereinsatz in der Region s. Martina Raskop: NS-Zwangsarbeit im Main-Kinzig-Kreis, in: 
Mitteilungsblatt des Zentrums für Regionalgeschichte Main-Kinzig 28 (2003), S. 1–50, zum Stalag IX B s. ebd., 
S. 28. Zahlreiche Dokumente und Informationen finden sich ferner – jedoch mit teilweise apologetischer Tendenz 
kommentiert – in: Siegfried Schönborn: Kriegsgefangene und Fremdarbeiter in unserer Heimat, Freigericht 1990. 
Zur Verortung des Stalag im Gefüge des hessischen Lagersystems s. Ursula Krause-Schmitt: Das NS-
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 Hinsichtlich der weiteren Entwicklung der Stiftung ist an dieser Stelle dennoch ein 

Aspekt zu erwähnen, den die bisherigen Veröffentlichungen nicht thematisieren. Nach der 

Beschlagnahmung des Geländes schloss die Schullandheimleitung eine Vereinbarung mit 

der Wehrmacht, die eine monatliche Pacht für die Baracken in Höhe von 2.300 Reichsmark 

sowie jährliche Entschädigungszahlungen für die übernommenen Gerätschaften vorsah.86 

Der Vorstand bemühte sich in der Folge – nach Jasperts Tod 1941 unter dem neuen 

Geschäftsführer und Vorsitzenden Wilhelm Bardorff – um Alternativen für die 

Landverschickung von Frankfurter Kindern. Ab 1941 nutzte er hierfür das im Orbtal gelegene 

Haus Talheim und ein von der NS-Freizeitorganisation Kraft durch Freude (KdF) zur 

Verfügung gestelltes Wanderhaus auf dem Borstein im Odenwald. Laut Schäfers Darstellung 

hatte die Stiftung mit dem eigentlichen Wegscheide-Gelände zu diesem Zeitpunkt hingegen 

nichts mehr zu tun: »In Frankfurt wurde[n] vom Stiftungsvorstand lediglich die Abrechnungen 

mit den Wehrmachtsbehörden ›abgewickelt‹. Auf die Vorgänge im Lager hatte man keinen 

Einfluss.«87 Die Quellen zeigen allerdings, dass in zumindest zweierlei Hinsicht eine 

Verbindung zum Kriegsgefangenenlager bestand: Zum einen besuchte der Vorstand um 

Bardorff das Lager mindestens einmal im Jahr persönlich, begutachtete die durch das Militär 

vorgenommenen Modernisierungs- und Umbauarbeiten und beriet sich mit den 

Wehrmachtsverantwortlichen über die weitere Gestaltung des Heims. Die Verantwortlichen 

waren daher nicht nur über die Zustände im Lager im Bilde, auch unterstützten sie die 

Lageradministration etwa durch die Lieferung von Baumaterialien oder Werkzeugen für die 

Zwangsarbeiter. In den Jahresberichten werden die Fortschritte bei der Erneuerung des 

Geländes mehrfach wohlwollend kommentiert, während von den Gefangenen keine Rede ist. 

Zum anderen profitierte die Stiftung auch unmittelbar von der Ausbeutung der Internierten: 

Im Jahr 1942 wurden sie, da reguläre Arbeitskräfte schwer verfügbar waren, bei 

Gartenarbeiten und bei der Aushebung einer Abfallgrube im Wegscheide-Ausweichstandort 

Talheim eingesetzt.88 Die Geschichte des Schullandheims in den Jahren 1939 bis 1945 völlig 

unabhängig von den Vorgängen im Kriegsgefangenenlager – mit dem es dann nur die 

geografische Lage auf der Wegscheide gemeinsam hätte – zu betrachten, ist daher nicht 

möglich. 

  

                                                 

Lagersystem in Hessen, in: Renate Knigge-Tesche, Axel Ulrich (Hrsg.): Verfolgung und Widerstand in Hessen 
1933–1945, Frankfurt am Main 1996, S. 44–62. 
86 Die Vereinbarung vom 22.1.1940 findet sich in: ISG, Wegscheide (Depositum) 2 und ISG, Schulamt 5.065. 
87 Schäfer: 75 Jahre, S. 52. 
88 Vgl. ISG, Wegscheide (Depositum) 8, Jahresberichte der Stiftung 1941–1944; sowie ISG, Wegscheide 
(Depositum) 7, Protokolle der Vorstandssitzungen 1939–1943. 
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Personelles Umfeld: NS-Belastung? 

Einen dritten zu untersuchenden Themenkomplex stellen die Karrieren jener Akteure, die die 

Wegscheide gestalteten, und ihr persönliches Verhältnis zum Nationalsozialismus dar. 

Hierbei ist nach ihrer jeweiligen »NS-Belastung« zu fragen, wobei es gilt, essentialistische 

Einteilungen in »Nationalsozialisten« und »Nicht-Nationalsozialisten« zu vermeiden. 

Vielmehr sollten der großen Bandbreite systemkonformen Verhaltens und partieller 

Übereinstimmung mit der Politik des Regimes Rechnung getragen, Ambivalenzen benannt 

sowie hinsichtlich unterschiedlicher Handlungsfelder und sich über die Zeit verändernder 

Einstellungen differenziert werden.89 Für das Wegscheide-Personal stellt dies eine 

anspruchsvolle Aufgabe dar: Während zu einigen Akteuren bereits umfassende 

Forschungsergebnisse vorliegen, ist das Quellenmaterial zu anderen überschaubar oder 

schwer zu interpretieren. Eine erschöpfende Untersuchung war für diese Vorstudie daher 

nicht zu leisten. Im Folgenden wird ein grundsätzlicher Überblick über die wesentlichen 

Personen gegeben und, soweit möglich, durch erste Einschätzungen hinsichtlich der NS-

Belastung ergänzt. An diese wäre durch weiterführende Recherchen oder historische 

Kontextualisierung anzuschließen. Der Schwerpunkt liegt dabei auf den 

Vorstandsvorsitzenden und Geschäftsführern August Jaspert und Wilhelm Bardorff, wofür 

sich drei Gründe anführen lassen: Erstens hatten sie eine herausgehobene Stellung und 

weitreichenden Einfluss innerhalb der Wegscheide, zweitens liegen zu ihnen bislang 

vergleichsweise wenige gesicherte Erkenntnisse vor und drittens existiert ein besonderes 

öffentliches Interesse vor allem an der Biografie Jasperts. Die folgende Übersicht zeigt, dass 

es sich, wie bereits angedeutet, bei der Mehrheit der zentralen Personen nicht um exponierte 

Nationalsozialisten handelte, eine entschiedene Ablehnung des NS-Systems im Umfeld des 

»Kinderdorfs« – wie es manche Darstellungen der Nachkriegszeit nahelegen – jedoch 

ebenso wenig anzutreffen war. 

 

August Jaspert (1871–1941) 

Die bedeutendste Figur in der Geschichte des Schullandheims war zweifellos der als 

»Wegscheidevater« bezeichnete August Jaspert, der den Kurs des Unternehmens bis zu 

seinem Tod maßgeblich prägte.90 Jaspert wurde am 20. März 1871 im westfälischen Hamm 

als Sohn eines Kaufmanns geboren. Nach der Ausbildung an der Präparandenanstalt in 

Soest und dem dortigen Lehrerseminar arbeitete er ab 1893 als Volksschullehrer im Kreis 

                                                 
89 Zu Perspektiven der Forschung s. Janosch Streuwer, Hanne Leßau: »Wer ist ein Nazi? Woran erkennt man 
ihn?« Zur Unterscheidung von Nationalsozialisten und anderen Deutschen, in: Mittelweg 36, 23 (2014), S. 30–51. 
90 Zu Jasperts Lebens- und Karriereweg sowie seinem ehrenamtlichen und politischen Engagement vgl. ISG, PA 
17.156, 203.331; ISG, S2/271; Gunter Stemmler: Jaspert, August Wilhelm, in: Hessische Biografie, 
https://www.lagis-hessen.de/de/subjects/gsrec/current/2/sn/bio?q=jaspert (16.3.2023). Für die 
Zurverfügungstellung einer nicht publizierten, ausführlicheren Version des letztgenannten Artikels bedanke ich 
mich bei Gunter Stemmler. 
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Siegen und in Gevelsberg bei Hagen. Zeitgleich absolvierte er eine Weiterbildung zum 

Mittelschullehrer und fand als solcher 1903 eine Anstellung an der Westend-Mittelschule in 

Frankfurt am Main. Im Jahr 1908 übernahm er den Posten als Rektor der neueröffneten 

Kaufunger-Schule in Frankfurt-Bockenheim, den er bis zu seiner Pensionierung am 31. März 

1933 bekleidete. Während des Ersten Weltkriegs leistete Jaspert im Juli 1915 sowie von 

Ende 1916 bis Anfang 1917 Militärdienst, wurde auf Bitten der Stadt Frankfurt wegen seines 

ehrenamtlichen Engagements in der Kriegshilfe und Jugendfürsorge jedoch nach kurzer Zeit 

freigestellt. In den genannten Bereichen übernahm er eine kaum zu überblickende Anzahl an 

Aufgaben und weitete diese nach Kriegsende nochmals bedeutend aus. Genannt seien 

beispielhaft seine Tätigkeiten als Vorsitzender der Bezirkskriegsfürsorge, des Evangelischen 

Arbeitervereins, des Regionalverbandes Main-Lahn-Fulda im Reichsverband der deutschen 

Jugendherbergen und des Ausschusses für Ferienwanderungen bei der Centrale für private 

Fürsorge. Als Mitarbeiter der Centrale, deren Vorstand er ab 1925 angehörte, organisierte er 

ferner die Beschickung von Schullandheimen in der Region und trieb die Gründung der 

Wegscheide, die er ab 1921 als Geschäftsführer leitete, wesentlich voran. Für sein 

vielfältiges Engagement erhielt er 1931 die Ehrenplakette der Stadt Frankfurt. 

 Trotz dieser Verpflichtungen fand August Jaspert Zeit, sich auch politisch zu 

engagieren. Während des Ersten Weltkriegs nahm er an sogenannten 

Kriegsversammlungen des Evangelischen Arbeitervereins teil und hielt in diesem Rahmen 

offensichtlich kaisertreue, patriotische und bellizistische Reden.91 Im Oktober 1917 

unterzeichnete er einen Aufruf, der Deutschen Vaterlandspartei (DVLP) beizutreten – einer 

rechtsradikalen Gruppierung, die in der letzten Kriegsphase für die Errichtung einer 

Militärdiktatur und einen deutschen »Siegfrieden« mit weitreichenden Annexionen agitierte.92 

Nach Kriegsende fand er seine politische Heimat in der DNVP, wurde deren 

Kreisvorsitzender in Frankfurt am Main und bekleidete für sie ab Mitte der 1920er Jahre 

verschiedene Mandate: In den Jahren 1924, 1928 und 1933 wurde Jaspert in die Frankfurter 

Stadtverordnetenversammlung gewählt, von 1924 bis 1928 sowie von 1933 bis 1934 war er 

ehrenamtlicher Stadtrat sowie von 1926 bis 1929 Abgeordneter im Kommunallandtag des 

Regierungsbezirks Wiesbaden und im Provinziallandtag Hessen-Nassau. Zudem saß er von 

1928 bis 1932 im Preußischen Landtag.93 Seine politischen Präferenzen sind damit klar zu 

                                                 
91 Vgl. exemplarisch die Zeitungsnotizen in: Bockenheimer Anzeiger, 4.9.1914, S. 2; Kleine Presse. Stadt-
Anzeiger und Fremdenblatt mit Anzeigen der städtischen Behörden, 28.11.1914, S. 24, sowie die ausführlicheren 
Nachweise bei Stemmler: Jaspert. 
92 Zur DVLP s. Heinz Hagenlücke: Deutsche Vaterlandspartei. Die nationale Rechte am Ende des Kaiserreichs, 
Düsseldorf 1997; Hans-Ulrich Wehler: Deutsche Gesellschaftsgeschichte, 5 Bde., Bd. 4: Vom Beginn des Ersten 
Weltkriegs bis zur Gründung der beiden deutschen Staaten 1914–1949, München 2003, S. 106–109, 125–128. 
93 Zu seiner politischen Karriere vgl. auch Nassauische Parlamentarier. Ein biographisches Handbuch, 2 Bde., 
Bd. 2: Der Kommunallandtag des Regierungsbezirks Wiesbaden 1886–1933, hrsg. im Auftrag des Hessischen 
Landtags, bearb. von Barbara Burkhardt und Manfred Pult, Wiesbaden 2003, S. 171 f.; Barbara von Hindenburg 

(Hrsg.): Biographisches Handbuch der Abgeordneten des Preußischen Landtags. Verfassungsgebende 

Preußische Landesversammlung und Preußischer Landtag 1919–1933, 4 Bde., Bd. 2, Frankfurt am Main u.a. 
2017, S. 1065 f.; Jochen Lengemann: MdL Hessen 1808–1996. Biographischer Index, Marburg 1996, S. 200. 
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benennen: Bei der DNVP handelte es sich um eine antidemokratische, 

radikalnationalistische und antisemitische Partei, die lange Zeit die bedeutendste 

rechtsradikale Kraft in der Weimarer Republik war. Mitte der 1920er Jahre dominierten 

vergleichsweise moderate Kräfte ihren Kurs, 1928 setzte sich jedoch der völkische Flügel um 

den Medienunternehmer Alfred Hugenberg innerparteilich durch. Gegen Ende der 

Demokratie verlor die DNVP gegenüber der NSDAP innerhalb des rechten Lagers 

zusehends an Bedeutung. Durch den Eintritt in die Regierung Hitler verhalf sie den 

Nationalsozialisten im Januar 1933 zur Macht, ehe sie Mitte des Jahres aufgelöst wurde.94 

Die wenigen überlieferten parteipolitischen Äußerungen zeigen Jaspert als überzeugten 

Vertreter deutschnationaler Politik, der sich der demagogischen und populistischen Rhetorik 

seiner Parteiführung bediente. Exemplarisch sei eine Sitzung des Preußischen Landtags 

vom Januar 1932 genannt, in der Jaspert sich mit Sparmaßnahmen des Kultusministeriums 

auseinandersetzte und dabei den allgemeinen Zustand der Schulen kritisierte. Seit dem 

»Schandfrieden von Versailles«, führte er aus, beherrschten »die Sozialdemokratie und der 

marxistische Materialismus« die Schulpolitik; diese hätten es versäumt, »die großen 

Tugenden etwa der früheren Preußenzeit in unsere Jungens und Mädels hinein[zu]pflanzen« 

und »ein hartes, charaktervolles Volk« zu erziehen. Es sei ein historisches Versäumnis, dass 

die Prinzipien von »Gehorsam, Fleiß, Gottesfurcht, Vaterlandsliebe, Heldenverehrung« 

sowie »die christliche Religion und de[r] straffe Nationalismus« nicht mehr im Mittelpunkt der 

Erziehung stünden. Bestimmte, die Individualität und Autonomie des Kindes ins Zentrum 

rückende Spielarten der Reformpädagogik – namentlich den Ansatz Maria Montessoris und 

den sogenannte Daltonplan – lehnte er als »Auslandsideen« ab, die deutsche Erzieherinnen 

und Erzieher nicht hätten adaptieren sollen. Mit Blick auf die Hochschulpolitik griff er den Fall 

des NS-ideologischen Philosophen und Erziehungswissenschaftlers Ernst Krieck (1882–

1947) auf.95 Dieser war 1931 von der Pädagogischen Akademie in Frankfurt nach Dortmund 

versetzt worden, nachdem er im Rahmen einer Sonnwendfeier vor Studenten ein »Heil auf 

das Dritte Reich« ausgebracht hatte – eine Maßnahme, die für Jaspert eine skandalöse 

»Verbeugung des Ministeriums vor den Sozialdemokraten« darstellte, die einen 

»geachtete[n], beliebte[n] und tüchtige[n] Dozenten« bestrafen wollten.96 Diese Äußerungen 

lassen die bisweilen interpretationsoffenen pädagogischen Texte der 1920er Jahre in einem 

klareren Licht erscheinen: Jaspert griff reformpädagogische Ideen nur insoweit auf, als sie 

                                                 
94 Zur DNVP s. etwa Maik Ohnezeit: Zwischen »schärfster Opposition« und dem »Willen zur Macht«. Die 
Deutsch-Nationale Volkspartei (DNVP) in der Weimarer Republik 1918–1928, Düsseldorf 2011; Hans-Dieter 
Bern: Die Beseitigung der Weimarer Republik auf »legalem« Weg. Die Funktion des Antisemitismus in der 
Agitation der Führungsschicht der DNVP (Diss.), FernUniversität Hagen 2004, https://nbn-
resolving.org/urn:nbn:de:hbz:708-339; zusammenfassend Werner Bergmann: Deutschnationale Volkspartei, in: 
Wolfgang Benz (Hrsg.): Handbuch des Antisemitismus, 8 Bde., Bd. 5: Organisationen, Institutionen, 
Bewegungen, Berlin 2012, S. 191–197. 
95 Ab 1938 war Krieck in beratender Funktion für die Wegscheide tätig, s. den Abschnitt »Erziehungsausschuss 
und Erziehungsbeirat der Wegscheide«. 
96 Sitzungsberichte des Preußischen Landtags. 3. Wahlperiode, Bd. 17, Berlin 1932, Sp. 23869–23877. 
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mit seinen deutschnationalen Überzeugungen vereinbar waren. Eine getrennte Betrachtung 

des Politikers Jaspert und des Pädagogen Jaspert ist daher nicht möglich.97 

 Seine Haltung zum Nationalsozialismus lässt sich hingegen nicht eindeutig 

bestimmen. Nachzuweisen ist, dass er sich zu Beginn der NS-Herrschaft kooperationswillig 

zeigte und das Regime wohl auch als geeignet ansah, seine Erziehungsideale zu 

verwirklichen. Bemerkenswert ist in dieser Hinsicht eine umfangreiche programmatische 

Schrift mit Vorschlägen zur Schulverwaltungsreform, die er Ende 1933 den städtischen 

Behörden übersandte. Darin distanzierte er sich deutlich von demokratischen 

Erziehungsformen, lobte den Nationalsozialismus und forderte die »Einführung eines 

vernünftigen Führerprinzips« an den Schulen und in der Schulverwaltung. Der Unterricht 

habe »volksfrische, natürliche, rasseechte Ideen« zu vermitteln und sei auf die Schaffung 

kampfbereiter »Volksgenossen« auszurichten. NS-Ideologeme verbanden sich dabei mit 

pädagogischen Überzeugungen, die Jaspert bereits zuvor vertreten hatte: vor allem der 

Forderung nach einer »einfacheren« und »natürlicheren« Erziehung sowie der 

Unabhängigkeit der Rektoren und Lehrkräfte von staatlichen Vorgaben – wobei Letzteres 

durchaus im Widerspruch zur NS-Schulpolitik stand. Die Stadt wies die konkreten 

Reformvorschläge letztlich als unpraktikabel zurück.98 Weitere explizite Äußerungen August 

Jasperts über den Nationalsozialismus konnten bislang nicht gefunden werden. 

 Hinsichtlich Jasperts »formaler« Belastung ist die Informationslage unklar. Im Juni 

1933 berichtete der Magistrat der Stadt Frankfurt dem Gelnhausener Landrat, dass die 

»Gleichschaltung« des Wegscheide-Vorstandes vollzogen sei, da »die Deutschnationale 

Volkspartei inzwischen aufgelöst und geschlossen in die N.S.D.A.P. übergetreten ist«.99 Dies 

impliziert, dass auch Jaspert als eines der drei DNVP-Mitglieder im Wegscheide-Vorstand 

der NSDAP beigetreten war, weitere Belege hierfür ließen sich jedoch nicht ermitteln. Bis zu 

seinem Ausscheiden als Stadtrat im Dezember 1934 dürfte er jedenfalls kein 

»Parteigenosse« gewesen sein. Offiziell war seine frühere Zugehörigkeit zu einer 

Freimaurerloge entscheidend dafür, dass das Amt für Kommunalpolitik der NSDAP-

Gauleitung seine Wiederberufung 1935 – entgegen dem Wunsch des Oberbürgermeisters – 

ablehnte; ausschlaggebend war aber vermutlich vor allem das Bestreben, die letzten 

ehrenamtlichen Stadträte, die keine NSDAP-Mitglieder waren, aus der Stadtverwaltung zu 

entfernen.100 Krebs vermerkte in seinem Tagebuch, dass er Jasperts Ausscheiden 

»aufrichtig bedau[re]«, da dieser »in vortrefflicher Weise in der Stadtverwaltung 

                                                 
97 Zu politischen Äußerungen s. zudem Jasperts Kritik an den »Sklavenketten« des Young-Plans, der die 
deutschen Reparationsleistungen infolge des Ersten Weltkriegs regelte, bei einem Aufritt vor der DNVP-
Ortsgruppe Bockenheim: Ein Rektor, der beleidigt, in: Volksstimme, 17.2.1930. S. auch seine Rede zum 
Haushaltsplan des Preußischen Landtags vom Dezember 1929, in der er u.a. der Loyalität seiner Partei zum 
»Führer Hugenberg« Ausdruck verlieh: Sitzungsberichte des Preußischen Landtags. 3. Wahlperiode, Bd. 7, Berlin 
1930, Sp. 9424–9440. 
98 Vgl. die Dokumente in: ISG, Schulamt 2.174. 
99 ISG, Magistratsakten 7.816, Magistrat Frankfurt an Landrat Gelnhausen, 7.6.1933, Bl. 50. 
100 Vgl. ISG, Magistratsakten 3.645, NSDAP-Gauleitung, Amt für Kommunalpolitik, an Krebs, 27.6.1934. 
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mitgearbeitet« habe. Dass er nicht wiederberufen werde, liege allein an »der Weigerung des 

Gauleiters Sprenger«: »Die Verdienste des Herrn J. um die Jugendpflege (Wegscheide) 

waren leider nicht berücksichtigt worden.«101 Angaben zu Mitgliedschaften in weiteren NS-

Organisationen liegen für Jaspert nicht vor.102 

 Insgesamt betrachtet ergibt sich in seinem Fall nicht das Bild eines gegenüber dem 

NS-Regime und seinen lokalen und regionalen Vertretern linientreuen Gefolgsmanns. 

Vielmehr trat Jaspert sowohl vor als auch während des Nationalsozialismus als eigensinniger 

und selbstbewusster Akteur auf, der von seiner Amtsführung auf der Wegscheide überzeugt 

war und seine pädagogischen Prinzipien zu bewahren versuchte – gleichwohl standen diese 

nicht in einem grundsätzlichen Widerspruch zur NS-Ideologie.103 Wie überzeugt Jaspert von 

der Politik des Regimes, dem er sich 1933 auf städtischer Ebene anzunähern versuchte, im 

Allgemeinen war, lässt sich nicht abschließend beurteilen. Seine Einordnung als lediglich 

»Wertkonservativer«104 ist mit Blick auf sein politisches Engagement jedoch verharmlosend: 

Bereits in der Weimarer Republik war er eindeutig dem rechtsradikalen Lager zuzuordnen, 

das maßgeblichen Anteil an der Zerstörung der Demokratie hatte.105 

 August Jaspert verstarb am 15. Januar 1941 in Frankfurt am Main. Die Wegscheide-

Stiftung erhielt die Erinnerung an ihren Gründer in den Jahrzehnten nach 1945 unter 

anderem durch die feierliche Einweihung eines Gedenksteins auf dem Gelände des 

Schullandheims im September 1961 aufrecht.106 

 

Wilhelm Bardorff (1893–1968) 

Jasperts Ämter als Geschäftsführer und Vorstandsvorsitzender der Wegscheide-Stiftung 

übernahm im Jahr 1941 Wilhelm Bardorff – ein weiterer angesehener Frankfurter Pädagoge, 

dessen Karriere bislang kaum erforscht ist.107 Bardorff kam am 17. März 1893 in Frankfurt 

                                                 
101 ISG, S1-50/1, Tagebucheintrag Krebs, 7.1.1935, S. 6. Zum gesamten Vorgang s. auch Tüffers: Der Braune 
Magistrat, S. 127–130. Tüffers weist an späterer Stelle darauf hin, dass Jaspert »vermutlich nie Parteimitglied 
wurde«, S. 150. Zu Krebs’ freundlicher Haltung gegenüber Jaspert s. auch ISG, PA 17.156, Krebs an Jaspert, 
29.12.1934. 
102 In einer erziehungswissenschaftlichen Abschlussarbeit zur Geschichte der Wegscheide findet sich die 
Angabe, Jaspert sei 1937 aus der NSDAP ausgeschlossen worden, vgl. Simone Reichel: Theorie der 
Schullandheimpädagogik und die Praxis der »Wegscheide« (unv. Diplomarbeit), Goethe-Universität Frankfurt am 
Main 2011, S. 99. Die Autorin bezieht sich dabei auf Auszüge aus den Akten der Partei-Kanzlei der NSDAP, vgl. 
Institut für Zeitgeschichte (Hrsg.): Akten der Partei-Kanzlei der NSDAP. Rekonstruktion eines 
verlorengegangenen Bestandes, Regesten, 4 Bde., Bd. 1, München 1983, S. 153, 200. Nach Rücksprache mit 
dem Bundesarchiv Berlin konnten die betreffenden Stellen eingesehen werden. Dort geht es um den Fall eines 
August Jaspert, Leiter der NSDAP-Ortsgruppe Hamm-Westen. Er dürfte daher nicht mit dem ebenfalls aus Hamm 
stammenden Frankfurter Pädagogen identisch sein (vgl. NS 10/214, Bl. 59 f.; Schreiben des BArch an den 
Verfasser, 23.6.2021). Weitere Informationen zu einer möglichen NSDAP-Mitgliedschaft Jasperts konnte das 
Bundesarchiv nicht ermitteln. 
103 S. dazu auch die Abschnitte »Politik« und »Pädagogische Theorie und Praxis«. 
104 Schäfer: 75 Jahre, S. 16. 
105 Zum »nationalen Lager« in der Weimarer Republik und den teilweise verschwimmenden Grenzen zwischen der 
»Traditionsrechten« – der Jaspert zuzurechnen wäre – und dem Milieu der »Neuen Rechten« s. Ulrich Herbert: 
Wer waren die Nationalsozialisten?, in: Ders.: Wer waren die Nationalsozialisten?, München 2021, S. 13–39. 
106 Vgl. ISG, Wegscheide (Depositum) 8, Jahresbericht 1961. S. dazu auch den Abschnitt »Nach 1945«. 
107 Zu Bardorff vgl. vor allem ISG, S2/1.693; HHStAW, Bestand 520/11 Nr. 3481–3482; s. auch Benjamin 
Ortmeyer: Schulzeit unterm Hitlerbild. Analysen, Berichte, Dokumente, Frankfurt am Main 2000, S. 147. 
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zur Welt. Nach dem Schulabschluss besuchte er das Lehrerseminar in Usingen, an dem er 

1913 erfolgreich die erste Lehrerprüfung absolvierte, und arbeitete anschließend als 

Volksschullehrer in Dörsdorf und Allendorf. Während des Ersten Weltkriegs kam er zwischen 

1915 und 1916 in Russland zum Einsatz, ehe er wegen Lungenproblemen aus dem 

Militärdienst entlassen wurde. Dadurch konnte er seine Lehrerausbildung weiterführen und 

diese 1917 mit der zweiten Prüfung beenden. Zwei Jahre später begann er an der 

Universität Frankfurt ein Studium der Mathematik und Naturwissenschaften, das er 1923 mit 

einer Promotion abschloss. Im Jahr 1927 bestand er die Prüfung zum Mittelschullehrer und 

arbeitete fortan an der Carl-von-Weinberg-Mittelschule in Frankfurt-Schwanheim. Bardorff 

galt als enger Freund August Jasperts und begeisterter Unterstützer der Wegscheide, die er 

als Lehrer wiederholt mit seinen Schulklassen besuchte. Darüber hinaus komponierte er 

1930 das bekannte Wegscheide-Lied »Auf der Höhe da droben, da wehet der Wind«, das zu 

einer Art Hymne des Schullandheims avancierte. 

 Wie Jaspert war auch Bardorff ehrenamtlich und politisch engagiert. Von 1930 bis 

1935 leitete er im Frankfurter Lehrerverein die Vereinigung für Kinderkunde, die 

Weiterbildungskurse für Lehrerinnen und Lehrer anbot und als »Forschungsstätte und 

Beratungsstelle für schwererziehbare und kranke Kinder« fungierte. Laut eigener Aussage 

war er von 1922 bis 1924 Mitglied der nationalliberalen Deutschen Volkspartei (DVP). Ab 

1924 gehörte er dem rechten Wehrverband Stahlhelm, Bund der Frontsoldaten an, dem er 

angeblich aufgrund politischer Differenzen zwei Jahre später den Rücken kehrte. Im Jahr 

1929 trat er der Freimaurerloge »Sokrates zur Standhaftigkeit« bei. Am 1. April 1933 verließ 

er diese wieder und schloss sich im selben Jahr erneut dem Stahlhelm an, den er laut 

späterer Aussage als »oppositionelle Kraft« gegenüber der NSDAP wahrgenommen haben 

will.108 Nach Auflösung der Organisation wurde er 1934 automatisch in die SA-Reserve I 

überführt, in der er ab 1937 den Rang eines Scharführers bekleidete. Zudem war er von April 

1933 bis 1945 Mitglied im NSLB und darin Führer einer Arbeitsgemeinschaft für 

Jugendkunde, zwischen 1934 und 1935 Schulobmann der Weinberg-Schule sowie von 1937 

bis 1938 stellvertretender Schulobmann für die Deutschherren-Mittelschule. Von Oktober 

1934 bis 1945 war er Mitglied der NSV. 

 Wie die anderen Angehörigen des Erziehungsausschusses der Wegscheide 

interpretierte er in der bereits zitierten Vortragsreihe von 1935 den pädagogischen Ansatz 

des »Kinderdorfs« mit Bezugnahme auf den NS-Pädagogen und Krieck-Schüler Philipp 

Hördt als vereinbar mit nationalsozialistischen Erziehungszielen. Ein Bewusstsein von 

»Volk« und »Vaterland« entstehe durch die Unterrichts- und Feierpraktiken auf der 

                                                 
108 Diese Aussage bezieht sich offensichtlich auf das zeitweise angespannte Konkurrenzverhältnis zwischen 
Stahlhelm und SA, ist insgesamt aber nicht nachvollziehbar: Politisch waren sich beide Organisationen in ihrer 
radikalen Ablehnung der Demokratie einig und der Wehrverband beteiligte sich seit Januar 1933 auch an der 
Regierung Hitlers, s. dazu Daniel Siemens: Sturmabteilung. Die Geschichte der SA, München 2017, S. 208 ff. 
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Wegscheide in den Kindern gleichsam auf natürliche Weise: »Hier konnte es nicht anders 

kommen, als dass, aus den Tiefen des Seelischen quellend, glühende Vaterlandsliebe die 

jungen Herzen beseelte.«109 

Im selben Jahr bewarb er sich um eine Rektorenstelle und verfasste hierfür einen 

Lebenslauf, in dem er seine nationalsozialistische Gesinnung nachzuweisen versuchte. 

Unter anderem hieß es darin: »Infolge meines von 1918 an offenen Bekennens zur 

nationalen Opposition konnte ich manche meiner früheren Schüler beeinflussen, sich einem 

nationalen Wehrverbande anzuschließen […]. Meine von Anfang an fanatische Gegnerschaft 

gegen Marxismus und ›System‹ habe ich auch als ehemaliger Stahlhelmer vornehmlich in 

den Jahren 1924-26 in Straßenkämpfen in Frankfurt und Offenbach aktiv ausgetragen.« In 

seinem späteren Spruchkammerverfahren stellten diese Äußerungen das wichtigste 

Beweismittel des Öffentlichen Klägers dar, während Bardorff sie als strategisch motivierte 

Übertreibungen darzustellen versuchte. Seine Bewerbung um die Stelle scheiterte ebenso 

wie Aufnahmegesuche in die NSDAP 1937 und 1939 aufgrund seiner früheren 

Logenmitgliedschaft.110 Zu Beginn des Zweiten Weltkriegs wurde Bardorff als 

Abschnittschemiker zur Luftschutzpolizei eingezogen. Im Jahr 1944 erwarb er ein Diplom in 

Psychologie an der Universität Marburg. 

 Ende 1945 wurde Bardorff von der amerikanischen Militärregierung verhaftet und von 

einem Militärgericht in Wiesbaden zu einem Jahr Haft verurteilt, da er den Behörden 

gegenüber unter anderem seinen Rang als Scharführer in der SA und seine Mitgliedschaft 

im Stahlhelm verschwiegen habe. Im März 1946 hob das Gericht das Urteil zum Teil auf und 

Bardorff wurde aus der Haft entlassen. Ende des Jahrs hatte er sich in Frankfurt einem 

Spruchkammerverfahren zu stellen, bei dem er schließlich in die Gruppe III der 

»Minderbelasteten« eigeordnet wurde. Im Berufungsverfahren beurteilte ihn die Kammer im 

Februar 1948 als »Mitläufer« (Gruppe IV) und verordnete die Zahlung von 2.000 Reichsmark 

Sühnegeld. In der Zwischenzeit hatte Bardorff als Gärtner im Talheim der Wegscheide 

gearbeitet, eine Wiedereinsetzung als Geschäftsführer lehnte der neue Vorstand nach 

Einsichtnahme in seine Personalakten aus der NS-Zeit im Mai 1948 jedoch ab. 

 Ab Juni 1948 arbeitete Bardorff wieder als Mittelschullehrer an der Weinberg-Schule 

und ab 1950 an der Holbein-Schule im Stadtteil Sachsenhausen. 1952 übernahm er die 

Leitung der Weinberg-Schule, im darauffolgenden Jahr wurde er Konrektor der Bismarck-

Schule und 1955 schließlich Rektor der Holbein-Schule – einen Posten, den er bis zu seiner 

Pensionierung 1958 innehatte. Darüber hinaus leitete Bardorff ab 1957 im Auftrag der Stadt 

                                                 
109 DIPF, 13508/L.b., Wilhelm Bardorff: Die Wegscheide, eine Schule der Charakterbildung, in: Sommerschule 
Wegscheide 1920–1935, Bl. 1–5/B, hier: Bl. 3/B. 
110 Freimaurer wie Bardorff – und offensichtlich auch Jaspert – waren im Nationalsozialismus 
verschwörungsideologisch und antisemitisch motivierten Diskriminierungen ausgesetzt, obwohl es bei 
verschiedenen deutschen Logen völkische Tendenzen und Anpassungsbestrebungen nach der Machtübernahme 
gegeben hatte. Hierzu liegen mehrere neuere Studien vor. Zur Übersicht s. Helmut Reinalter (Hrsg.): 
Freimaurerei und europäischer Faschismus, Innsbruck 2009. 
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Frankfurt das neugegründete Institut für Lehrerfortbildung, war seit 1951 Vorsitzender der 

Vereinigung für Jugendkunde in der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) und 

betätigte sich als Schulpsychologe. Vor allem wegen seiner Arbeit auf letzterem Gebiet 

genoss er in Frankfurt hohes Ansehen. Bekanntheit erreichte er ferner durch Publikationen 

zur Tier- und Pflanzenkunde. Wilhelm Bardorff verstarb am 27. März 1968. 

 Angesichts seiner Mitgliedschaft im Stahlhelm ist in Bardorffs Fall von einer 

gefestigten nationalistischen und antidemokratischen Gesinnung auszugehen. Während des 

Nationalsozialismus übernahm er einige Aufgaben im NSLB, die Aufnahme in die SA erfolgte 

allerdings automatisch. Über den niedrigen Rang des Scharführers brachte er es in der 

Organisation nicht hinaus und Ämter scheint er darin keine bekleidet zu haben. 

Weitreichendes politisches Engagement in der NS-Zeit lässt sich ihm insgesamt nicht 

nachweisen. Sein Bewerbungsschreiben von 1935 mag vornehmlich aus karrieristischen 

Motiven entstanden sein, ist aber – wie sein Beitrag zur Vortragsreihe aus demselben Jahr – 

zumindest Ausdruck eines ausgeprägten Opportunismus. Die Wegscheide leitete Bardorff in 

einer Zeit, in der das Unternehmen nachweislich von dem Einsatz von Zwangsarbeitern 

profitierte, und auch über die Zustände im Kriegsgefangenenlager muss er unterrichtet 

gewesen sein.111 Wie seiner Spruchkammerakte zu entnehmen ist, verfasste er wohl diverse 

pädagogische Artikel, die sich bislang nicht auffinden ließen. Eine Auswertung wäre relevant, 

um einzuschätzen, wie Bardorff sich öffentlich positionierte und welchen Einfluss die NS-

Ideologie auf seine Erziehungsvorstellungen hatte. 

 

Wilhelm Polligkeit (1876–1960) 

Mit Wilhelm Polligkeit war nicht nur ein weiterer enger Vertrauter Jasperts, sondern auch 

einer der führenden Sozialreformer der Weimarer Republik an der Entstehung und 

Gestaltung der Wegscheide beteiligt.112 Polligkeit wurde am 14. Mai 1876 in Langenberg im 

Rheinland in kleinbürgerlichen Verhältnissen geboren. Nach einer Ausbildung zum 

Bankkaufmann und einem Studium der Rechtswissenschaften in Bonn und Berlin arbeitete 

er ab 1902 als Privatsekretär des Frankfurter Metallindustriellen und Philanthropen Wilhelm 

Merton.113 In den folgenden Jahren übernahm er zahlreiche leitende Funktionen in von 

Merton gegründeten Fürsorgeeinrichtungen, darunter am Institut für Gemeinwohl (IfG) und 

der daraus hervorgegangenen Centrale für private Fürsorge.114 Nach dem Ersten Weltkrieg 

fand er sein wichtigstes Betätigungsfeld im Deutschen Verein für öffentliche und private 

                                                 
111 S. dazu den Abschnitt »Politik«. 
112 Zu Polligkeit vgl. Stein: Verwissenschaftlichung; zusammenfassend dies.: Wilhelm Polligkeit – eine kritische 
Perspektive auf einen »Architekten« der modernen Wohlfahrtspflege, in: Deutscher Verein für öffentliche und 
private Fürsorge (Hrsg.): Facetten der Fürsorge. Akteurinnen und Akteure in der Geschichte des Deutschen 
Vereins, Berlin 2020, S. 118–141; Gunter Stemmler: Polligkeit, Friedrich Wilhelm, in: Hessische Biografie, 
https://www.lagis-hessen.de/pnd/116264764 (16.3.2023). 
113 Zu Merton s. Ralf Roth: Wilhelm Merton. Ein Weltbürger gründet eine Universität, Frankfurt am Main 2010. 
114 Zur Centrale für private Fürsorge s. Eckhardt: »Soziale Einrichtungen«. 
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Fürsorge (DV).115 Daneben verfolgte er eine wissenschaftliche Karriere: Im Jahr 1908 wurde 

er an der Universität Gießen promoviert und 1929 erhielt er eine Honorarprofessur an der 

Universität Frankfurt, wo er bis 1945 Jugend- und Familienrecht, während des Zweiten 

Weltkriegs auch Sozial- und Wirtschaftswissenschaften lehrte. 

 Als Leiter der Centrale war Polligkeit 1920 in die Gründung der Kinderhilfe involviert 

und wirkte in diesem Rahmen an der Seite Jasperts bei der Konzeption der Wegscheide mit. 

Im Jahr 1921 half er durch den Eintritt der Centrale in die Wegscheide GmbH, das 

Unternehmen rechtlich abzusichern, trat in dessen Vorstand ein und übernahm zumindest 

zeitweise das Amt des Vorsitzenden. Dem Gremium gehörte er bis 1937 an, als die Centrale 

aufgelöst wurde und als Gesellschafterin ausschied. Auch in den folgenden Jahren hielt 

Polligkeit jedoch engen Kontakt zu der Einrichtung und war an der Vorbereitung der 

Stiftungsgründung 1937/38 beteiligt. 

 Hinsichtlich seiner Rolle in der NS-Zeit herrschte lange der Eindruck vor, er habe ein 

distanziertes Verhältnis zum Regime gewahrt. Obwohl er keine Mitgliedschaft in der NSDAP 

erwarb, ist diese Darstellung nicht aufrechtzuerhalten, wie eine Studie der Sozialpädagogin 

Anne-Dore Stein 2009 zeigte. Öffentlich begrüßte Polligkeit die Machtübernahme der 

Nationalsozialisten euphorisch und schon im März 1933 veranlasste er die 

»Gleichschaltung« des DV und seine Umstellung auf das »Führerprinzip«. Als belastend ist 

vor allem seine Forschungstätigkeit an der Universität Frankfurt und im von ihm 

mitgegründeten Soziographischen Institut anzusehen. Diese stellte er explizit in den Kontext 

der nationalsozialistischen Sozial- und Bevölkerungspolitik, unter anderem hinsichtlich der 

Umsetzung des sogenannten Generalplans Ost. Darüber hinaus setzte er sich – teilweise in 

Kontinuität mit Äußerungen aus der Weimarer Zeit – in Publikationen für die Verfolgung, 

Auslese und Zwangssterilisierung unangepasster, »nicht-sesshafter« und »erbkranker« 

Menschen ein. Stein identifiziert als die Polligkeits Handeln zugrundeliegende Denkstruktur 

eine »instrumentelle« oder »ordnende Vernunft«, die es ihm ermöglichte, sich über mehrere 

Gesellschaftssysteme hinweg als Vertreter eines vermeintlich politisch neutralen, 

wissenschaftlich fundierten Social Engineering zu begreifen. 

 Auch wenn Polligkeit nach heutigen Erkenntnissen als NS-belastet gelten muss, 

konnte er seine Karriere nach 1945 bruchlos fortsetzen. Bereits von 1945 bis 1946 

bekleidete er das Amt des Sozialdezernenten der Stadt Frankfurt am Main, und 1947 

ordnete ihn die dortige Spruchkammer als vom Befreiungsgesetz »nicht betroffen« ein. In 

den folgenden Jahren beteiligte er sich an der Wiedergründung zahlreicher 

Wohlfahrtseinrichtungen, darunter der Centrale für private Fürsorge 1946 und dem DV im 

darauffolgenden Jahr. Ebenfalls 1947 berief der Frankfurter Magistrat Polligkeit als 

Nachfolger des verstorbenen Ernst Wagner in den Vorstand der Wegscheide-Stiftung, dem 

                                                 
115 Zum DV s. Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge (Hrsg.): Facetten. 
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er bis 1952 angehörte. Für sein Engagement erhielt Polligkeit zahlreiche Auszeichnungen, 

darunter 1952 das Bundesverdienstkreuz und 1956 die Ehrenplakette der Stadt Frankfurt. Er 

verstarb am 24. April 1960 in Frankfurt. 

 Dank Anne-Dore Steins Studie liegen umfassende Erkenntnisse zu seiner Person 

und Karriere vor, sodass an dieser Stelle nur ein kursorischer Überblick gegeben wurde. Zu 

fragen wäre jedoch, inwieweit Polligkeits technokratisches, szientistisches und disziplinäres 

Verständnis sozialer Fürsorge die reformpädagogisch inspirierte Erziehungspraxis Jasperts 

in den ersten Jahren der Wegscheide beeinflusste beziehungsweise welche 

Überschneidungen oder Widersprüche diesbezüglich bestanden. 

 

Der Vorstand der Stiftung Wegscheide 1938 bis 1945 

Das zentrale Gremium innerhalb der 1938 gegründeten Wegscheide-Stiftung war der 

Stiftungsvorstand. Neben August Jaspert gehörten ihm vier weitere Mitglieder an.116 Wie 

aktiv sie sich an der Entwicklung des Schullandheims beteiligten und wie viel Jaspert in 

Eigenregie regelte, lässt sich angesichts der wenigen überlieferten internen Akten nicht 

beurteilen. Grundsätzlich konnten die Vorstandsmitglieder den Kurs der Organisation aber 

weitgehend gleichberechtigt mit dem »Wegscheidevater« gestalten. Laut Kurt Schäfer 

handelte es sich um Personen, »die alle gegenüber der Parteiherrschaft ein distanziertes 

Verhältnis hatten«117 – eine bei näherer Betrachtung nicht aufrechtzuerhaltende Aussage. 

Zwei Vorstandsmitgliedern stand das Amt satzungsgemäß bis zu ihrem eigenen Rücktritt zu. 

Neben Jaspert betraf dies den Oberlandesgerichtsrat Ernst Wagner (1877–1945). Dieser war 

seit 1921 Vorsitzender des an der Gründung der Wegscheide beteiligten Bürgerausschusses 

(Bürgerrat – Ausschuss der bürgerlichen Berufsverbände) e.V. Dabei handelte es sich um 

einen lokalen Ableger des konservativen und antimarxistischen Reichsbürgerrats, der in der 

Folge der Novemberrevolution entstanden war und sich vor allem für die wirtschaftlichen 

Belange des Bürgertums einsetzte.118 In einem Schreiben an den neuamtierenden 

Oberbürgermeister Landmann fassten die Frankfurter Vorsitzenden die Bedeutung der 

Organisation im Jahr 1924 wie folgt zusammen: »Im Bürger-Ausschuss sind etwa 18 000 

Frankfurter Bürger zusammengeschlossen. Nahezu alle bedeutenden Frankfurter 

Unternehmungen und Verbände gehören dem Bürger-Ausschuss an. Der Bürger-Ausschuss 

ist parteipolitisch neutral. Er bezweckt die Förderung der Ideale des Bürgertums, die 

                                                 
116 Nicht eigens eingegangen wird hier auf den Vorstand der Wegscheide GmbH bis 1938, da diesem ebenfalls 
Jaspert und Polligkeit sowie der im Folgenden vorgestellte Ernst Wagner angehörten. Zudem war bis zu seinem 
Ausscheiden 1933 Amtsgerichtsrat Ernst Levi Mitglied gewesen, auf den im Abschnitt »Politik« verwiesen wurde. 
Das einzige Vorstandsmitglied der GmbH, zu dem sich keine personenbezogenen Daten ermitteln ließen, ist der 
in den Abschnitten »Überblick über die Geschichte des Frankfurter Schullandheims Wegscheide« und »Politik« 
erwähnte Major a.D. Warnecke. 
117 Schäfer: 75 Jahre, S. 42. 
118 S. Hans-Joachim Bieber: Bürgertum in der Revolution. Bürgerräte und Bürgerstreiks in Deutschland 1918–
1920, Hamburg 1992. 
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Durchführung einer geordneten Wirtschaft in einem geordneten Staatswesen, Ausgleich der 

Stände, Abbau des Klassenkampfes und die Pflege des Gemeinschaftssinnes im deutschen 

Vaterlande.«119 Ferner gehörte Wagner, wie Jaspert, der DNVP an. Während des 

Nationalsozialismus wurde er Mitglied der NS-Kulturgemeinde, die 1937 in der KdF aufging, 

nicht jedoch der NSDAP. Beruflich war er ab 1919 Amtsrichter in Frankfurt und von 1924 bis 

zur Versetzung in den Ruhestand 1938 Richter am dortigen Oberlandesgericht (OLG). Um 

Wagners Aufgaben und Urteilspraxis am OLG zu beurteilen, wäre eine Analyse der 

Gerichtsakten, die im Hessischen Hauptstaatsarchiv verwahrt sind, und Einsichtnahme in die 

im Bundesarchiv Berlin zu findende Personalakte des Justizministeriums notwendig, was im 

Rahmen der Recherche für den vorliegenden Bericht nicht zu leisten war.120 Der 

Forschungsliteratur ist allerdings zu entnehmen, dass er nicht nur bei gewöhnlichen 

Zivilverfahren, sondern auch am Erbgesundheitsobergericht zum Einsatz kam und daher für 

Beschwerdeverfahren gegen Zwangssterilisationen zuständig war. Die Einsprüche gegen die 

von den Erbgesundheitsgerichten verfügten Unfruchtbarmachungen wies das OLG in den 

allermeisten Fällen zurück. Hinweise, dass Wagner diese Tätigkeit ablehnte – was prinzipiell 

möglich gewesen wäre –, finden sich nicht.121 Es ist daher davon auszugehen, dass er für 

Maßnahmen der nationalsozialistischen »Rassenhygiene« mitverantwortlich war. 

 Die drei weiteren Vorstände waren Mitarbeiter der Stadtverwaltung, die der 

Oberbürgermeister auf Vorschlag Jasperts und Wagners bestellte. Sie alle sind in 

unterschiedlichem Maße als NS-belastet zu bewerten. Der promovierte Jurist Bruno Müller 

(1889–1968) war ab 1926 Bürgermeister der Stadt Höchst und nach deren Eingemeindung 

1928 hauptamtlicher Stadtrat in Frankfurt am Main. Im Jahr 1933 avancierte er dort unter 

anderem zum Rechtsdezernenten und damit zum Leiter der neugeschaffenen 

Stiftungsabteilung. Als solcher war er führend in die Ausplünderung und »Arisierung« 

jüdischer Stiftungen involviert. Da er 1933 der NSDAP beigetreten war, verlor er sein Amt im 

Mai 1945, womit auch seine Mitgliedschaft im Vorstand der Wegscheide-Stiftung erlosch. Im 

Spruchkammerverfahren wurde er 1947 als »minderbelastet«, im Berufungsverfahren des 

darauffolgenden Jahrs als »Mitläufer« eingeordnet. Ab 1948 war er erneut Leiter der 

städtischen Stiftungsaufsicht, Aufgaben auf der Wegscheide übernahm er nach 1945 

dagegen keine mehr. Müllers Wirken in der NS-Zeit und seine Beteiligung an der Zerstörung 

                                                 
119 ISG, Magistratsakten 2.059, Bürgerausschuss an Landmann, 29.11.1924. Die Geschichte des Frankfurter 
Ablegers der Bürgerräte ist noch nicht erforscht. S. dazu u.a. ISG, S3/P 4.576, Magistratsakten 2.059, 8.453. 
120 Zum OLG Frankfurt s. Georg D. Falk u.a.: Willige Vollstrecker oder standhafte Richter? Die Rechtsprechung 
des Oberlandesgerichts Frankfurt am Main in Zivilsachen von 1933 bis 1945, Marburg 2020, zu Wagner ebd., 
S. 1051 f.; Arthur von Gruenewaldt: Die Richterschaft des Oberlandesgerichts Frankfurt am Main in der Zeit des 
Nationalsozialismus. Die Personalpolitik und Personalentwicklung, Tübingen 2015, zu Wagner ebd., S. 280, 295, 
301, 310, 312. Wagners Akte im Bestand des Justizministeriums im Bundesarchiv findet sich unter der Signatur 
BArch, R 3001/79285. 
121 Vgl. Georg D. Falk: Entnazifizierung und Kontinuität. Der Wiederaufbau der hessischen Justiz am Beispiel des 
Oberlandesgerichts Frankfurt am Main, Marburg 2017, S. 199; zum Erbgesundheitsobergericht Gruenewaldt: 
Richterschaft, S. 67–72. 



45 

der jüdischen Stiftungslandschaft in Frankfurt sind durch eine Studie von Gunter Stemmler 

ausführlich dokumentiert.122 

 Des Weiteren gehörte dem Gremium der promovierte Gymnasiallehrer Rudolf Keller 

(1878–1960) an, der seit 1927 als hauptamtlicher Stadtrat und Schuldezernent der Stadt 

Frankfurt fungierte. Da er in der Weimarer Republik im liberalen Lager zu verorten gewesen 

war – unter anderem als Mitglied der Deutschen Demokratischen Partei (DDP) 

beziehungsweise der Deutschen Staatspartei (DStP) –, scheiterte sein Aufnahmegesuch in 

die NSDAP im April 1933 und die Gauleitung wirkte auf seine Entlassung hin. Dank der 

Unterstützung von Oberbürgermeister Krebs konnte er jedoch im Amt verbleiben und erhielt 

zusätzlich im Mai 1933 die Aufgaben eines Kulturdezernenten. In seinen städtischen 

Funktionen war er in den folgenden Jahren in vielfältiger Weise an der Planung und 

Umsetzung nationalsozialistischer Kultur- und Schulpolitik beteiligt. Nach Kriegsende 

durchlief Keller wegen fehlender NSDAP-Zugehörigkeit kein Spruchkammerverfahren und 

konnte seine Tätigkeit als Stadtrat fortführen, schied Mitte 1946 aber aus Altersgründen aus 

dem Amt. Bis zu seinem Tod bekleidete er diverse prestigeträchtige Funktionen in Kultur- 

und Bildungseinrichtungen und erhielt zahlreiche Ehrungen. Auch die Karriere Kellers hat 

Gunter Stemmler detailreich rekonstruiert: Er kommt zu dem Schluss, dass dieser »kein 

überzeugter Nationalsozialist«, aber ein ausgesprochen anpassungsfähiger Karrierist 

gewesen sei, der das NS-Regime auf administrativer Ebene engagiert unterstützte.123 

 Komplettiert wurde der Vorstand durch den Mediziner Werner Fischer-Defoy (1880–

1955). Dieser war 1919 als Stadtschularzt für Frankfurt in den Städtischen Dienst eingetreten 

und 1921 zum Stadtmedizinalrat und Leiter des Referats C im Gesundheitsamt aufgestiegen. 

Im Jahr 1929 trat er der NSDAP und 1931 der SA bei. Vermutlich aufgrund seiner 

frühzeitigen Unterstützung des Nationalsozialismus erhielt er noch 1933 den Posten des 

Amtsleiters für Gesundheit und Fürsorge der Stadt Frankfurt. Während er in seinem 

Spruchkammerverfahren als »unpolitische Natur« beurteilt wurde, wird er heute als einer der 

maßgeblichen Akteure bei der Umsetzung antisemitischer und rassistischer Unterdrückungs- 

und Exklusionsmaßnahmen in der städtischen Gesundheits- und Fürsorgepolitik angesehen. 

Ferner forschte und publizierte Fischer-Defoy zu erb- und rassebiologischen Themen und 

war Vorsitzender der 1934 gegründeten Frankfurter Ortsgruppe der Deutschen Gesellschaft 

für Rassenhygiene. Nach Kriegsende wurde er unter Verlust seiner Versorgungsansprüche 

aus dem Amt entlassen, woran seine Einordnung als »Mitläufer« im Spruchkammerverfahren 

1948 nichts änderte. Wie Müller verlor daher auch Fischer-Defoy 1945 seinen Posten im 

                                                 
122 Vgl. Stemmler: Bruno Müller; ders.: Müller, Bruno, in: Hessische Biografie, https://www.lagis-
hessen.de/pnd/13353622X (16.3.2023); s. auch Tüffers: Der Braune Magistrat, S. 180–182, 231 f. 
123 Vgl. Gunter Stemmler: Schuld und Ehrung. Die Kommunalpolitiker Rudolf Keller und Friedrich Lehmann 
zwischen 1933 und 1960. Ein Beitrag zur NS-Geschichte in Frankfurt am Main, 2., erw. Aufl., Hamburg 2020 
(zuerst 2017); ders.: Keller, Rudolf, in: Hessische Biografie, https://www.lagis-hessen.de/pnd/116174811 
(16.3.2023); s. auch Tüffers: Der Braune Magistrat, S. 168–176, 225. 
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Vorstand der Wegscheide-Stiftung. Sein Wirken während des Nationalsozialismus ist dank 

verschiedener Forschungsarbeiten nachvollziehbar.124 

 

Erziehungsausschuss und Erziehungsbeirat der Wegscheide 

Mit dem Pädagogischen Ausschuss (ab 1920) beziehungsweise Erziehungsausschuss (ab 

1934 oder 1935) verfügte die Wegscheide über ein weiteres Gremium, das die Arbeit des 

»Kinderdorfs« offensichtlich in der Art eines Beirats beraten und überprüfen sollte. Einer 

Broschüre, die das Schullandheim nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten 

verbreitete, ist seine Zusammensetzung zu entnehmen.125 Den Vorsitz hatte mit Ernst Krieck 

einer der führenden nationalsozialistischen Erziehungswissenschaftler und Philosophen 

inne, der im April 1933 zum Rektor der Universität Frankfurt ernannt worden war. Ob die 

GmbH ihn gezielt bestellt hatte, um sich als politisch unverdächtig zu präsentieren, oder ob 

er schon zuvor im Umfeld der Wegscheide aktiv gewesen war, ist nicht bekannt. Jaspert 

jedenfalls hatte sich 1932 im Preußischen Landtag lobend über Krieck geäußert und dessen 

Strafversetzung von Frankfurt nach Dortmund wegen nationalsozialistischer Äußerungen im 

Vorjahr kritisiert.126 Zu überprüfen bliebe, wie sich Kriecks völkischer und gegen die 

Reformpädagogik gerichteter Ansatz zu den Gedanken des »Wegscheidevaters« verhielt.127 

  

                                                 
124 S. Thomas Bauer, Heike Drummer, Leonie Krämer (Hrsg.): Vom »stede arzt« zum Stadtgesundheitsamt. Die 
Geschichte des öffentlichen Gesundheitswesens in Frankfurt am Main, Frankfurt am Main 1992; Monika Daum, 
Hans-Ulrich Deppe: Zwangssterilisation in Frankfurt am Main 1933–1945, Frankfurt am Main 1991; Wolf Gruner: 
Öffentliche Wohlfahrt und Judenverfolgung. Wechselwirkungen lokaler und zentraler Politik im NS-Staat 1933–
1942, München 2009; Peter Sandner: Frankfurt. Auschwitz. Die nationalsozialistische Verfolgung der Sinti und 
Roma in Frankfurt am Main, Frankfurt am Main 1998; Tüffers: Der Braune Magistrat, S. 190–196, 228–231, 236. 
125 Vgl. Schäfer: 75 Jahre, S. 33; Krause-Schmitt u.a.: Wanderbuch, S. 15. Die betreffende Broschüre selbst 
konnte bei den Recherchen für den vorliegenden Bericht nicht gefunden werden. In der Literatur ist als 
Veröffentlichungsdatum nur »nach 1933« angegeben. Jaspert nennt in seiner Einführung zur Textsammlung 
Sommerschule Wegscheide 1920–1935 zusätzlich zu den im Folgenden vorgestellten Personen den Schulrat 
Willi Kirchner, über den keine Informationen zu ermitteln waren. 
126 S. den Abschnitt zu Jaspert. 
127 Kriecks Person und Philosophie wurden in der Literatur zur Erziehung im Nationalsozialismus verschiedentlich 
untersucht. Zur Übersicht und biografischen Einordnung s. etwa Christoph Kopke: Krieck, Ernst, in: Wolfgang 
Benz (Hrsg.): Handbuch des Antisemitismus, 8 Bde., Bd. 2,1: Personen A-K, Berlin 2009, S. 438–439; Jürgen 
Schriewer: Krieck, Ernst, in: Neue Deutsche Biographie, Bd. 13, Berlin 1982, S. 36–38, https://www.deutsche-
biographie.de/pnd118566806.html#ndbcontent (16.3.2023). 
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 Neben Krieck, Jaspert, Bardorff und Keller gehörten dem Ausschuss fünf weitere, 

weitaus weniger prominente Personen an. Der promovierte Studienrat Friedrich Keyl (1888–

1944) war von 1916 bis 1944 Lehrer an der Liebig-Oberrealschule in Frankfurt und betätigte 

sich bereits in den 1920er Jahren bei der Vereinigung der Freunde der Wegscheide.128 Die 

Broschüre bezeichnet ihn als »Scharführer der HJ«. Im Rahmen der Vortragsreihe von 1935 

beschrieb er den Gelegenheitsunterricht auf der Wegscheide als Mittel, den Kindern ein 

Bewusstsein von der Zugehörigkeit zu einer völkischen Gemeinschaft zu vermitteln: »Wenn 

die Kinder in den 4 Wochen erkannt haben, dass wir Menschen unlösbar verbunden sind, 

einmal mit dem[,] was wir als Erbe von unseren Vorfahren mitbekommen haben[,] und 

andererseits mit dem Boden[,] auf dem wir leben und der uns leben lässt, so werden wir in 

ihnen auch die Erkenntnis wecken, dass der einzelne ein Glied der Gemeinschaft Volk ist, 

dass er dieser Gemeinschaft verpflichtet ist, nicht nur mit seinen Taten, sondern auch mit 

seinem eigenen Blut und Fleisch.«129 

 Kaum Erkenntnisse ließen sich über den in der Broschüre als »Schulrat, 

Fachschaftsleiter und Schulungsobmann« genannten Karl Müller gewinnen. Festhalten lässt 

sich, dass sein Beitrag aus dem Jahr 1935 im Vergleich zu den anderen Vortragenden am 

ausführlichsten auf nationalsozialistische Ideologeme rekurrierte und die radikalsten 

Forderungen stellte: Die gesamte Erziehung, heißt es in dem Text, sei auf den »Dienst am 

Volke« und die Verinnerlichung nationalsozialistischer Wertvorstellungen auszurichten. Auf 

der Wegscheide seien hierfür die idealen Voraussetzungen gegeben: »[G]eschieht alle 

Erziehungsarbeit in dem Geiste der Heiterkeit und Freude, in echtem ›Wegscheidegeist‹, 

dann erlebt das Kind wahren nationalen Sozialismus.«130 

 Um einen engagierten Nationalsozialisten schien es sich auch bei dem Lehrer Martin 

Pfaff, Leiter der NSLB-Ortsgruppe Frankfurt und Gauführer des NSLB Hessen-Nassau Süd, 

zu handeln.131 Des Weiteren wird der Regierungs- und Schulrat Ernst Strack als 

»Gauinspekteur« aufgeführt.132 Größere Verdienste um die Wegscheide hatte sich 

schließlich der Höchster Schulrektor Ewald Wangorsch erworben, der häufig Schulklassen 

auf die Wegscheide begleitete und 1926 ein umfangreiches Liederbuch für den 

Schullandheimaufenthalt mitherausgegeben hatte.133 Die Broschüre nennt ihn als 

                                                 
128 Vgl. ISG, S2/16.579. 
129 DIPF, 13508/L.b., Friedrich Keyl: »Volk und Boden« in der Erziehungsarbeit der Wegscheide, in: 
Sommerschule Wegscheide 1920–1935, Bl. 1–6/K. 
130 DIPF, 13508/L.b., Karl Müller: Erziehung im Dritten Reich, in: Sommerschule Wegscheide 1920–1935, Bl. 1–
6/M. 
131 Vgl. Kurt Schäfer: Schulen und Schulpolitik in Frankfurt am Main 1900–1949, Frankfurt am Main 1994, S. 277, 
280, 299. Personenbezogene Akten zu ihm liegen nicht vor. 
132 Eine Online-Recherche in der Datenbank des Bundesarchivs ergab für ihn mehrere Treffer in den Unterlagen 
der NSDAP und des Reichsministeriums für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung: BArch, R 9354/636, 
R 9361-I/3521, R 4901/25507, R 4901/25508. Die Akten konnten noch nicht eingesehen werden. 
133 Ewald Wangorsch, Liesel Disselnkötter: Lieder von der Wegscheide, Frankfurt am Main 1926. 
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»Truppenführer SA«. Auch zu seiner Person waren keine weiterführenden Unterlagen zu 

finden. 

 Wie lange der Erziehungsausschuss in dieser Zusammensetzung arbeitete, ließ sich 

nicht ermitteln. Bemerkenswert ist ein nicht unterzeichnetes Schreiben eines 

Gremiumsmitglieds an Jaspert vom Mai 1938. Offensichtlich handelte es sich um eine 

Reaktion auf Vorgänge der vorangegangenen Monate, in denen das Darmstädter 

Regierungspräsidium das Frankfurter Schulamt dazu aufgefordert hatte, die Schulaufsicht 

auf der Wegscheide durch die zuständigen Magistratsschulräte konsequenter 

wahrzunehmen.134 Aufgrund dieser »Neuregelung«, heißt es in dem Schreiben, sei »die 

gesamte unterrichtliche und erzieherische Arbeit auf der Wegscheide nicht mehr Sache der 

Wegscheideverwaltung« und die Angehörigen des Ausschusses betrachteten »ihre 

Mitgliedschaft als erloschen«.135 Dennoch sah die Satzung der neuen Wegscheide-Stiftung 

aus demselben Jahr erneut die Einrichtung eines »Erziehungsbeirates« vor, den der 

Vorstandsvorsitzende der Stiftung berief. Er sollte aus Personen mit langjähriger Erfahrung 

im Erziehungswesen bestehen und den Vorstand mit dem Ziel beraten, die 

Schullandheimarbeit »auf die Ziele der deutschen Volksgemeinschaft« auszurichten.136 

Unter dem Vorsitz Jasperts gehörten ihm ab 1938/39 Bardorff, Fischer-Defoy, Keyl, Karl 

Müller, Wangorsch, Krieck – obwohl dieser Frankfurt 1934 verlassen hatte, um einem Ruf an 

die Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg zu folgen – sowie der Lehrer August Jeckel und 

die Lehrerin Frigga Reil an.137 

 Da der Einfluss des Erziehungsausschusses beziehungsweise des Erziehungsbeirats 

auf die Wegscheide als vergleichsweise gering einzuschätzen ist und da sich Informationen 

zu den Mitgliedern der Gremien nur schwer finden lassen, wurde bei der Durchführung des 

Rechercheprojekts kein Schwerpunkt auf diesen Aspekt gelegt. Weitere Recherchen in den 

Beständen des Instituts für Stadtgeschichte in Frankfurt, des Hessischen Hauptstaatsarchivs 

in Wiesbaden oder des Bundesarchivs wären zu einer genaueren Einschätzung notwendig.  

  

                                                 
134 S. Abschnitt »Politik«. 
135 Vgl. die Korrespondenz der Jahre 1937/38 in: ISG, Wegscheide (Depositum) 1. 
136 Eine Kopie der Satzung findet sich u.a. in: ISG, Fürsorgeamt 627, Wegscheide (Depositum) 1. 
137 Vgl. ISG, Wegscheide (Depositum) 7, Niederschrift über die Vorstandssitzung, 16.2.1939. 
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Nach 1945: Aufarbeitung und Kritik 

Anders als die Berichterstattung zum hundertjährigen Jubiläum der Wegscheide vermuten 

ließ, gibt es nicht erst seit 2019 Auseinandersetzungen um die Geschichte des 

Schullandheims im Nationalsozialismus. Vielmehr lassen sich in den Jahrzehnten nach 1945 

unterschiedliche Formen des Umgangs mit der NS-Vergangenheit und verschiedene Phasen 

des Erinnerns identifizieren. Eine umfassende Untersuchung der Wegscheide-Historie sollte 

auch diesen Aspekt der Nach- und Wirkungsgeschichte des Nationalsozialismus 

thematisieren. Die folgende Skizze ist als vorläufiger Vorschlag hierfür zu verstehen.138 

 Der Zeitabschnitt von der Befreiung des Kriegsgefangenenlagers 1945 bis zur 

Wiedernutzung des Geländes als Schullandheim 1949 korrespondiert mit einer von den 

alliierten Besatzern eingeleiteten »Phase der politischen Säuberung« in Deutschland.139 Bei 

der Wegscheide-Stiftung wirkte diese sich zunächst auf die Zusammensetzung des 

Vorstands aus: Die anfänglich als NS-belastet geltenden Vorstandsmitglieder Werner 

Fischer-Defoy und Bruno Müller wurden noch 1945 aus dem städtischen Dienst entfernt und 

verloren damit automatisch ihre Posten in dem Gremium. Hinzu kam, dass Ernst Wagner 

bereits vor Kriegsende verstorben war und Rudolf Keller 1946 regulär aus dem Amt des 

Rechtsdezernenten ausschied. Spätestens 1947 setzte der Magistrat daher einen vollständig 

neuen, politisch vermeintlich unverdächtigen Vorstand ein, dem Schuldezernent Heinrich 

Seliger (1888–1956) als Vorsitzender, Gesundheits- und Fürsorgedezernent Rudolf Prestel 

(1898–1979), Rechtsdezernent Peter Schlotter (1880–1958), Bürgermeister a.D. Karl 

Schlosser (1876–1952) und Wilhelm Polligkeit angehörten.140 Bei den SPD-Mitgliedern 

Seliger141 und Schlosser142 handelte es sich um ehemalige politisch Verfolgte: Im März 1933 

war Seliger als ehrenamtlicher Stadtrat und Magistratsschulrat, Schlosser als Bürgermeister 

und Gesundheits- und Fürsorgedezernent beurlaubt worden. Auch Schlotter war im Oktober 

1933, offiziell jedoch aus gesundheitlichen Gründen, vorzeitig in den Ruhestand versetzt 

worden.143 Kritisch sind demgegenüber aus heutiger Perspektive sowohl wie oben dargelegt 

Polligkeit als auch Prestel zu betrachten. 

                                                 
138 Zur Nachkriegsgeschichte der Wegscheide s. insgesamt ISG, Wegscheide (Depositum) 8–9, Jahresberichte 
1945–1970; ISG, Wegscheide (Depositum) 7, Protokolle der Vorstandssitzungen 1945–1966; Schäfer: 75 Jahre, 
S. 59–88. 
139 Die folgenden Ausführungen orientieren sich an der Periodisierung von Norbert Frei: Deutsche Lernprozesse. 
NS-Vergangenheit und Generationenfolge, in: Ders.: 1945 und wir. Das Dritte Reich im Bewußtsein der 
Deutschen, München 2009, S. 38–55. Vergleichbare Einteilungen finden sich auch in den diversen 
Standardwerken zur Geschichte der Bundesrepublik und der kaum noch zu überblickenden Literatur zur 
»Vergangenheitsbewältigung«. Auf eine Auflistung entsprechender Werke wird hier verzichtet. 
140 Vgl. ISG, Wegscheide (Depositum) 8, Jahresbericht 1947. 
141 Seliger bekleidete das Amt des Vorsitzenden der Wegscheide-Stiftung von 1946 bis 1954. S. zu seiner Person 
ISG, S2/1.429; Michael Bermejo: Die Opfer der Diktatur. Frankfurter Stadtverordnete und Magistratsmitglieder als 
Verfolgte des NS-Staates, Frankfurt am Main 2006, S. 335–340. 
142 S. Bermejo: Opfer, S. 320–324. 
143 Vgl. Tüffers: Der Braune Magistrat, S. 166. 
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 Der promovierte Jurist Prestel hatte als wissenschaftlicher Referent des DV von 1926 

bis 1936 eng mit Polligkeit zusammengearbeitet, ehe er in den Dienst der Stadt Frankfurt 

eintrat. Im Jahr 1937 wurde er zum Magistratsrat ernannt und war bis Kriegsende als 

Amtsjurist und Mitarbeiter Werner Fischer-Defoys im Jugend- und Fürsorgeamt tätig. Wegen 

seines Beitritts zur NSDAP im Mai 1933 entließ ihn die Militärregierung 1945 kurzzeitig aus 

dem Amt, die zuständige Spruchkammer ordnete ihn im folgenden Jahr jedoch in die Gruppe 

der »Entlasteten« ein. Mittlerweile wird seine Person mit Verweis auf seine Beteiligung an 

antisemitischen und antiziganistischen sowie insbesondere gegen »Arbeitsscheue«, 

»Asoziale« und unangepasste Jugendliche gerichteten Maßnahmen in der städtischen 

Fürsorgepolitik während der NS-Zeit weitaus kritischer beurteilt. Zudem setzte er sich in den 

Jahren 1947/48 als Sozialdezernent für die Beschäftigung des maßgeblich in die 

nationalsozialistische Verfolgung von Sinti und Roma involvierten »Rasseforschers« Robert 

Ritter und dessen ehemaliger Assistentin Eva Justin im Stadtgesundheitsamt ein.144  

 Ausschlaggebend für die Berufung des Wegscheide-Vorstands dürften also die 

formalen Ergebnisse der Spruchkammerverfahren, die (Wieder-)Übernahme städtischer 

Funktionen durch diese Personen und im Falle Polligkeits die langjährige Verbindung mit der 

Wegscheide gewesen sein. Ernsthaftes Interesse an der Auseinandersetzung mit ihrem 

Wirken in der NS-Zeit spielte demgegenüber offenbar keine Rolle. Zu erwähnen ist 

gleichwohl die konsequente Haltung gegenüber dem Gesuch Wilhelm Bardorffs auf 

Wiedereinstellung als Geschäftsführer 1948: Nach Einsichtnahme in seine Personalakte und 

der Lektüre der dortigen Bekenntnisse zum NS-Regime lehnte der Vorstand diese Bitte 

ab.145 Das Amt des Geschäftsführers bekleidete mit Reinhold Disnosky seit 1947 ein 

langjähriger Mitarbeiter der Einrichtung, der in seinem Spruchkammerverfahren 1946 

zunächst als »Mitläufer«, im Berufungsverfahren 1949 als »nicht betroffen« eingeordnet 

worden war.146  

 Darüber hinaus schlug sich die von den Alliierten forcierte Demokratisierung in einer 

Änderung der Wegscheide-Satzung nieder: Mit Zustimmung des Magistrats passte der 

Vorstand die Formulierung zum Stiftungszweck 1948 dahingehend an, »dass künftig Kindern 

und Jugendlichen ohne Rücksicht auf Nationalität und Wohnort die Möglichkeit des 

                                                 
144 Vgl. Harry Herrmann-Hubert: Jugendfürsorge, Jugendwohlfahrt und Jugendhilfe. Zur Geschichte des 
Jugendamts der Stadt Frankfurt am Main, 2 Bde., Bd. 2: Von 1945 bis heute, Frankfurt am Main 2014, S. 148–
159; Gunter Stemmler: Prestel, Rudolf, in: Hessische Biografie, https://www.lagis-hessen.de/pnd/122050606 
(16.3.2023); Sandner: Frankfurt. Auschwitz, S. 283–291; eine ambivalentere Einschätzung liefert Jutta Heibel: 
Rudolf Prestel – Amtsjurist in der NS-Sozialverwaltung, in: Archiv für Frankfurts Geschichte und Kunst, Bd. 65, 
Frankfurt am Main 1999, S. 259–305. S. auch den Eintrag im Internetportal »Frankfurt am Main 1933–1945« des 
Frankfurter Instituts für Stadtgeschichte mit Verweisen auf weitere Artikel, in denen Prestels Engagement in der 
NS-Zeit erwähnt wird unter: https://www.frankfurt1933-1945.de/index/personen/493/rudolf-prestel (16.3.2023). 
145 Vgl. die Dokumente in: Handbibliothek der Forschungsstelle NS-Pädagogik, Nr. 2856, Konvolut zu 
»Wegscheide« (Frankfurter Schullandheim in Bad Orb). 
146 Disnosky (geb. 1899) hatte bereits seit 1924 das Amt des Bürovorstehers der GmbH und später der Stiftung 
bekleidet. Die Frankfurter Neue Presse bezeichnete ihn 1964 rückblickend als »rechte Hand von August 
Jaspert«. Dieser Zeitungsausschnitt sowie weitere Dokumente zu Disnosky finden sich in: ISG, S3/N 25.407. Zu 
seinem Spruchkammerverfahren s. HHStAW, Bestand 501 R, Nr. 35736, Bestand 520 11, Nr. 45211. 
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Aufenthaltes auf der Wegscheide gegeben werden« solle.147 In den Akten der Stadt oder der 

Stiftung fehlt jedoch jeder Hinweis darauf, welche Überlegungen zu dieser neuen 

Formulierung führten oder wie die vormalige Beschränkung der Leistungen auf deutsche 

»Volksgenossen« nun bewertet wurde. 

 Sowohl bei der Neuzusammensetzung des Vorstands als auch bei der Änderung der 

Satzung handelte es sich um personelle beziehungsweise inhaltliche Abgrenzungen vom 

Nationalsozialismus, die vor dem Hintergrund der politischen Säuberungspolitik alternativlos 

waren, aber nicht mit einer substantiellen Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit 

einhergingen. Im Zentrum der Stiftungsaktivitäten stand bis 1949 vielmehr das pragmatische 

Bemühen um eine schnelle Wiedereröffnung des Schullandheims und in den folgenden 

Jahren bis 1954 das Drängen auf die Schließung des parallel bestehenden Flüchtlingslagers. 

Anteilnahme am Schicksal der auf der Wegscheide lebenden Vertriebenen lässt sich in der 

Korrespondenz der Stiftung oder der städtischen Institutionen aus jenen Jahren nicht 

erkennen. Die Geflüchteten wurden allenfalls als Belastung und Hindernis für die 

umfängliche Versorgung der bedürftigen Frankfurter Jugend thematisiert.148 Bemerkenswert 

ist in diesem Zusammenhang auch der unverhohlene Antiziganismus, der in Aussagen des 

Stiftungsvorstands zum Ausdruck kam und der das Fortwirken exklusiver und rassistischer 

Gemeinschaftsideologien zeigt. So berichtete Rudolf Prestel im September 1951 in einer 

Magistratssitzung, dass der Flüchtlingsdienst plane, »asoziale Flüchtlingsfamilien, die jetzt 

überall in Hessen zerstreut sind«, auf der Wegscheide unterzubringen. Die Stadträte 

beschlossen daraufhin, sich wegen der »unabsehbare[n] Gefahren« für die Kinder »mit allen 

Mitteln« gegen dieses Vorhaben zur Wehr zu setzen.149 Noch deutlicher drückte sich der 

Stiftungsvorsitzende Seliger in einem Schreiben an den hessischen Innenminister 1953 aus: 

Auch er wies auf die »ständige Gefahr« für die Kinder hin, die zum einen von 

»beschäftigungslosen Jugendlichen« ausgehe, die sich auf dem Gelände aufhielten, 

insbesondere aber von »eine[r] seit kurzem dort untergebrachten Zigeunerfamilie, die früher 

im Konzentrationslager eingewiesen und sterilisiert worden war und bezüglich deren der 

Verdacht anormaler Regungen besteht«.150 

 Eine zweite Phase im Umgang mit der NS-Vergangenheit reichte sodann von der 

Wiedereröffnung des Schullandheims 1949 beziehungsweise der Schließung des 

Flüchtlingslagers 1954 bis Anfang/Mitte der 1960er Jahre. Gesamtgesellschaftlich war diese 

Zeit von einem vorläufigen Ende der strafrechtlichen Verfolgung von NS-Verbrechen und 

                                                 
147 ISG, Wegscheide (Depositum) 8, Jahresbericht 1948. 
148 Vgl. etwa die Korrespondenz in: ISG, Wegscheide (Depositum) 2. Zur bislang ebenfalls kaum erforschten 
Rolle der Wegscheide als Flüchtlingslager s. auch Beate Höhn, Hanna Georg-Wilhelm, Hermann Michler: Die 
Aufnahme und Eingliederung der Flüchtlinge und Vertriebenen im Kreis Gelnhausen, in: Mitteilungsblatt des 
Zentrums für Regionalgeschichte Main-Kinzig 20 (1995), H. 1, S. 1–57. 
149 ISG, Magistratsakten 7.816, Magistratsbeschluss, 3.9.1951, Aktenvermerk der Stadtkanzlei, 4.9.1951. 
150 ISG, Wegscheide (Depositum) 2, Seliger an den hessischen Innenminister, 27.7.1953. Zur Lebenssituation 
und fortgesetzten Diskriminierung von Sinti und Roma nach 1945 s. überblicksartig Karola Fings: Sinti und Roma. 
Geschichte einer Minderheit, 2., akt. Aufl., München 2019 (zuerst 2016), S. 92–98. 



52 

einer auf Reintegration nationalsozialistischer Funktionseliten ausgerichteten 

»Vergangenheitspolitik« dominiert. Auf erinnerungskultureller Ebene ging sie mit einer 

verbreiteten »Schlussstrich«-Mentalität und dem weitgehenden Beschweigen der NS-

Vergangenheit beziehungsweise der Hervorhebung »eigener« Opfer durch Bombenkrieg und 

Vertreibung einher.151 Bereits zu Beginn dieser Phase etablierte sich in der Korrespondenz 

der Schullandheimleitung mit staatlichen Stellen das Narrativ zur Stiftungsgründung, das die 

Wegscheide als resistent gegenüber Versuchen nationalsozialistischer Beeinflussung 

darstellte – und das zumindest in dieser verkürzten Form als verzerrend zu bezeichnen ist.152 

Die Akten der Stiftung und der Stadt Frankfurt lassen abseits davon nicht erkennen, dass die 

Beteiligten die NS-Zeit in den folgenden Jahren in irgendeiner Weise thematisiert hätten. 

Hinsichtlich des allgemeinen erinnerungskulturellen Klimas ist ferner der Umgang mit der 

Vergangenheit des Wegscheide-Geländes als Kriegsgefangenen- und Flüchtlingslager von 

Bedeutung, da sich hieran differenzierte und hierarchisierte Formen des Erinnerns erkennen 

lassen: Auf der einen Seite besuchten Vertreter der Stadt Bad Orb jeden November 

anlässlich des Volkstrauertags die am Westtor der Wegscheide gelegenen Gräber der 32 im 

Flüchtlingslager verstorbenen »Heimatvertriebenen«. Dem etwa einen Kilometer entfernt 

liegenden »Russenfriedhof« an der Straße nach Villbach-Lettgenbrunn schenkten sie auf der 

anderen Seite bis in die 1980er Jahre keine Beachtung. Zwar hatte die Stadt noch in der 

unmittelbaren Nachkriegszeit dort eine Gedenkplakette anbringen lassen, die an die »1.430 

sowjetischen Soldaten« erinnerte, »die von den Faschisten ermordet wurden«. Mitte der 

1950er Jahre ersetzte der Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge diese aber durch eine 

eigens angefertigte neue Tafel: »Hier ruhen«, hieß es nun verharmlosend und kontextlos, 

»1.430 sowjetische Soldaten, die in der schweren Zeit fern von ihrer Heimat starben«.153 

 Gegenläufige Tendenzen gingen in diesen Jahren allenfalls von ehemals politisch 

Verfolgten und kommunistischen Gruppierungen aus. So äußerte die Vereinigung der 

Verfolgten des Naziregimes (VVN) 1955 Kritik an der fehlenden Beachtung der russischen 

Grabstätten zu Allerheiligen.154 Neben der VVN legten lediglich gewerkschaftliche Gruppen, 

die Deutsche Kommunistische Partei (DKP) sowie die sowjetische Botschaft in den 

folgenden Jahren Kränze nieder oder richteten Gedenkveranstaltungen für die sowjetischen 

Soldaten aus.155 

 Während die Wegscheide-Stiftung ihre Arbeit in den 1950er Jahren also in 

Anknüpfung an die Traditionen der Weimarer Zeit und in weitgehender Ausblendung des 

                                                 
151 Vgl. Frei: Lernprozesse, S. 45–49; ders.: Vergangenheitspolitik. Die Anfänge der Bundesrepublik und die NS-
Vergangenheit, München 1996. 
152 Für eine etwas spätere Version dieser Darstellung s. auch Konrad Hoenen: Wegscheide im Wandel der Zeit, 
in: Theo Gläß (Hrsg.): Unsere Wegscheide, Frankfurt am Main 1958, S. 7–10, hier: S. 9. S. dazu auch den 
Abschnitt »Politik«. 
153 Vgl. dazu Krause-Schmitt u.a.: Wanderbuch, S. 59–63; Krause-Schmitt, Freyberg: Wegweiser, S. 199. 
154 Vgl. Die Tat, 19.11.1955, abgedruckt in: Krause-Schmitt u.a.: Wanderbuch, S. 60. 
155 Vgl. Krause-Schmitt u.a.: Wanderbuch, S. 63. 
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Nationalsozialismus verrichtete, sind gewisse Veränderungen ab Anfang/Mitte der 1960er 

Jahre zu verzeichnen. Diese fallen in eine erinnerungskulturelle Phase der 

»Vergangenheitsbewältigung« in der Bundesrepublik, die anfangs durch neue 

staatsanwaltschaftliche Ermittlungen gegen NS-Täter, im Verlauf des Jahrzehnts aber vor 

allem durch die moralische Entrüstung der Nachkriegsgeneration über die skandalösen 

personellen und institutionellen NS-Kontinuitäten und das Schweigen der Eltern geprägt 

war.156 

 Auf die Wegscheide wirkten sich diese Diskurse allerdings in vergleichsweise 

geringem Maße und nur indirekt mit Bezug auf die NS-Vergangenheit aus. So rückten ab 

Anfang der 1960er Jahre vermehrt Fragen zur pädagogischen Zukunft der Einrichtung in den 

Vordergrund. Ausschlaggebend hierfür waren organisatorische Probleme wie die 

abnehmenden Klassenstärken und die folglich geringeren Belegungsmöglichkeiten, aber 

auch das nachlassende Interesse an Schullandheimaufenthalten aufseiten sowohl der 

Schülerinnen und Schüler als auch der Lehrkräfte, die nun höhere Ansprüche an die 

Freizeitgestaltung artikulierten. Im Kontext der 68er-Bewegung erfolgte eine Politisierung des 

Themas, da vermehrt junge Frankfurter Lehrerinnen und Lehrer ihrer Unzufriedenheit mit 

den als veraltet angesehenen Konzepten der Wegscheide Ausdruck verliehen. Sie forderten 

unter anderem die verstärkte Bildung von Arbeits- und Neigungsgruppen statt des 

Festhaltens an der als autoritär betrachteten Gemeinschaftsideologie und unter dem 

Stichwort der »Demokratisierung« die Einbeziehung der Schülerinnen und Schüler in die 

inhaltliche und organisatorische Gestaltung des Schullandheims. Die teils hitzig geführten 

Debatten waren sicherlich stark beeinflusst von der Kritik der 68er-Bewegung an 

reaktionären Erziehungsformen und ideologischen Kontinuitäten zur NS-Zeit im 

Bildungswesen.157 Einschlägig ist in dieser Hinsicht auch ein Artikel des Pädagogen Herbert 

Stubenrauch in der Allgemeinen Deutschen Lehrerzeitung vom Mai 1969, der in den 

Ausführungen einer Publikation der Wegscheide158 einen »verschwommenen 

Gemeinschaftsbegriff« und »faschistoide Erziehungsziele« erkannte: »Outsider, 

Individualisten, Einzelgänger haben sich einzufügen, anzupassen, oder sie werden 

abgeschliffen.«159 

 Nach anfänglicher Skepsis der Wegscheide-Leitung gegenüber den Forderungen 

nach Erneuerung kam es hinsichtlich der pädagogischen Abläufe und 

Nutzungsmöglichkeiten vor allem unter der Leitung des Wegscheide-»Bürgermeisters« 

Manfred Bardorff (ab 1967) – einem Neffen Wilhelm Bardorffs – schließlich zu einigen 

                                                 
156 Vgl. Frei: Lernprozesse, S. 49–52. 
157 Vgl. etwa die Berichterstattung über eine Podiumsdiskussion des Frankfurter Junglehrerausschusses der 
GEW 1967 in: ISG, S3/12.001; s. auch ISG, Wegscheide (Depositum) 9, Jahresbericht 1967. 
158 Es handelte sich hier um Theo Gläß (Hrsg.): Unsere Wegscheide, Frankfurt am Main 1958. 
159 Herbert Stubenrauch: Zur Ideologie der Schullandheime, in: Allgemeine Deutsche Lehrerzeitung, Mai 1969, 
S. 6, auszugsweise abgedruckt in: Schäfer, 75 Jahre, S. 77. 
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Modernisierungen. Dazu gehörten die Freistellung der Teilnahme am traditionellen 

Abendkreis, der zudem nur noch dreimal die Woche abgehalten wurde, die Einrichtung 

diverser neuer Sportanlagen oder die Ermöglichung von Film-, Theater- und 

Tanzabenden.160 Eine kritische Auseinandersetzung mit den Traditionen der Wegscheide 

oder gar eine historisch orientierte Aufarbeitung ihrer Entwicklung während des 

Nationalsozialismus spielten in diesem Prozess allerdings keine Rolle.161 

 Demgegenüber sah sich die Stadt Bad Orb nun zu ersten Initiativen veranlasst, die 

unmittelbarer im Kontext der »Bewältigung« der jüngeren Vergangenheit zu verorten sind: 

Mindestens zweimal – im Juni 1965 und im Juni 1970 – lud sie ehemalige französische 

Kriegsgefangene anlässlich des 20. beziehungsweise 25. Jahrestags ihrer Befreiung zu 

Besuchen auf die Wegscheide ein und bereitete ihnen einen feierlichen Empfang. Ihre 

Würdigung ist vor dem Hintergrund der »Westintegration« der Bundesrepublik und der 

zunehmend engeren Beziehungen zu Frankreich als Geste der Versöhnung auf lokaler 

Ebene zu interpretieren. Gleichwohl ging sie nach wie vor mit der Ausblendung der 

sowjetischen Opfergruppe einher. Die Wegscheide-Stiftung erwähnte die Besuche in ihren 

Jahresberichten, schlug dabei aber einen distanzierten und vermutlich beschönigenden Ton 

an: »Die ehemaligen Gefangenen, die in Bad Orb in Geschäften und auf Bauernhöfen 

arbeiteten, waren allgemein von der Bevölkerung gut behandelt worden.« Die Besichtigung 

der schönen Anlage habe die »trüben Erinnerungen« verdrängt.162 Wie die Besuche in Bad 

Orb und Frankfurt öffentlich rezipiert wurden, ist noch unbekannt und bedarf weiterer 

Recherche. 

 Zu einer tiefergehenden, von zivilgesellschaftlichen Akteuren vorangetriebenen 

Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit kam es erst in den 1980er Jahren. Im 

Allgemeinen gelten diese in der Bundesrepublik als Beginn einer neuen Hochkonjunktur der 

historischen Forschung und öffentlichen Debatte über den NS-Staat.163 Dabei gerieten nun 

vielfach auch die lokalen Kontexte der nationalsozialistischen Herrschaft und die konkreten 

Schicksale der Opfer in den Blick.164 Hinsichtlich der Wegscheide kam einer 1982 im 

Hessischen Rundfunk ausgestrahlten Hörfunksendung des Journalisten Johannes Winter 

eine wichtige Rolle zu. Erstmals stellte diese unterschiedliche Aspekte der Historie des 

Schullandheims – die Pädagogik und politische Orientierung August Jasperts, die 

                                                 
160 Vgl. Schäfer: 75 Jahre, S. 78. 
161 S. zur Perpetuierung des Narrativs einer widerständigen Haltung während der NS-Zeit aus dieser Phase etwa 
Sahrhage, Hoenen (Hrsg.): Schullandheim-Arbeit, S. 34. 
162 ISG, Wegscheide (Depositum) 9, Jahresbericht 1965; vgl. auch ISG, Wegscheide (Depositum) 8, 
Jahresbericht 1970. 
163 Vgl. Frei: Lernprozesse, S. 52–55. 
164 Einflussreich für viele regionalgeschichtliche Untersuchungen zum Schicksal sowjetischer Kriegsgefangener 
ab Ende der 1970er Jahre war die erste umfassende wissenschaftliche Studie zu dem Thema: Christian Streit: 
Keine Kameraden. Die Wehrmacht und die sowjetischen Kriegsgefangenen 1941–1945, Stuttgart 1978. Ob 
dieses Werk von den geschichtspolitischen Akteuren, die sich mit der Wegscheide beschäftigten, zur Kenntnis 
genommen wurde, ist unbekannt. 



55 

»Gleichschaltung« der Wegscheide 1933, das Schicksal der Kriegsgefangenen und das 

defizitäre Gedenken der Nachkriegsjahrzehnte – in einen Zusammenhang und setzte damit 

den diskursiven Rahmen für die Debatten der folgenden Jahre.165 

 Hieran schlossen drei engagierte Lehrer der IG-Metall-Bildungsstätte Bad Orb – 

Werner Dreibus, Willi Hemer und Walter Weller – 1983 durch historische Wanderungen zur 

Wegscheide und zum Kriegsgefangenenfriedhof im Rahmen ihrer Seminare an. Im Jahr 

1985 schufen sie durch die Gründung des Vereins »Die Wegscheide mahnt – Den Frieden 

sichern« die Grundlage für eine Verstetigung und Intensivierung dieser Aktivitäten. Ihren 

öffentlichen Äußerungen ist zu entnehmen, dass sie dabei nicht nur erinnerungspolitisch, 

sondern vor dem Hintergrund der neuen Aufrüstungsdynamik des Kalten Kriegs auch 

friedensaktivistisch motiviert waren: Im 1988 erschienenen Wanderbuch des Vereins etwa ist 

zu lesen, dass die Aktivistinnen und Aktivisten kein Interesse an einer »Konservierung von 

Geschichte« hätten, sondern durch die Erinnerung an die NS-Vergangenheit der 

»Militarisierung unserer Gesellschaft« und einem drohenden »3. Weltkrieg« entgegenwirken 

wollten.166 Ein erster konkreter Erfolg des Vereins bestand im Zugeständnis der Stadt Bad 

Orb, zum 8. Mai 1985 erstmals einen Kranz im Gedenken an die sowjetischen Gefangenen 

auf dem Soldatenfriedhof niederzulegen. Vor allem gelang es ihm aber, das Thema trotz 

verbreiteter Ablehnung in der Bad Orber Bevölkerung im öffentlichen Bewusstsein zu 

verankern.167 

 Zum zentralen erinnerungspolitischen Konfliktfeld bis zum Beginn der 1990er Jahre 

entwickelte sich schließlich der 1986 bekannt gewordene Plan der Schullandheimleitung, die 

drei aus der Zeit des Ersten Weltkriegs stammenden Steinhäuser auf dem Wegscheide-

Gelände wegen der hohen Instandhaltungs- und Renovierungskosten abzureißen.168 Der 

Verein »Die Wegscheide mahnt« setzte dem den Plan entgegen, sie unter Denkmalschutz 

zu stellen und eine Erinnerungsstätte darin einzurichten. Im Frankfurter Magistrat und der 

Stadtverordnetenversammlung löste dies eine lebhafte parteipolitische Auseinandersetzung 

aus: Während die oppositionellen Grünen und Sozialdemokraten die Errichtung eines 

Erinnerungsorts unterstützten, lehnten die regierenden Christdemokraten das Vorhaben 

entschieden ab. In einer Schulausschusssitzung im März 1986 vertrat der CDU-

Schuldezernent und Wegscheide-Vorsitzende Bernhard Mihm die Ansicht, dass eine 

Öffnung des Geländes für die Öffentlichkeit – wie vom Verein angedacht – aus 

»Sicherheitsgründen« abzulehnen sei, im Schullandheim keine »bedrückende Atmosphäre« 

                                                 
165 Vgl. Noch im Tod säuberlich geschieden, in: Frankfurter Rundschau, 19.11.1982, S. IV. 
166 Krause-Schmitt u.a.: Wanderbuch, S. 70, 22; zum Engagement des Vereins in den 1980er Jahren insgesamt 
ebd., S. 63 ff. 
167 Zur ablehnenden Haltung der Bad Orber Bevölkerung s. Michael Grabenströer: Das Interesse an der 
Erforschung der Wegscheide ist groß, in: Frankfurter Rundschau, 13.7.1985, abgedruckt in: Herd, Sell: 
Wegscheide, S. 119. 
168 Zum Folgenden vgl. die Zeitungsberichte in: ISG, S3/M 25.402, S3/M 25.403, S3/M 25.406; Herd, Sell: 
Wegscheide, S. 119–130. 
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entstehen solle und der Soldatenfriedhof bei Bedarf ausreiche, den Kindern die 

»Tatbestände der Vergangenheit« nahezubringen.169 Ähnlich äußerte sich der amtierende 

Wegscheide-»Bürgermeister« Horst Wamser, der die Funktionen eines Schullandheims und 

einer Gedenkstätte für miteinander »unvereinbar« erklärte.170 Während es sich dabei 

zumindest teilweise um vorgeschobene Argumente gehandelt haben dürfte, meldete der 

christdemokratische Bad Orber Bürgermeister Metzler im November 1987 unverblümt 

»politische Bedenken« gegen die Initiative an, wie der Frankfurter Allgemeinen Zeitung zu 

entnehmen war: »›Die CDU stellt sich nicht in den Dienst einer Organisation, die der Stadt 

Schaden zufügt.‹ Er [Metzler] befürchtet, Bad Orb könne mit Nazi-Verbrechen in Verbindung 

gebracht werden, wenn verstärkt auf die Vergangenheit der Wegscheide aufmerksam 

gemacht wird.« Lediglich mit der Anbringung eines Gedenksteins und einer Dokumentation 

im Bad Orber Heimatmuseum sei der Bürgermeister einverstanden.171 Die Stadt Bad Orb 

stimmte der Errichtung eines Museums später jedoch per Magistratsbeschluss zu.172 

 Da Wegscheide-Stiftung und Frankfurter Stadtregierung an den Abrissplänen 

festhielten, organisierten die Geschichtsaktivistinnen und -aktivisten im September 1986 eine 

Demonstration vor den Toren des Geländes.173 Im Jahr 1987 legten sie schließlich den Plan 

vor, das alte Spessarthaus in ein »Friedenshaus«, eingebettet in einen historisch-

naturkundlichen Lehrpfad nach Villbach-Lettgenbrunn, umzuwandeln. Das neugestaltete 

Gebäude sollte Gruppen-, Vortrags- und Spielräume sowie ein Museum enthalten und 

dadurch »gleichzeitig Gedenken und aktive Friedensarbeit« sowohl für die Schulgruppen als 

auch für interessierte Bürgerinnen und Bürger ermöglichen: »Mit der Errichtung des 

Friedenshauses im ehemaligen Spessarthaus […] sehen wir eine letzte große Chance, die 

wechselvolle Geschichte der Wegscheide zwischen Krieg und Frieden nicht dem Vergessen 

preiszugeben und zugleich eine (im Hinblick auch auf die gegenwärtige Nutzung als 

Schullandheim) sinnvolle Nutzung einzuleiten.«174 

 Unterstützung für dieses Vorhaben ließ sich bei der rot-grünen Mehrheit im Kreistag 

des Main-Kinzig-Kreises mobilisieren. Obwohl das Landesamt für Denkmalschutz eine 

Anerkennung des gesamten Wegscheide-Geländes als Kulturdenkmal ablehnte, genehmigte 

der sozialdemokratisch geführte Kreisausschuss im Juni 1988 lediglich den Abriss des Rhön- 

und des Taunushauses. Der Erhalt des Spessarthauses als »Mahnmal und Gedenkstätte« 

liege demgegenüber im öffentlichen Interesse.175 Das Darmstädter Regierungspräsidium 

                                                 
169 Gegen »bedrückende Atmosphäre«. CDU lehnt »Wegscheide als Gedenkstätte« ab, in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 13.2.1986. 
170 Schuldezernent will Wegscheide nicht als Gedenkstätte nutzen, in: Frankfurter Rundschau, 24.2.1984. 
171 Kasernen, Kriegsgefangenenlager, Kinderlandschulheim, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 7.11.1987, S. 51. 
172 Vgl. Herd, Sell: Wegscheide, S. 128. 
173 Vgl. Demonstration für die Baracken, in: Kinzigtal Nachrichten, 8.9.1986, abgedruckt in: Herd, Sell: 
Wegscheide, S. 122 f. 
174 Vorstellungen des Vereins zu einer »Aktiven Gedenkstätte Wegscheide Bad Orb«, 29.4.1987, abgedruckt in: 
Herd, Sell: Wegscheide, S. 120. 
175 Vgl. Bernd Salzmann: Frankfurts Abrißbagger dürfen nicht anfahren, in: Frankfurter Rundschau, 13.6.1988. 
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bestätigte diese Entscheidung im April 1989.176 Der Sieg von SPD und Grünen bei der 

Frankfurter Kommunalwahl 1989 schien dem Vorhaben des Vereins schließlich den Weg zu 

ebnen, da nun auch die Wegscheide-Stiftung unter Leitung der neuen Schuldezernentin 

Jutta Ebeling (Grüne) sich bereit erklärte, die Einrichtung einer Erinnerungsstätte 

mitzutragen.177 Schnell wurden diese Hoffnungen jedoch enttäuscht: Im Jahr 1992 

prognostizierte ein Gutachten Sanierungskosten in Höhe von 2,2 Millionen D-Mark für das 

Spessarthaus und weder die Stiftung noch die Stadt Frankfurt sahen sich in der Lage, diese 

Summe aufzubringen. 

 Am 27. November 1991 genehmigte das Verwaltungsgericht Frankfurt sodann den 

Abriss des Spessarthauses, der 1992 vollzogen wurde. Die Urteilsbegründung zeigt 

gleichwohl, dass bei der Entscheidung nicht nur »unzumutbare Vermögensnachteile« für die 

Eigentümer der Immobilie, sondern auch vergangenheitspolitische Abwehrreflexe zum 

Tragen kamen: Die Initiative des Vereins, so formulierte es der vorsitzende Richter und 

Verwaltungsgerichtspräsident Dieter Neumeyer, sei Ausdruck von »Gefühlsduselei« und 

einer »›historistische[n]‹ Betrachtungsweise«, da sich nicht einwandfrei belegen lasse, dass 

das Spessarthaus tatsächlich Teil des Kriegsgefangenenlagers gewesen sei.178 

 Nachdem mit dieser Entscheidung das wesentliche Aktionsfeld des Vereins »Die 

Wegscheide mahnt« weggefallen war, verlegte dieser sich darauf, mehrere 

Informationstafeln rund um das Gelände anzubringen – darunter 1993 eine Tafel mit den 359 

bekannten Namen der sowjetischen Kriegsgefangenen – und den historischen Wanderweg 

mit Markierungen zu versehen. Im Verlauf der 1990er Jahren trat er nicht mehr durch 

öffentliche Aktionen in Erscheinung, mittlerweile wurde er aufgelöst.179 Um die 

Auseinandersetzungen der 1980er Jahre und die weitere Geschichte des Vereins 

nachzuvollziehen, wäre die Einsichtnahme in seine im Stadtarchiv Bad Orb verwahrten 

Akten unverzichtbar. 

 Nach dem Scheitern des Gedenkstättenprojekts und dem Rückzug des Vereins »Die 

Wegscheide mahnt« nahmen die geschichtspolitischen Kontroversen zu Beginn der 1990er 

Jahren eine andere Form an. Ihre Neuausrichtung hing mit einem sich in dieser Zeit 

herausbildenden und bis heute nachwirkenden Trend in der bundesrepublikanischen 

Erinnerungskultur zusammen: Verstärkt wurden nun – bedingt auch durch das späte 

Bekanntwerden der NSDAP-Mitgliedschaften zahlreicher berühmter Persönlichkeiten – das 

Fortwirken nationalsozialistischer Funktionseliten nach 1945 kritisch beleuchtet und im 

Allgemeinen beschwiegene oder vergessene Belastungsgeschichten skandalisiert.180 Im 

                                                 
176 Vgl. Auszug aus der Frankfurter Rundschau, 22.4.1989, abgedruckt in: Herd, Sell: Wegscheide, S. 126. 
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Matthias N. Lorenz (Hrsg.): Lexikon der »Vergangenheitsbewältigung« in Deutschland. Debatten- und 
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Falle der Wegscheide hatte das persönliche Verhalten der Verantwortlichen während der 

NS-Zeit auch in den öffentlichen Debatten bis zu diesem Zeitpunkt allenfalls eine sehr 

untergeordnete Rolle gespielt. Vor allem die Person und das pädagogische Lebenswerk 

August Jasperts hatten jahrzehntelang als unantastbar gegolten und waren von der 

Wegscheide-Stiftung bei zahlreichen Gelegenheiten positiv hervorgehoben worden. Bereits 

1961 hatte sie zu seinen Ehren einen Gedenkstein auf dem Gelände errichtet, bei dessen 

feierlicher Einweihung Vertreter des Magistrats und der Stadtverordnetenversammlung sowie 

drei Söhne Jasperts mit ihren Familien anwesend waren.181 Auch Wilhelm Bardorff war 1970 

die posthume Ehre einer nach ihm benannten Straße im »Kinderdorf« zuteilgeworden. 

 Explizite Kritik an dieser Gedenkpraxis äußerte zwei Jahrzehnte später erstmals eine 

Arbeitsgruppe gegen Antisemitismus um den Lehrer und späteren Leiter der 

Forschungsstelle NS-Pädagogik an der Goethe-Universität Benjamin Ortmeyer, die sich an 

der Holbein-Schule in Frankfurt-Sachsenhausen gegründet hatte.182 Sie warf der Stiftung 

und der Stadt Frankfurt nun nicht mehr nur einen defizitären Umgang mit dem Schicksal der 

sowjetischen Soldaten vor – auch wenn dieses Thema weiterhin präsent war –, sondern 

kritisierte vor allem die Ehrungen der ehemaligen Heimleiter. So war die Gruppe auf die SA-

Mitgliedschaft und das Bekenntnis zum Nationalsozialismus Wilhelm Bardorffs, der ab 1955 

Leiter der Holbein-Schule gewesen war, aufmerksam geworden, und bezüglich Jaspert kam 

sie zu dem Schluss, dass dieser »Erziehungsmuster« kultiviert habe, an die »die Nazis 1933 

nahezu nahtlos anzuschließen« vermochten.183 Obwohl der Stiftung diese Tatsachen 

bekannt seien, so die Kritik, werde weiterhin am ehrenden Gedenken an die betreffenden 

Personen festgehalten. Die Arbeitsgruppe forderte stattdessen, die Bardorff-Straße nach 

dem vertriebenen jüdischen Wegscheide-Förderer Ernst Levi zu benennen, auch Jaspert 

nicht länger durch den Gedenkstein sowie ein nach ihm benanntes Haus und eine nach ihm 

benannte Straße auf dem Gelände zu ehren sowie schließlich eine Gedenktafel auf dem 

Friedhof der sowjetischen Kriegsgefangenen anzubringen. 

 Der Initiative war nur ein Teilerfolg beschieden. Eine Umbenennung von Straßen und 

Gebäuden lehnte die Stiftung 1994 ab, da, wie Jutta Ebeling sagte, Jaspert und Bardorff 

»nur als Mitläufer einzustufen« seien: »Über sie dürfe nicht radikal der Stab gebrochen 

werden.« Eine in diesem Zusammenhang angekündigte Aufarbeitung in Zusammenarbeit mit 

dem Verein »Die Wegscheide mahnt« und dem neugegründeten Fritz Bauer Institut kam 

nicht zustande. Immerhin ließ die Schullandheimleitung noch im selben Jahr auf dem 

                                                 

Diskursgeschichte des Nationalsozialismus nach 1945, 3., überarb. und erw. Aufl., Bielefeld 2015 (zuerst 2007), 
S. 403–432. 
181 Vgl. ISG, Wegscheide (Depositum) 9, Jahresbericht 1961. 
182 Zum Folgenden einschließlich der Zitate aus Zeitungsausschnitten vgl. die Dokumente in: Handbibliothek der 
Forschungsstelle NS-Pädagogik, Nr. 2856, Konvolut zu »Wegscheide« (Frankfurter Schullandheim in Bad Orb). 
183 Ortmeyer sprach ferner von »fanatische[n] Äußerungen« Jasperts, mit denen dieser »öffentlich das 
mörderische NS-Regime lobte«, vgl. Jörg Anderson: Jaspert und Bardorff nur »Mitläufer« im Nationalsozialismus, 
in: Frankfurter Rundschau, 30.4.1994, S. 4. Quellen, auf die er sich hier bezogen haben könnte, waren für den 
vorliegenden Bericht nicht zu ermitteln. 
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Gelände eine Gedenktafel zur Erinnerung an das Schicksal der Kriegsgefangenen und 

Geflüchteten anbringen. Zudem gab sie die von Kurt Schäfer 1995 fertiggestellte Broschüre 

in Auftrag, was sich auch als verspätete Reaktion auf die Konflikte der 1980er Jahre 

verstehen lässt. Dabei handelte es sich um die erste derart umfassende Dokumentation der 

Geschichte des Schullandheims, mit der die Stiftungsleitung ihre Defizite auf diesem Gebiet 

anerkannte, und daher zweifellos um einen wichtigen geschichtspolitischen Schritt. Dennoch 

wies Schäfers Band einige Probleme auf: Bei der Darstellung der früheren Wegscheide-

Leitung und ihrer pädagogischen Praxis, des Verhältnisses von Schullandheim und 

Kriegsgefangenenlager, des Agierens der Stadtverwaltung und der Hintergründe der 

Stiftungsgründung schrieb er jedenfalls gewisse beschönigende und apologetische 

Tendenzen fort, wie der vorliegende Bericht zeigt. Für rund 25 Jahre war damit dennoch eine 

Art vorläufiger Schlussstrich unter die erinnerungskulturellen Debatten gezogen. 

 Die aktuelle Wiederentdeckung des Themas dürfte mit der Verschränkung mehrerer 

Faktoren zu tun haben: Erstens bildete das hundertjährige Bestehen der Einrichtung 2020 

einen offensichtlichen Anlass, sich mit der Geschichte der Wegscheide 

auseinanderzusetzen. Zweitens fällt dieses Jubiläum mit einer erneuten Konjunktur der NS-

Belastungsforschung in Deutschland zusammen, die seit zehn bis fünfzehn Jahren andauert 

und zahlreiche Auftragsforschungen zu Bundesbehörden, aber auch zu regionalen und 

kommunalen Institutionen, Vereinen und Verbänden sowie öffentlichen Personen 

hervorgebracht hat.184 Auf lokaler Ebene spielen hierbei häufig Ehrungen durch 

Straßennamen und Denkmäler eine Rolle, ohne dass sich die Kritik dabei auf Personen 

beschränken würde, die eindeutig als nationalsozialistische »Täter« zu identifizieren sind.185 

Den Anstoß für die entsprechenden Untersuchungen wiederum geben vielfach erneut die 

Recherchen von Initiativen oder Personen aus der Zivilgesellschaft: Im Falle der Wegscheide 

ist das Engagement des Historikers Gunter Stemmler zu nennen, der in den vergangenen 

Jahren NS-Kontinuitäten in der Frankfurter Stadtpolitik und Ehrungen entsprechender 

Personen kritisch beleuchtet hat.186 

Insgesamt betrachtet erscheint die Aufarbeitung der Wegscheide-Vergangenheit also als 

langwieriger, umkämpfter und – mit Blick auf das Verschwinden des Themas aus dem 

öffentlichen Diskurs zwischen 1995 und 2019 – keineswegs linearer Prozess einer immer 

intensiveren Beschäftigung. In einer umfassenden neuen Untersuchung zum Thema gälte 

es, die Entwicklung der Nachkriegsjahrzehnte detaillierter auszuleuchten, dabei die 

                                                 
184 Zur kritischen Einordnung s. Frank Bajohr, Johannes Hürter: Auftragsforschung und »NS-Belastung«. 
Bemerkungen zu einer Konjunktur, in: Frank Bajohr u.a. (Hrsg.): Mehr als eine Erzählung. Zeitgeschichtliche 
Perspektiven auf die Bundesrepublik, Göttingen 2016, S. 221–233. 
185 Vgl. David Templin: Wissenschaftliche Untersuchung zur NS-Belastung von Straßennamen. Abschlussbericht 
erstellt im Auftrag des Staatsarchivs Hamburg, Hamburg 2017, S. 5 ff., https://epub.sub.uni-
hamburg.de/epub/volltexte/2020/112621/ (16.3.2023); Fischer, Lorenz: Lexikon, S. 429–432. 
186 S. vor allem Gunter Stemmler: Die Vermessung der Ehre. Zur Geschichte der Ehrenbürger, Ehrensenatoren 
sowie Ehrenmitglieder an deutschen Hochschulen und an der Universität Frankfurt am Main, Frankfurt am Main 
u.a. 2012; ders.: Schuld und Ehrung; ders.: Bruno Müller. 
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vergangenheitspolitischen Debatten in der Bundesrepublik im Allgemeinen und die 

politischen Verhältnisse in Frankfurt beziehungsweise im Main-Kinzig-Kreis im Besonderen 

sowie die Rezeption in den Medien ausführlicher zu berücksichtigen. Ferner wären weitere 

Quellen wie die Akten des Vereins »Die Wegscheide mahnt« heranzuziehen. 
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Zusammenfassung und Ausblick 

Das Ziel des vorliegenden Berichts besteht darin, zentrale Fragestellungen zur Geschichte 

der Wegscheide in der NS-Zeit zu skizzieren und erste Forschungsergebnisse hierzu 

vorzulegen. Dabei ergibt sich insgesamt ein ambivalentes Bild: Erstens ist festzustellen, dass 

von den in den 1920er Jahren entwickelten Erziehungskonzepten des »Kinderdorfs« keine 

direkten Linien zur NS-Pädagogik führten, sie aber eine ausgeprägte Anschlussfähigkeit an 

diese aufwiesen. Zweitens kann das Agieren der Schullandheimleitung während des 

Nationalsozialismus weder als bedingungslose Anpassung noch als widerständiges Handeln 

klassifiziert werden: Die Verantwortlichen mögen versucht haben, die Kontrolle über ihre 

Einrichtung nicht an Parteigliederungen zu verlieren, eine prinzipielle Gegnerschaft zum NS-

System lag dem aber höchstwahrscheinlich nicht zugrunde. Drittens handelt es sich bei der 

Mehrheit der relevanten Akteure nicht um fanatische Nationalsozialisten, jedoch um 

kooperationsbereite bis engagierte Unterstützer des Regimes. Größere Unklarheiten 

bestehen in diesem Punkt nach wie vor hinsichtlich der Person August Jasperts: 

Festzuhalten bleibt, dass der überzeugte Deutschnationale sicherlich über ideologische 

Schnittmengen mit den Nationalsozialisten verfügte, nach seinem Ausscheiden als 

ehrenamtlicher Stadtrat 1934 aber offenbar weder durch politisches Engagement noch durch 

öffentliche Äußerungen zur NS-Politik auffiel. Schließlich wurde auch die Aufarbeitung der 

Vergangenheit der Wegscheide in die Untersuchung einbezogen. Wie die vorgelegte Skizze 

zeigt, begann diese nicht mit den jüngsten Diskussionen um die Geschichtspolitik der 

Stiftung, sondern ist als langer und konfliktreicher Prozess zu beschreiben, der vor allem in 

den 1980er und 1990er Jahren von zivilgesellschaftlichen Akteuren gegen erhebliche 

Widerstände vorangetrieben wurde. 

 Mit dem vorliegenden Bericht wurde erstmals systematisch herausgearbeitet, welche 

Aspekte bei der Betrachtung des Schullandheims Wegscheide im Nationalsozialismus zu 

berücksichtigen sind. Gleichwohl handelt es sich nicht um eine abschließende und 

erschöpfende Darstellung; vielmehr bestehen mehrere Möglichkeiten, die vorliegenden 

Ergebnisse zu überprüfen und zu präzisieren sowie das Thema weiterzuentwickeln. 

 Ein erster, praktischer Schritt bestünde in der Erweiterung der Quellenbasis. 

Potenzielle Anlaufstellen, die bislang nicht aufgesucht werden konnten, wären das 

Stadtarchiv in Bad Orb, das Archiv des Leibniz-Instituts für Bildungsforschung und 

Bildungsinformation in Berlin und das Bundesarchiv in Berlin. Vor allem die in Bad Orb 

verwahrten Unterlagen sind, da bisher nicht wissenschaftlich ausgewertet, von großem 

Interesse. Als gewinnbringend könnte sich darüber hinaus die Kontaktaufnahme mit den 

Nachfahren August Jasperts erweisen, die sich 2008 an das Frankfurter Institut für 

Stadtgeschichte wandten, um Informationen über ihre Familie und eine Radierung des 
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»Wegscheidevaters« aus ihrer »Sammlung« zu übersenden.187 Sollte die Familie über 

weiteres Material verfügen und sich bereit erklären, es für die Forschung zur Verfügung zu 

stellen, könnte dies angesichts der Unklarheiten zur Person Jasperts von großem Wert sein. 

Ferner böten Zeitzeugengespräche – etwa mit den Mitgliedern des Vereins »Die 

Wegscheide mahnt« oder der Gruppe um Benjamin Ortmeyer – eine Möglichkeit, die 

erinnerungspolitischen Debatten der 1980er und 1990er Jahre detaillierter nachzuvollziehen. 

 Zweitens wären die bisherigen Ergebnisse stärker in allgemeine zeithistorische und 

erziehungswissenschaftliche Debatten einzuordnen. Dabei sollte zum einen die Forschung 

zur Gesellschaftsgeschichte des Nationalsozialismus Beachtung finden, die in den 

vergangenen Jahren durch die Diskussionen über den Begriff der »Volksgemeinschaft« neue 

Impulse erhalten hat. In diesem Feld verortete, kultur- und sozialtheoretisch informierte 

Studien schlagen vor, unter »Volksgemeinschaft« weder eine bloße Propagandaformel noch 

eine empirische Realität zu verstehen, sondern ein relativ interpretationsoffenes 

»gesellschaftliches Leitbild, das durch Inklusions- und Exklusionsprozesse in der Praxis 

stetig hergestellt werden musste«.188 Ins Zentrum des Interesses rücken damit die 

vielfältigen Alltagshandlungen, mit denen der Begriff konkret gedeutet und angeeignet 

wurde, die das NS-System also auf einer sozialen Mikroebene konstituierten.189 Der 

kollektive Erfahrungsraum »Schullandheim«, der von einer Vielzahl ritualisierter, symbolisch 

aufgeladener und auf die Herstellung von Gemeinschaft ausgerichteter Praktiken organisiert 

war, wäre für eine solche »praxeologisch«190 orientierte Perspektive ein interessanter und 

bislang unbeachteter Anwendungsfall. Ferner wäre es notwendig, die seit Jahrzehnten 

geführten Kontroversen über das Verhältnis von Reformpädagogik und Nationalsozialismus 

umfassender zu berücksichtigen. Erst der Rückgriff auf die entsprechenden, für die 

vorliegende Darstellung nur ansatzweise beleuchteten Debatten würde es erlauben, das 

eklektische Programm der Wegscheide präziser im Kontext zeitgenössischer 

Bildungsdiskurse zu verorten und die Spezifität der von Jaspert propagierten »Erziehung zur 

Gemeinschaft« sowie ihrer Transformation über mehrere gesellschaftliche Systeme hinweg 

zu bestimmen.191 

 Drittens wurde bei der Durchführung des Rechercheprojekts eine bemerkenswerte 

Forschungslücke hinsichtlich der Geschichte des Kriegsgefangenenlagers Stalag IX B 

                                                 
187 Vgl. die Schriftstücke in: ISG, S2/271. 
188 Frank Bajohr: Der Cultural Turn und die Gesellschaftsgeschichte des Nationalsozialismus, in: Vierteljahrshefte 
für Zeitgeschichte 65 (2017), H. 2, S. 223–232, hier: S. 226. 
189 Zusammenfassend s. Janosch Streuwer: Was meint und nützt das Sprechen von der »Volksgemeinschaft«? 
Neuere Literatur zur Gesellschaftsgeschichte des Nationalsozialismus, in: Archiv für Sozialgeschichte 53 (2013), 
S. 487–534. 
190 Allgemein zu praxeologischen Ansätzen in der Zeitgeschichte s. Sven Reichardt: Zeithistorisches zur 
praxeologischen Geschichtswissenschaft, in: Arndt Brendecke (Hrsg.): Praktiken der Frühen Neuzeit. Akteure –
Handlungen – Artefakte, Wien u.a. 2015, S. 46–61. 
191 S. grundsätzlich Peter Dudek: Reformpädagogik und Nationalsozialismus, in: Barz (Hrsg.): Handbuch, S. 55–
64. 
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deutlich. Erstaunlich ist dies insofern, als das Thema bereits verhältnismäßig früh eine 

zentrale Rolle in den Auseinandersetzungen um die Aufarbeitung der Wegscheide-

Vergangenheit spielte, bis heute aber kaum mehr über die Organisation, die 

Verantwortlichen, den Arbeitseinsatz oder den Lageralltag der Gefangenen bekannt ist als 

gegen Ende der 1980er Jahre. Das größte Hindernis für eine weiterführende 

Auseinandersetzung stellte lange Zeit die fragmentarische Quellenüberlieferung dar, 

gleichwohl bieten sich der Forschung einige bislang nicht genutzte Ansatzpunkte. 

 Wie bereits mehrfach erwähnt, steht eine Auswertung der Unterlagen des Vereins 

»Die Wegscheide mahnt« im Stadtarchiv Bad Orb noch aus; darüber hinaus dürften dort 

weitere Unterlagen zum Kriegsgefangenenlager vorhanden sein.192 Auch Recherchen in den 

einschlägigen Beständen des Bundesarchivs in Berlin und des Bundesarchiv-Militärarchivs in 

Freiburg zu Kriegsgefangenschaft und Zwangsarbeitereinsatz sind für das Stalag IX B 

bislang nicht erfolgt. Hinzukommt, dass die Staatsanwaltschaft Hanau ab Ende der 1960er 

Jahre ein Verfahren gegen die militärischen Befehlshaber des Lagers wegen des Verdachts 

auf Mord oder Beihilfe zum Mord an sowjetischen Kriegsgefangenen durchführte. Der 1975 

eingestellte Prozess spielte weder für die geschichtspolitischen Aktivistinnen und Aktivisten 

in den 1980er Jahren eine erkennbare Rolle, noch fand er Erwähnung in den bisherigen 

Darstellungen der Wegscheide-Historie. Die Akten hierzu werden im Bestand der Zentralen 

Stelle der Landesjustizverwaltungen in der Dienststelle des Bundesarchivs in Ludwigsburg 

verwahrt. Ihre Auswertung wäre sowohl hinsichtlich der Geschichte des 

Kriegsgefangenenlagers als auch der (juristischen) »Vergangenheitsbewältigung« von 

Interesse.193 Zu berücksichtigen ist zudem, dass sich die Quellenlage vor allem für die 

Beschäftigung mit dem Schicksal der sowjetischen Internierten seit den Debatten der späten 

1980er und frühen 1990er Jahre erheblich verbessert hat. Durch die Öffnung der Archive auf 

dem Gebiet der ehemaligen Sowjetunion sind mittlerweile zahlreiche personenbezogene 

Unterlagen aus Wehrmachtprovenienz zugänglich, die 1945 in die Herkunftsstaaten der 

Gefangenen überführt wurden. Zu nennen sind insbesondere die im Archiv des 

Verteidigungsministeriums der Russischen Föderation (ZAMO) in Podolsk verwahrten 

Bestände der ehemaligen Wehrmachtauskunftstelle (WASt), die Akten von mehreren 

hunderttausend Soldaten und mehreren zehntausend Offizieren der Roten Armee umfassen, 

die zwischen 1941 und 1945 in deutscher Gefangenschaft ums Leben kamen.194 

                                                 
192 S. auch die Hinweise bei Rolf Keller, Reinhard Otto: Das Massensterben der sowjetischen Kriegsgefangenen 
und die Wehrmachtbürokratie. Unterlagen zur Registrierung der sowjetischen Kriegsgefangenen 1941–1945 in 
deutschen und russischen Institutionen, in: Militärgeschichtliche Zeitschrift 57 (1998), H. 1, S. 149–180, hier: 
S. 167 ff. 
193 S. die Bemerkung zu dem Verfahren bei Raskop: NS-Zwangsarbeit, S. 29. Laut der Datenbank des 
Bundesarchivs finden sich Akten hierzu unter der Signatur BArch, B 162/15557–15558. 
194 Zu Forschungsstand und Quellenlage zu den sowjetischen Kriegsgefangenen s. die Einführung in: Rolf Keller: 
Sowjetische Kriegsgefangene im Deutschen Reich 1941/42. Behandlung und Arbeitseinsatz zwischen 
Vernichtungspolitik und kriegswirtschaftlichen Zwängen, Göttingen 2011. 
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 Es ist offensichtlich, dass eine Untersuchung des Stalag wesentlich über die in dieser 

Vorstudie behandelte Geschichte des Schullandheims Wegscheide hinausginge und mit 

erheblichem Rechercheaufwand verbunden wäre. Fraglos aber würde es sich um einen 

wichtigen Beitrag sowohl zur regionalen Erinnerungskultur als auch zur wissenschaftlichen 

Beschäftigung mit dem NS-Lagersystem handeln – zumal die Kriegsgefangenenlager auf 

dem Gebiet des heutigen Bundeslandes Hessen insgesamt noch immer weitgehend 

unerforscht sind.195 Erkenntnisse hierzu sind grundsätzlich von einem aktuell am Fritz Bauer 

Institut durchgeführten Forschungsvorhaben zum Verhältnis der Deutschen zu den 

sowjetischen Kriegsgefangenen zwischen 1941 und 1945 zu erwarten, das alle Wehrkreise 

des »Großdeutschen Reichs« berücksichtigen und damit auch die Situation in Hessen 

betrachten wird.196 

 Abschließend sei auf das Potenzial der Wegscheide als historischer Gedenk- und 

Lernort hingewiesen, das die geschichtspolitischen Aktivistinnen und Aktivisten bereits in den 

1980er Jahren erkannten: Zentrale geschichtliche Ereignisse und Entwicklungen des 

20. Jahrhunderts lassen sich hinsichtlich ihrer regionalen und lokalen Auswirkungen auf der 

Wegscheide in eindrücklicher Weise nachvollziehen. Für die Schulklassen, die sich heute auf 

der Spessarthöhe aufhalten, bietet die Auseinandersetzung mit der Vergangenheit des 

»Kinderdorfs« zudem die Möglichkeit, grundlegende Fragen zur Organisation sowie zur 

gesellschaftlichen Funktion von Erziehung und Unterricht kritisch zu erörtern. Die 

Beschäftigung mit der Entwicklung der Wegscheide sollte daher nicht bei deren 

geschichtswissenschaftlicher Aufarbeitung stehen bleiben. Vielmehr gälte es, systematisch 

entsprechende Vermittlungskonzepte sowie die Infrastruktur für ein angemessenes 

Gedenken zu entwickeln – eine anspruchsvolle Aufgabe, die nur durch eine Zusammenarbeit 

von Historikerinnen, Pädagogen, städtischen Institutionen und der Stiftung Wegscheide zu 

bewältigen wäre.  

                                                 
195 Eine Ausnahme stellt das Stalag IX A bei Ziegenhain in Nordhessen dar, an das seit 2003 eine Gedenkstätte 
und ein Museum erinnern. S. dazu Karin Brandes, Hans Gerstmann: Gedenkstätte und Museum Trutzhain. Vom 
Stalag IX A Ziegenhain zur Gemeinde Trutzhain, Schwalmstadt 2003; sowie die Homepage der Institution: 
https://www.gedenkstaette-trutzhain.de/ (16.3.2023). 
196 Für Hinweise hierzu bedanke ich mich beim Bearbeiter des Projekts Jörg Osterloh. S. auch die 
Kurzbeschreibung des Forschungsvorhabens »Die deutschen und die sowjetischen Kriegsgefangenen 1941–
1945«: https://www.fritz-bauer-institut.de/forschungsprojekte/die-deutschen-und-die-sowjetischen-
kriegsgefangenen-1941-1945 (16.3.2023). 
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Quellen und Literatur 

Kommentierte Übersicht über relevante Archivalien 

Institut für Stadtgeschichte Frankfurt am Main (ISG) 

Chroniken S5/210 

Chronik der Rudolf-Schule (Volksschule am Hauptbahnhof) 1907–1943, enthält u.a. 

Berichte von Aufenthalten auf der Wegscheide 

Fürsorgeamt 623 

enthält Dokumente zur Wiederaufnahme der Tätigkeit auf der Wegscheide 1945–1957 

Fürsorgeamt 627 

 enthält Satzungen der Stiftung Wegscheide 1938, 1948, 1954 

Magistratsakten 2.059 

enthält diverse Dokumente zum Bürgerausschuss e.V. 1918–1928 

Magistratsakten 3.643 

enthält u.a. Briefwechsel zur Nichtwiederberufung August Jasperts als ehrenamtlicher 

Stadtrat 1934 

Magistratsakten 3.645 

enthält u.a. Dokumente zur Wiederwahl August Jasperts als ehrenamtlicher Stadtrat 

1933 und zur Nichtwiederberufung 1934 

Magistratsakten 7.816 

enthält u.a. Dokumente zu Konflikten rund um die Wegscheide 1933–1938, zur 

Gründung der Stiftung 1938 und zur Wiederaufnahme der Tätigkeit nach 1945 

Magistratsakten 8.453 

enthält diverse Dokumente zum Bürgerausschuss e.V. 1932–1935, darunter Satzung 

und Schreiben an Oberbürgermeister Krebs vom Mai 1933 

Magistratsakten U/898 

enthält Dokumente zur Gründung und Frühgeschichte der Wegscheide in den 1920er 

Jahren 

Magistratsakten V/675 

enthält Dokumente zur Frankfurter Kinderhilfe 1920 

Magistratsakten V/676 

enthält u.a. Dokumente zur Frühgeschichte und Entwicklung der Wegscheide in den 

1920er Jahren 
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Nachlass Krebs, Friedrich S1-50/1 

enthält Tagebucheinträge Krebs’ aus den Jahren 1935–1938, 1942–1943, darunter 

Kommentar zu Jasperts Ablösung als Stadtrat 1935 

Personalakten 17.156, 204.331 (Jaspert, August) 

Akten enthalten u.a. Dokumente zu August Jasperts Herkunft, seiner Karriere als 

Lehrer und Schulrektor und seinem ehrenamtlichen Engagement in der 

Wohlfahrtspflege 

Sammlung Ortsgeschichte S3/5.996 (Frankfurter Kinderhilfe) 

enthält u.a. Broschüre zu Motivation und Tätigkeiten der Kinderhilfe 1920 

Sammlung Ortsgeschichte S3/M 11.999, S3/M 12.000, S3/M 12.001, S3/M 25.402, 

S3/M 25.403, S3/M 25.404, S3/M 25.406, S3/M 27.565, S3/M 972 (Schullandheim 

Wegscheide) 

Akten enthalten überwiegend Zeitungsausschnitte zur Geschichte der Wegscheide von 

1945 bis in die 1990er Jahre 

Sammlung Ortsgeschichte S3/N 25.407 (Schullandheim Wegscheide) 

enthält Zeitungsausschnitte zu Reinhold Disnosky 

Sammlung Ortsgeschichte S3/P 4576 (Bürger-Ausschuß) 

enthält verschiedene Dokumente zum Bürgerausschuss, u.a. Schreiben an die 

Mitglieder und Jahresbericht 1926 

Sammlung Personengeschichte S2/271 (Jaspert, August) 

 enthält vor allem Zeitungsausschnitte zu August Jaspert 

Sammlung Personengeschichte S2/1.693 (Bardorff, Wilhelm) 

enthält vor allem Zeitungsausschnitte zu Wilhelm Bardorff 

Sammlung Personengeschichte S2/3.785 (Levi, Ernst) 

enthält Zeitungsausschnitte und Kopien von Buchbeiträgen zu Ernst Levi 

Sammlung Personengeschichte S2/16.579 (Keyl, Friedrich Wilhelm) 

 enthält biografische Grundangaben zu Friedrich Keyl 

Sammlung Personengeschichte S2/1.164 (Hoenen, Konrad) 

enthält vor allem Zeitungsausschnitte zu Konrad Hoenen (1949–1962 »Bürgermeister« 

der Wegscheide) 

Sammlung Personengeschichte S2/10.005 (Strauß, Anton) 

enthält Zeitungsartikel zur Verleihung des Bundesverdienstkreuzes an Anton Strauß 

1978 (1949–1985 Wirtschaftsleiter der Wegscheide) 
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Schulamt 231 

enthält u.a. Dokumente zu politischen und pädagogischen Diskussionen um die 

Wegscheide in den 1920er Jahren und zur »Gleichschaltung« der Einrichtung 1933 

Schulamt 362 

enthält u.a. Dokumente zu Gründung und Anfängen der Wegscheide und zu 

politischen Diskussionen um die Wegscheide in den 1920er Jahren 

Schulamt 2.174 

enthält u.a. eine Denkschrift August Jasperts zur Schulverwaltungsreform 1933 und 

Dokumente zur anschließenden Debatte 

Schulamt 5.065 

enthält u.a. Dokumente zur Wiederaufnahme der Wegscheidetätigkeit nach 1945 

Stadtverordnetenversammlung 1.786 

enthält u.a. Dokumente zu politischen Diskussionen um die Wegscheide in den 1920er 

Jahren 

Wegscheide (Depositum) 1 

enthält u.a. Besprechungsprotokolle, Berichte, Stellungnahmen, Verträge und 

Satzungen 1936–1954 

Wegscheide (Depositum) 2 

enthält u.a. Besprechungsprotokolle, Berichte und Korrespondenz 1941–1957 

Wegscheide (Depositum) 7 

enthält Protokolle der Vorstandssitzungen 1939–1966 

Wegscheide (Depositum) 8 

enthält u.a. Jahresberichte 1940–1959 

Wegscheide (Depositum) 9 

enthält u.a. Jahresberichte 1960–1971 

Wohlfahrtsamt 1.339 

enthält u.a. Dokumente zur Unterstützung der Wegscheide durch die Stadt Frankfurt 

1925–1928 
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Hessisches Hauptstaatsarchiv Wiesbaden (HHStAW) 

Bestand 653, Nr. 2916, Besichtigung, Erfassung und Instandsetzung von 

Kriegsgräberanlagen 1961–1969 

 enthält Dokumente zum Lagerfriedhof auf der Wegscheide 

Bestand 520/11, Nr. 3481-3482 

 Spruchkammerakte Wilhelm Bardorff 

Bestand 520/11, Nr. 45211 

 Spruchkammerakte Reinhold Disnosky 

Bestand 501/R, Nr. 35736 

 Ergänzung zur Spruchkammerakte Reinhold Disnosky 

Bestand 520/F, Nr. 143229 

 Spruchkammerakte Bruno Müller 

Auch vorhanden: Spruchkammerakten Werner Fischer-Defoy, Rudolf Keller, Wilhelm 

Polligkeit, darin jedoch keine direkten Hinweise zur Wegscheide 

 

Stadtarchiv Bad Orb 

ca. 30 Ordner des Vereins »Die Wegscheide mahnt – Den Frieden sichern«, noch nicht 

verzeichnet; Einsichtnahme für vorliegenden Bericht wegen Sperrung des Archivs nicht 

möglich 

 

Archiv des DIPF – Leibniz-Institut für Bildungsforschung und Bildungsinformation (Berlin) 

umfangreiche Materialien zur Wegscheide im Bestand »Verband Deutscher 

Schullandheime«, darunter drei Mappen mit Schriftverkehr, Rundschreiben, Zeitungsartikeln 

und Jahresberichten 1936–1969; Einsichtnahme für vorliegenden Bericht wegen laufender 

Bearbeitung nicht möglich 

 

Forschungsbibliothek des DIPF – Leibniz-Institut für Bildungsforschung und 

Bildungsinformation (Frankfurt am Main) 

13508/L.b. Textsammlung »Sommerschule Wegscheide 1920–1935«  
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Handbibliothek der Forschungsstelle NS-Pädagogik, Johann Wolfgang Goethe-Universität 

Frankfurt am Main 

Nr. 2856, Konvolut zu »Wegscheide« (Frankfurter Schullandheim in Bad Orb) 

 

Periodika 

Die Wegscheide. Blätter für Erziehung und Jugendkunde, hrsg. von der 

Kindererholungsstätte Wegscheide GmbH (1922–1925). 

Unsere Wegscheide, hrsg. von der Vereinigung der Freunde der Wegscheide e.V.  

(1926–1928). 

 

Gedruckte Quellen 

Die Wegscheide und ihr Schöpfer. Zum sechzigsten Geburtstage von August Jaspert M.d.L., 

Rektor der Kaufungerschule Frankfurt a.M., Frankfurt am Main 1930. 

Dillmann, Joseph, Annemarie Dillmann: Tanzspiele von der Wegscheide, Frankfurt am 

Main 1928. 

Gläß, Theo (Hrsg.): Unsere Wegscheide, Frankfurt am Main 1958. 

Herd, Karl-Otto, Jutta Sell: Die Wegscheide bei Bad Orb. Ein Spiegel deutscher Geschichte 

seit 1900. Eine Dokumentation, Fuldatal 1994. 

Hoenen, Konrad: Wegscheide im Wandel der Zeit, in: Theo Gläß (Hrsg.): Unsere 

Wegscheide, Frankfurt am Main 1958, S. 7–10. 

Institut für Zeitgeschichte (Hrsg.): Akten der Partei-Kanzlei der NSDAP. Rekonstruktion eines 

verlorengegangenen Bestandes, Regesten, 4 Bde., Bd. 1, bearb. von Helmut Heiber, 

München 1983. 

Jaspert, August: Das Problem der ästhetischen Einfühlung und die ästhetische Erziehung, 

Langensalza 1914. 

–  Die Kinderstadt Wegscheide, in: Die Wegscheide. Blätter für Erziehung und Jugendkunde 

1 (1922), H. 1, o. S. 

–  Das Kinderdorf Wegscheide als Unterrichts- und Erziehungsstätte, in: Die Wegscheide. 

Blätter für Erziehung und Jugendkunde 3 (1925), S. 5–10. 
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–  Kindererholungsstätte Wegscheide, in: Jahrbuch der Frankfurter Bürgerschaft 1926, hrsg. 

von Oberbürgermeister Dr. Landmann und Professor Dr. Trumpler, Frankfurt am Main 

1926, S. 109–113. 

–  Pestalozzi und der Gemeinschaftsgedanke, in: Arbeitsausschuss für die Pestalozzifeier 

1927 (Hrsg.): Pestalozzi und Frankfurt am Main. Ein Gedenkbuch zum hundertsten 

Todestage Johann Heinrich Pestalozzis, Frankfurt am Main 1927, S. 28–33. 

–  Kinderdorf Wegscheide, Frankfurt am Main 1929. 

–  Wegscheide, die Schule der Zukunft, in: Der Schulverband. Zeitschrift für die 

Angelegenheiten und Interessen der Schulverbände 5 (1931), H. 9–10, S. 344–349, 389–

393. 

Sitzungsberichte des Preußischen Landtags. 3. Wahlperiode, Bd. 7 und Bd. 17, Berlin 1932. 

Wangorsch, Ewald, Liesel Disselnkötter: Lieder von der Wegscheide, Frankfurt am Main 

1926. 

Wilhelm, Albert: Das Kinderdorf »Wegscheide«: Ein moderndes Philanthropin, Nürnberg 

1925. 
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